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1 Einleitung
1.1 Problemstellung
Angesichts des Forschungsstandes in der deutschen Wahlsoziologie stellt sich die
Frage, „ob es sich überhaupt noch lohnt, so wie bisher weiterzuarbeiten”1? Diese
von Max Kaase im Jahr 1973 provokant formulierte Frage ist nunmehr über 30
Jahre alt. Kaase beklagte die konzeptionelle Stagnation in der Wahlforschung und
eine weitgehend deskriptiv-affirmative Ausrichtung ohne ausreichende theoriekri-
tische Reflexion ihrer Erklärungsmodelle und Erkenntnisziele2. Trotz der kriti-
schen Einschätzung Kaases arbeitete die Wahlsoziologie einfach so weiter. Das
zahlte sich aus: Seitdem hat die „Ausdifferenzierung der Wissenschaftslandschaft
[...] in der Wahlforschung [...] ihre Spuren hinterlassen”3 und mittlerweile „ist der
deutschen Wahlforschung gerade in ihrer Orientierung am internationalen – und
das heißt in diesem Feld nun einmal vor allem amerikanisch geprägten – Main-
stream ein hoher, auch international respektierter Entwicklungsstand zu beschei-
nigen”4. Ist es tatsächlich so gut um die Wahlsoziologie bestellt? Besteht die vor-
nehmliche Aufgabe der Forschung lediglich in der Erkundung einiger Desiderate?5
Ich möchte Zweifel anmelden.
Die Wahlforschung muss sich immer wieder den Vorwurf gefallen lassen, sie
nähere sich nur wenig systematisch ihrem Untersuchungsgegenstand und ver-
füge über kein vorab festgelegtes und anerkanntes Erklärungsmodell.6 Ob sozi-
1Max Kaase: Die Bundestagswahl 1972: Probleme und Analysen. In: Politische Vierteljahresschrift.
14. Jg. (1973), S. 152.
2Vgl. ebd., S. 152 f.
3Max Kaase et al.: Vorwort. In: Max Kaase/Hans-Dieter Klingemann (Hrsg.): Wahlen und Wähler.
Analysen aus Anlaß der Bundestagswahl 1998. Wiesbaden 2001, S. 11.
4Max Kaase: Entwicklung und Stand der Empirischen Wahlforschung in Deutschland. In: Markus
Klein et al. (Hrsg.): 50 Jahre Empirische Wahlforschung in Deutschland. Entwicklung, Befunde,
Perspektiven, Daten. Wiesbaden 2000, S. 36.
5Vgl. Oscar W. Gabriel/Silke I. Keil: Empirische Wahlforschung in Deutschland: Kritik und Ent-
wicklungsperspektiven. In: Jürgen W. Falter/Harald Schoen (Hrsg.): Handbuch Wahlforschung.
Wiesbaden 2005, S. 640.
6Vgl. Manfred Küchler: Was leistet die empirische Wahlsoziologie? Eine Bestandsaufnahme. In:
Politische Vierteljahresschrift. 18. Jg. (1977), S. 158 f. Rainer-Olaf Schultze: Deutsche Wahlso-
ziologie auf dem Prüfstand internationalen Vergleichs. In: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 22.
Jg. (1991), S. 482; Kathrin Bretthauer/Patrick Horst: Wahlentscheidende Effekte von Wahlkämp-
fen? Zur Aussagekraft gängiger Erklärungen anhand in der ZParl publizierter Wahlanalysen. In:
Zeitschrift für Parlamentsfragen. 32. Jg. (2001), S. 407.
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alstrukturelle Merkmale, Parteiidentifikation, Kompetenzzuweisung an Parteien
und Kandidaten, taktisches Wahlverhalten oder Medienberichterstattung, selten
erfolgt eine Gewichtung der unterschiedlichen Einflüsse auf das Wahlverhalten7 –
zumal in der kommerziellen Wahlforschung, die ihre Arbeit an betriebswirtschaft-
lichen Rentabilitätskalkülen auszurichten hat8. Stattdessen erweckt die Wahlfor-
schung den Eindruck, die verschiedenen Theoriestränge würden ausschließliche
Gültigkeit beanspruchen:
„Prima facie haben Wert-, Interessen-, Bezugsgruppentheorien oder die Theo-
rie der Parteiidentifikation – um nur einige in der Wahlsoziologie prominen-
ten Ansätze zu nennen – exklusive Anwendungsbereiche. Personen orientieren
sich bei ihren Entscheidungen entweder an Interessen oder an Werten oder sie
befolgen die Wahlnorm einer Gruppe, mit der sie sich identifizieren.”9
Gleichwohl zeigt eine eingehende Analyse, dass „die verschiedenen Theorien auf
der begrifflich-analytischen wie auf der empirischen Ebene kaum voneinander ab-
zugrenzen sind”10. Umso erstaunlicher, wie wenig Forschungsansätze zu finden
sind, die die unterschiedlichen Variablen in einen einheitlichen theoretischen Rah-
men integrieren.11 Unterdessen ist zu befürchten, dass der Mangel an Systematik
in der Wahlforschung allmählich zu einem Mangel der Wahlforschung schlechthin
anwächst. Nicht grundlos fragte die Neue Zürcher Zeitung nach der Bundestags-
wahl 2005, ob sich Deutschlands Wahlforscher als Verlierer fühlen müssen.12 Auch
bei den italienischen Parlamentswahlen im Jahr 2006 wirkten die Demoskopen
angesichts ihrer unzureichenden Wahlprognosen ratlos.13 Nun „fest etabliert, aus-
7So kritisiert etwa Patrick Dunleavy: „Sheltering behind highly aggregated decontextualized data,
[...] electoral analysis has added disappointingly little to our knowledge of the diversity of ways in
which people think or act politically.” Patrick Duleavy: Political Behavior: Institutional and Expe-
riential Approaches. In: Robert E. Goodin/Hans-Dieter Klingemann (Hrsg.): A New Handbook of
Political Science. Oxford 1996, S. 281, Hervorhebung im Original.
8Vgl. Oscar W. Gabriel/Silke I. Keil (2005), S. 613.
9Wolfgang Jagodzinski: Sozialstruktur, Wertorientierung und Parteibindung: Zur Problematik ei-
nes Sozialisationsmodells. In: Zeitschrift für Soziologie, 10. Jg. (1981), S. 171, Hervorhebung im
Original.
10Ebd.
11Eine prominente Ausnahme ist Warren E. Miller/J. Merrill Shanks: The New American Voter.
Cambridge 1996; die Studie wird in Kapitel 2.2.2 eingehend besprochen.
12Vgl. Gerd Kolbe: Deutschlands Wahlforscher als Verlierer. Die Bundestagswahl und die Grenzen
der Demoskopie. In: Neue Zürcher Zeitung v. 21. September 2005, S. 3. Während bei der Bun-
destagswahl 2005 die Umfragedaten für die SPD und mit kleinen Abstrichen auch für die Links-
partei gut mit dem amtlichen Endergebnis übereinstimmten, fiel neben der Unterbewertung von
Bündnis 90/Die Grünen und FDP die große Abweichung (ca. 6 Prozentpunkte) zwischen Um-
frageergebnis und tatsächlichem Wahlergebnis bei der Union ins Auge. Vgl. Mario Paul: Warum
überraschte das Votum der Wähler. Eine Antwort mit Hilfe eines integrativen Erklärungsmodells
des Wahlverhaltens. In: Eckhard Jesse/Roland Sturm (Hrsg.): Bilanz der Bundestagswahl 2005.
Voraussetzungen, Ergebnisse, Folgen. Wiesbaden 2006, i. E.
13Vgl. Frances D’Emilio: Ratlose Institute. In: http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,druck-
410846,00.html (11. April 2006).
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differenziert und theoretisch wie methodisch konsolidiert”14 muss sich die Wahlfor-
schung angesichts der genannten Missstände fragen, ob sie es sich erneut leisten
kann, so weiter zu machen wie bisher. Sollten nicht stattdessen neue Wege be-
schritten werden?
Zweifelsfrei besitzt die Wahlforschung aussagekräftige Erklärungsmodelle. Sie
richten ihre Scheinwerfer auf das schillernde Phänomen des Wählerverhaltens und
beleuchten aus unterschiedlicher Perspektive den Untersuchungsgegenstand. Die
verschiedenen Theorien vermitteln jedoch lediglich Ausschnitte des Gesamtkom-
plexes Wahlverhalten und tragen nur bruchstückhaft zu einem einheitlichen Bild
der Wählermotive bei:
„Theories based on group identification and influence, rational choice, develop-
mental psychology, and socialization have all made their contributions, as have
the conventional wisdom of political participants and the observations of media
commentators. These varied sources of information and insight, however, have
neither rested on nor produced an integrated or unified body of theory from
which specific hypotheses can be derived.”15
Die aktuellen Herausforderungen der Wahlforschung, die sich grob unter dem
Stichwort „steigende Volatilität der Wählerschaft” subsumieren lassen, und dem
diagnostizierten Mangel eines umfassenden und anerkannten Erklärungsmodells
widersprechen einem „weiter so” in der Wahlforschung. Fest in der Wissenschafts-
landschaft verankert profitiert die Wahlsoziologie von zahlreichen Impulsen be-
nachbarter Disziplinen. Ihre theoretischen Grundlagen und empirischen Instru-
mente sind ausdifferenziert und gehaltvoll. Dennoch steht sie bei Wahlinterpre-
tationen vor ernstzunehmenden Hürden, die mitunter nur schwerlich zu nehmen
sind. Es ist an der Zeit, Stärken und Schwächen der verschiedenen Theorien des
Wahlverhaltens klar zu benennen sowie nach Verbindungen zu suchen, um statt
der fragmentarischen Betrachtung individuellen Wahlverhaltens ein einheitliches
Bild zu zeichnen, das den Gesamtkomplex Wählerverhalten adäquat erfasst. Unter
diesen Prämissen stellt sich mir die Frage, ob die anscheinend exklusiven Anwen-
dungsbereiche der verschiedenen Theoriestränge der Wahlforschung derart aus-
zuweiten sind, dass sie sich in sinnvoller und fruchtbarer Weise ergänzen. Ist es
möglich, auf dem Fundament etablierter Theorien der Wahlforschung ein Gerüst
zu entwerfen, das das individuelle Wahlverhalten in seinen ganzen Facetten er-
fasst und eine systematische Gewichtung der einzelnen determinierenden Fakto-
ren erlaubt? Es ist eine Eigenheit reiner Theoriearbeiten, diese Leitfrage zunächst
unbesehen mit „Ja” zu beantworten und den Leser im Laufe der Untersuchung zu
14Oscar W. Gabriel/Silke I. Keil (2005), S. 612.
15Warren E. Miller/J. Merrill Shanks (1996), S. vii.
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überzeugen, dass der zu entwerfende theoretische Rahmen fruchtbare Erkennt-
nisse der Wahlforschung zusammenführt, neue gewinnbringende Impulse für eine
Weiterentwicklung von Erklärungsmodellen des Wahlverhaltens liefert und bei-
trägt, den Mangel an Systematik in der Wahlforschung zu lindern.
Die Anlage dieser Untersuchung wirft weitere Fragen auf: Welche Wurzeln ha-
ben und welchen Entwicklungsverlauf nahmen die unterschiedlichen Modelle und
Ansätze zur Erklärung des Wahlverhaltens? Wie ist der Stellenwert der verschie-
denen in den Theorien eingebetteten Determinanten des Stimmverhaltens heute?
Welche Gründe lassen sich finden, die eine etwaige nachlassende Erklärungskraft
der Beweggründe des Wahlverhaltens erklären könnten? Sind Modifikationen an
den Einflussfaktoren auf die Stimmabgabe möglich, die deren Relevanz auch unter
veränderten gesellschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen bewahren?
1.2 Forschungsüberblick
Drei Theoriestränge – in unterschiedlichen Wissenschaftsdisziplinen und Wissen-
schaftstraditionen verwurzelt – prägen die Wahlforschung:16 die sozialstrukturel-
len Theorien, maßgeblich formuliert von Paul F. Lazarsfeld, Bernard Berelson,17
SeymourM. Lipset und Stein Rokkan18; das sozialpsychologischeModell der Michi-
gan-Schule um Angus Campbell, Warren E. Miller und Philip E. Converse19 sowie
die von Anthony Downs erarbeitete Theorie des rationalen Wählers20. Daneben
konnten sich Wertorientierung und politische Kommunikation als weitere Ein-
flussvariablen etablieren, ohne dass hierbei ein klar umrissenes Forschungspro-
gramm zu erkennen wäre. Alle fünf Theoriestränge werden in Kapitel 2 ausführ-
lich rezipiert. Hier folgt lediglich ein Überblick über die bisherigen Integrationsbe-
mühungen wahldeterminierender Faktoren in der Wahlforschung.
Zwei der oben genannten theoretischen Perspektiven eignen sich in besonderem
Maße für integrative Ansätze: das sozialpsychologische Modell und die Theorie
des rationalen Wählers. Die Stärken des erst genannten liegen in der Verknüp-
fung stabiler sozialpsychologischer Orientierungen (die Identifikation mit sozialen
16Vgl. Jürgen W. Falter/Siegfried Schumann/Jürgen R. Winkler: Erklärungsmodelle von Wahlver-
halten. In: Aus Politik und Zeitgeschichte. 40. Jg. (1990), B 37–38, S. 3–13; Max Kaase (2000), S.
28; Oscar W. Gabriel/Silke I. Keil (2005), S. 621.
17Vgl. Paul F. Lazarsfeld/Bernard R. Berelson/Hazel Gaudet: The people’s choice: How the voter
makes up his mind in a presidential campaign. New York 1944; Bernard Berelson/Paul F. La-
zarsfeld/William N. McPhee: Voting. A Study of Opinion Formation in a Presidential Campaign.
Chicago 1954.
18Vgl. Seymour M. Lipset/Stein Rokkan: Cleavage Structures, Party Systems and Voter Alignments:
An Introduction. In: dies. (Hrsg.): Party systems and voter alignments: cross-national perspecti-
ves. New York/London 1967, S. 1–64.
19Vgl. Angus Campbell et al.: The American Voter. New York 1960.
20Vgl. Anthony Downs: An Economic Theory of Democracy. New York 1957.
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Gruppen) mit kurzfristigen individualpsychologischen Einstellungen (die Orien-
tierung an politischen Sachfragen, Parteien und Kandidaten). Ferner verfolgt das
integrativ angelegte Modell mittels eines Kausalitätstrichters eine umfassende-
re Perspektive. Demnach verdichten sich sozialstrukturelle Determinanten über
subjektive Wahrnehmungen zu individuellen Orientierungen und Einstellungen,
die das Wählervotum beeinflussen.21 Das Ann Arbor Modell der Michigan-Schule
avancierte binnen kurzer Zeit zu einem der am häufigsten verwendeten Erklä-
rungsansätze von Wählerverhalten. Durch die Aquise erheblicher finanzieller Mit-
tel institutionalisierte sich das Ann Arbor Modell in vielen Wissenschaftseinrich-
tungen demokratischer Länder. Demgegenüber mussten andere Forschungsansät-
ze zurückstecken und sich einer Marginalisierung erwehren – häufig erfolglos. Pa-
trick Dunleavy wirft in diesem Zusammenhang der Michigan-Schule vor, entschie-
den dazu beigetragen zu haben, den absoluten Anspruch quantitativer Methoden
und einen Monismus beim Erhebungsinstrumentarium der Wahlforschung zu ze-
mentieren. Dieser artete oftmals in eine übertrieben technische Standardisierung
von Wählerverhalten als Entscheidungsalgorithmus aus.22
Dem Mainstream der Wissenschaft werden häufig Rational-Choice Ansätze ge-
genüber gestellt.23 Zuletzt war das Buch „Pathologies of Rational Choice Theory”
von Donald P. Green und Ian Shapiro24 Anstoss für einen grundlegenden Disput
zwischen Vertretern des Behaviorismus und denen ökonomischer Ansätze25. Green
und Shapiro kritisieren, Rational-ChoiceModelle hätten außer theoretischen Über-
legungen bislang keine empirischen Befunde zu einem Verständnis politischen Ver-
haltens beitragen können.26 Tatsächlich beschreibt Downs’ Rational-Choice Ansatz
mit Hilfe weniger Prämissen und auf Grundlage von Eigennutzenkalkülen umfas-
send das Verhalten politischer Akteure, das jedoch nicht immer mit dem empirisch
nachweisbaren übereinstimmt.27 Aus der Diskrepanz zwischen theoriegeleiteten
Thesen ökonomischer Ansätze und empiriegeleiteten Befunden des Behaviorismus
speist sich eine wissenschaftliche Kontroverse, die mitunter unversöhnliche Züge
trägt.
Dennoch existieren Versuche, die Erklärungsvariablen des Ann Arbor Modells
mit rationalen Nutzenerwägungen zu verbinden, denn diese sind in hohem Maße
21Vgl. Kapitel 2.2.
22Vgl. Patrick Dunleavy (1996), S. 279–286.
23Vgl. ebd., S. 282.
24Vgl. Donald P. Green/Ian Shapiro: Pathologies of Rational Choice Theory: A Critique of Applicati-
ons in Political Science. New Haven 1994.
25Vgl. für einen Überblick Jeffrey Friedman (Hrsg.): The Rational Choice Controversy: Economic
Models of Politics Reconsidered. New Haven/London 1996.
26Vgl. Donald P. Green/Ian Shapiro: Pathologies of Rational Choice Theory: A Critique of Applicati-




anschlussfähig an andere Theorien. So berücksichtigt etwa Morris P. Fiorina so-
wohl retrospektive und prospektive Leistungsbeurteilung von Parteien und Kan-
didaten (zwei zentrale Einflussfaktoren des rationalen Wählers) als auch Auswir-
kungen der Parteiidentifikation (das Herzstück des sozialpsychologischen Ansat-
zes) auf die Stimmabgabe.28 Doch auch solch seltene Forschungstendenzen änder-
ten grundsätzlich nichts an dem übermäßigen „Logozentrismus” in der Wahlfor-
schung, der die formale Rationalität vermeintlich objektiver Modelle und stark
dekontextualisierter statistischer Daten unverhältnismäßig priviligiert.29 „From
this level of discussion, it is impossible that there will emerge any empirically di-
versified view of the complex bases of alignments of the multiple choice algorithms
followed by citizens.”30
Wer der Argumentation Dunleavys nicht folgt, muss dennoch konstatieren, dass
das sozialpsychologische Erklärungsmodell die Wahlforschung nun schon Jahr-
zehnte lang dominiert und beflügelt von dessen Erfolgen, innovative Ansätze – ob
in Theorie oder Methode – nur schwerlich Eingang in den Mainstream der Wahl-
soziologie fanden31. Mögen mittlerweile auch Determinanten des Rational-Choice
mehr oder weniger gleichberechtigt neben den Einflussfaktoren des Ann Arbor
Modells in Demoskopie und Politikwissenschaft zur Anwendung kommen, erfolgt
doch selten eine systematische Gewichtung der unterschiedlichen Beweggründe.
In dem Maße allerdings, wie die Erklärungskraft des Mainstreams der Wahlfor-
schung bei der Interpretation von Wahlergebnisse schwindet,32 müssen neue Wege
gesucht werden, die die Stärken der verschiedenen Theorien zusammenführen, de-
ren Schwächen reduzieren, sich offen zeigen für Innovationen und flexibel genug
sind, die unterschiedlichen Facetten des Wahlverhaltens adäquat zu erfassen. Mit-
tels einer Synopse der Bestimmungsgründe individuellenWahlverhaltens, der Ein-
schätzung ihrer heutigen Relevanz für die Stimmabgabe und der systematischen
Verknüpfung der verschiedenen wahldeteriminierdenen Faktoren möchte ich einen
solchen Weg aufzeigen.
28Vgl. Morris P. Fiorina: Retrospective Voting in American National Elections. New Haven/London
1981.
29Vgl. Patrick Dunleavy (1996), S. 282 f.
30Ebd., S. 283.
31Das zeigen die mühsamen Versuche, die Einflussfaktoren von Wertorientierung und politischer
Kommunikation in der Wahlforschung zu etablieren. Vgl. Kapitel 2.4 und 2.5.
32So zeichneten etwa die verschiedenen Nachwahlinterpretationen infolge der Bundestagswahl 2005




Der Problemstellung dieser Arbeit liegt implizit ein Vergleich von Theorien des
Wählerverhaltens zugrunde. Tatjana Rudi und Harald Schoen unterscheiden hier-
bei zwei verschiedene Analysen: „einen Vergleich der Güte von Theorien sowie ei-
ne Untersuchung der Beziehungen zwischen den Theorien”33. Für Ersteres konzi-
pieren die Autoren drei Bewertungskriterien: eine Beurteilung der Theorien nach
der analytischen Klarheit, dem Informationsgehalt und dem empirischen Bewäh-
rungsgrad. Das erste Merkmal begutachtet die analytische Struktur der Modelle.
Eine präzise Theorieanlage erhöht die intersubjektive Nachprüfbarkeit, erleichtert
Kommunikation und Kritik im Wissenschaftssystem und ermöglicht die Weiter-
entwicklung theoretischen Wissens. Die beiden anderen Kriterien verpflichten die
analytischen Modelle, die Wirklichkeit abzubilden und zu erklären. Hierzu ist so-
wohl ein hoher Informationsgehalt der Theorie als auch deren Bewährung an der
Empirie vonnöten.34
Keiner der im Folgenden zu erläuternden Erklärungsmodelle „scheitert” in dem
Maße an den beiden Kriterien analytische Klarheit und Informationsgehalt, als
dass sie in den weiteren Überlegungen keine Rolle spielen dürften. Über Jahrzehn-
te hinweg konnten sie ihren Beitrag für die Wahlforschung unter Beweis stellen
und waren Basis zahlreicher Weiterentwicklungen theoretischer Grundlagen. An-
ders verhält es sich bei dem dritten Vergleichsmaßstab. Zwar hielten die genannten
Wahltheorien vielerlei empirischen Überprüfungen stand, jedoch mit wechselndem
Erfolg. Wie sich zeigen wird, waren und sind insbesondere die sozialstrukturel-
len Modelle, die Wertorientierung und der rationale Wähler Teil lang anhaltender
Kontroversen um deren Stellenwert in der Wahlforschung. Der Bereich politische
Kommunikation beginnt erst allmählich Eingang in Interpretationen des Stimm-
verhaltens zu finden. Selbst die bis heute einflussreichste Theorie des Wählerver-
haltens, der sozialpsychologische Ansatz, war insbesondere in den 60er und 70er
Jahren des vergangenen Jahrhunderts Gegenstand zahlreicher Debatten. Diese
Diskussionen werden im ersten Teil der Arbeit ausführlich nachgezeichnet. Sie
bilden den Ausgangspunkt für die anschließende Aufbereitung und Reformulie-
rung der aus den Theoriesträngen extrahierten Beweggründe des Wahlverhaltens.
Ziel ist es, die jeweiligen Erklärungsvariablen zueinander in Bezug zu setzen und
gegebenenfalls zu modifizieren, um ihre Aussagekraft hinsichtlich des heutigen
Standes der Forschung zu bewahren und neu einzuschätzen. So „präpariert”, fügen
sich die Aussagen der zugrundeliegenden Theorien aneinander. Mit dieser Unter-
33Tatjana Rudi/Harald Schoen: Ein Vergleich von Theorien zur Erklärung von Wählerverhalten. In:
Jürgen W. Falter/Harald Schoen (Hrsg.): Handbuch Wahlforschung. Wiesbaden 2005, S. 306.
34Vgl. ebd., S. 307–311.
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suchung der Beziehungen zwischen den Theorien ist der Theorievergleich vollstän-
dig, der in die Formulierung eines integrativen Erklärungsmodell des individuellen
Wahlverhaltens mündet.
Diese Theoriearbeit bleibt der Hermeneutik verhaftet. Ich bediene mich theo-
retischer Grundlagen anderer Studien und verknüpfe diese zu einem neuen Gan-
zen. Dabei besteht die Gefahr, sich auf dünnes Eis zu begeben: Die unterschied-
lichen Modelle beziehen ihre Aussagekraft aus dem sie tragenden theoretischen
Grundgerüst. Daher ist es geboten, die gemeinsamen Schnittmengen der Theorien
herauszuarbeiten. Es wird keine neuartige Theorie des Wahlverhaltens entworfen.
Vielmehr erarbeite ich aus den bekannten und verbürgten Ansätzen und deren wis-
senschaftlicher Rezeption ein integratives Erklärungsmodell, das aufgrund seiner
wissenschaftlich fundierten Bausteine als Grundlage eines einheitlichen Theorie-
gebäudes für die Wahlforschung dienen kann und ihr Möglichkeiten aufzeigt, die
Defizite zu beseitigen. Die Ergebnisse dieser Untersuchung beanspruchen Gültig-
keit für alle demokratischen Wahlen.
Ich verwende die Begriffe Ansatz, Theorie und Modell synonym, um mittels
sprachlicher Varianten allzu häufige Wortwiederholungen zu vermeiden. Aus me-
thodischer Sicht können die Termini jedoch voneinander unterschieden werden.
Ein Ansatz bezeichnet die Weise, sich einem Problem unter Einsatz bestimmter
Hilfsmittel zu nähern, um daraus eine Theorie zu konstruieren. In der Literatur
herrscht kein Konsens darüber, ob zwischen Theorie und Modell zu differenzieren
ist. Manche Autoren unterscheiden Modell und Theorie nach dem Abstraktions-
grad.35 Sie argumentieren, der Kern einer Theorie sei das Modell. Die Theorie wie-
derum umfasse die notwendigen Randbedingungen, methodische und methodolo-
gischen Annahmen und stelle einen Art Mantel für das Modell dar, innerhalb des-
sen es zur Anwendung kommen könne. Ein Modell besäße demnach einen hohen
Abstraktionsgrad. Durch Einbettung in bestimmte Prämissen einer Theorie ver-
ringere sich der Abstraktionsgrad und sei zunehmend besser zur Vorhersage und
Überprüfung von Hypothesen geeignet. Diese Sichtweise entspricht einem realis-
tischen Wissenschaftsverständnis. Andere Autoren widersprechen dieser Auffas-
sung.36 Theoretische Prämissen wären keine Abstraktion von, sondern eine Idea-
lisierung der Realität. Wissenschaftliche Axiome könnten nicht den Anspruch er-
heben, mit der Wirklichkeit übereinzustimmen. Vielmehr gelte es, eine instrumen-
talistische Sichtweise an den Tag zu legen, die nicht nach dem Realitätsgehalt,
sondern nach der Nützlichkeit von Modellen und Theorien frage. Deshalb sei eine
35Vgl. Siegwart Lindenberg: An Assessment Of The New Political Economy: Its Potential For The
Social Sciences And For Sociology In Particular. In: Sociological Theory, 3. Jg. (1985), S. 105–110.
36Vor allem Vertreter ökonomischer Ansätze argumentieren, Modellannahmen können empirisch
zutreffend sein, müssen es aber nicht.
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Unterscheidung zwischen Modell und Theorie nicht zielführend. Sie könnten syn-
onym behandelt werden.37 Unabhängig von dieser Diskussion verfolge ich hier auf
Grundlage einer Synopse von Wählermotiven der Stimmabgabe einen integrativen
Ansatz, um ein Erklärungsmodell bzw. eine Theorie des individuellen Wahlverhal-
tens zu entwerfen.
1.4 Aufbau
Die Arbeit gliedert sich in zwei Teile. Das anschließende Kapitel stellt die fünf
Theoriestränge der Wahlforschung vor: Sozialstruktur; Partei-, Kandidaten und
Themenorientierung; Rational-Choice; Wertorientierung; Politische Kommunika-
tion. Dabei liegt der Schwerpunkt weniger bei einer Gesamtdarstellung der einzel-
nen Werke, als vielmehr darauf, deren Ursprünge aufzudecken, Entwicklungslini-
en nachzuzeichnen und Beiträge für die Wahlforschung kritisch zu durchleuchten.
Der Fokus bleibt auf der Ausarbeitung möglicher Anknüpfungspunkte, die es un-
ter der Maßgabe des Entwurfs eines integrativen Erklärungsmodells ermöglichen
könnten, die unterschiedlichen Theoriestränge innerhalb der Wahlforschung zu-
sammenzuführen. Vor allem theoretische Grundlagen und Konzeptionen der ver-
schiedenen Einflussvariablen werden offengelegt und ihre Bedeutung zur Erklä-
rung des Wahlverhaltens im Zeitverlauf herausgestellt. Demgegenüber treten For-
schungsdesign, Operationalisierung und statistische Ergebnisauswertung der ein-
zelnen Studien in den Hintergrund. Derlei Aspekte betrachte ich lediglich dort ein-
gehend, wo es mit Blick auf die Problemstellung zu einem tieferen theoretischen
Verständnis der Wählermotive beiträgt.
Die ersten drei Abschnitte des zweiten Kapitels folgen stets dem gleichenMuster.
Zunächst identifiziere ich die Ursprünge der Theorien und stelle deren Weiterent-
wicklung im Rahmen wissenschaftlicher Rezeption dar, um dann die Unterkapitel
jeweils mit einer kritischen Würdigung zu schließen. Die letzten beiden Abschnitte
weichen von diesem Schema ab. Für die Bereiche Wertorientierung und politische
Kommunikation sind in der Wahlforschung keine klar umrissenen Forschungspro-
gramme erkennbar. Sie lassen sich nicht eindeutig nach Ursprünge und Rezeption
untergliedern. Dennoch subsumieren sich unter diesen beiden Begriffen, Fragmen-
te anderer Wissenschaftsdisziplinen und unterschiedliche Forschungsansätze mit
dem Ziel, weitere Motive des Wählerverhaltens aufzudecken. Diese darzulegen und
anschließend kritisch zu würdigen, ist Aufgabe der letzten beiden Abschnitte des
zweiten Kapitels. Am Ende des ersten Teils sind alle fünf Theoriestränge in ihrem
Entwicklungsverlauf nachgezeichnet, hinsichtlich ihrer heutigen Relevanz für die
37Vgl. Kai Arzheimer/Annette Schmitt: Der ökonomische Ansatz. In: JürgenW. Falter/Harald Schoen
(Hrsg.): Handbuch Wahlforschung. Wiesbaden 2005, S. 245–247.
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Erklärung des Wahlverhaltens verortet und sie geben mögliche Schnittmengen zu
den anderen Modellen zu erkennen.
Kapitel 3 nimmt die so arrangierten Theoriestränge auf und verwebt sie zu ei-
nem integrativen Erklärungsmodell. Zunächst werden die verschiedenen Einfluss-
variablen aufbereitet und reformuliert, um sie in einen neuen Kontext zu stel-
len und aneinanderzufügen. Zwei Bereiche bilden hierfür den Rahmen, die sich in
der Dauerhaftigkeit der Einflussfaktoren unterscheiden. Abschnitt 3.3 widmet sich
den langfristig stabilen Determinanten des Wahlverhaltens: Sozialstruktur, Wert-
orientierung und Parteiidentifikation. Politische Kommunikation, Issue-, Parteien-
und Kandidatenorientierung sind als kurzfristige Wählermotive im anschließen-
den Unterkapitel zusammengefasst. Der Rational-Choice Ansatz durchdringt und
bereichert beide Komplexe. Der zweite Teil der Arbeit schließt mit der Integration
kurz- und langfristiger wahldeterminierender Faktoren, der in die Formulierung
des vollständigen integrativen Erklärungsmodells mündet.
Die Schlussbetrachtung fasst die Ergebnisse zusammen und benennt offene Fra-
gen, die die Perspektiven für einen Ausblick auf mögliche Anschlussuntersuchun-
gen aufzeigen. Vor allem erscheint die Frage interessant, ob diese Theoriearbeit






Der Zusammenhang zwischen sozialstrukturellen Merkmalen – etwa Berufsstand
oder Konfessionszugehörigkeit – und der Stimmabgabe sind Teil intensiver Analy-
sen einer jeden demokratischen Wahl. Grundlage dessen ist eine lange Forschungs-
tradition, die vornehmlich auf das Buch „The People’s Choice” von Paul F. Lazars-
feld, Bernard Berelson und Hazel Gaudet, der Anschlussuntersuchung „Voting”
von Berelson, Lazarsfeld und William N. McPhee sowie auf den Artikel „Clea-
vage Structures, Party Systems, and Voter Alignements” von Seymour M. Lipset
und Stein Rokkan zurückgeht. Keiner der genannten Autoren postuliert im Sin-
ne eines sozialen Determinismus eine unvermittelte Wirkung sozialstruktureller
Eigenschaften auf das Wahlverhalten. Vielmehr steht die Suche nach geeigneten
Instanzen im Vordergrund, die sozioökonomische Merkmale in Wahlmotive „über-
setzen”.
Vor diesem Hintergrund kann es nicht überraschen, dass der Klassiker sozial-
struktureller Wahltheorien „The People’s Choice” mit den Worten beginnt: „Dies
ist ein Buch über politisches Verhalten in den Vereinigten Staaten – insbesonde-
re über die Bildung von Meinungen während einer Präsidentschaftswahl.”1 La-
zarsfeld et al. nutzen erstmals für die Wahlforschung eine Panelbefragung, um
mögliche Veränderungen politischer Einstellung der Befragten während des Wahl-
kampfes aufzuzeigen.2 Sie charakterisieren die Wähler nach sozioökonomischen
Merkmalen3 und unterschieden sie in ideologischer und politischer Einstellung4.
Insbesondere der Index politischer Prädisposition, eine Kombination aus den drei
Variablen sozioökonomischer Status, Religionszugehörigkeit undWohnort, beweist
1Paul F. Lazarsfeld/Bernard Berelson/Hazel Gaudet: Wahlen und Wähler. Soziologie des Wahlver-
haltens. Neuwied/Berlin 1969, S. 35. Deutsche Übersetzung von: Paul F. Lazarsfeld/Bernard R.
Berelson/Hazel Gaudet (1944).
2Vgl. Paul F. Lazarsfeld/Bernard Berelson/Hazel Gaudet (1969), S. 37–41.
3Vgl. ebd., S. 51–62.
4Vgl. ebd., S. 63–74.
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eine hohe Prognosefähigkeit, weshalb die Autoren die viel zitierte Aussage treffen:
„Ein Mensch denkt politisch entsprechend seinem sozialen Sein. Soziale Merkmale
bestimmen die politischen Präferenzen.”5 In den Mittelpunkt ihres mikrosoziologi-
schen Ansatzes stellen die Wissenschaftler der Columbia Universität in New York
ein Interaktionsmodell, das sie in „Voting” ausführlicher herausarbeiten. Sozial-
strukturelle Eigenschaften der Personen legen den Wähler auf sein soziales Um-
feld fest, das sich durch ähnliche Bedürfnisse und Interessen sowie gemeinsame
Erfahrungen und Deutungsschemata der Zugehörigen auszeichnet und vornehm-
lich der Ort persönlicher Kontakte ist.6 Während ihrer politischen Sozialisation
erwerben die Wähler tendenziell eine ihrem sozialen Milieu entsprechende Partei-
bindung. Soziale Kontrolle und Gruppendruck verstärken und aktualisieren diese.
Die Wahrscheinlichkeit, die Wahlentscheidung in der durch die Gruppe vorgege-
benen Richtung zu treffen, ist daher umso größer, je mehr sich die verschiedenen
sozialen Kreise, in die der Wähler eingebunden ist, im Sinne politischer Homoge-
nität decken. Umgekehrt gilt: Je größer der so genannte Cross-Pressure ist, also
der Einfluss von politisch gegensinnigen, sozialen Gruppen auf das Individuum,
desto häufiger ist politischer Wechsel, geringes politisches Interesse und eine nied-
rigere Wahlbeteiligung zu beobachten.7 Vor allem die verschiedenen lebenszykli-
schen Abschnitte konfrontieren den Wähler mit veränderten sozialen Rahmenbe-
dingungen und begründen Cross-Pressure Situationen.8 Zugespitzt formuliert, La-
zarsfeld et al. entwerfen einen homo sociologicus, der seine einmal gelernte sozial
Rolle ausfüllt und seine Stimme nach den in der Gruppe vorherrschenden partei-
politischen Vorlieben vergibt. Situative Gegebenheiten besitzen für ihn kein Ge-
wicht.9 Politischen Wechsel erklären Lazarsfeld et al. mittels der Variablen „In-
teresse am Wahlkampf” und „Auswirkungen des Cross-Pressures”. Personen, die
politisch wenig interessiert und dem Einfluss politisch gegensinniger Gruppen aus-
gesetzt sind, neigten im Vorfeld der von ihnen untersuchten Wahl viel häufiger da-
zu, keine Wahlabsicht zu äußern bzw. sie zu ändern.10 In diesem Zusammenhang
verweisen die Autoren auf den Aktivierungs-11 und Verstärkereffekt12 politischer
Prädispositionen durch politische Kommunikation: „Der Wahlkampf aktivierte die
5Ebd., S. 62.
6Vgl. ebd., S. 188 f.; zum theoretischen Hintergrund vgl. Bernard Berelson/Paul F. Lazars-
feld/William N. McPhee (1954), S. 296–303.
7Vgl. Paul F. Lazarsfeld/Bernard Berelson/Hazel Gaudet (1969), S. 176–188.
8Vgl. Harald Schoen: Soziologische Ansätze in der empirischen Wahlforschung. In: Jürgen W. Fal-
ter/Harald Schoen (Hrsg.): Handbuch Wahlforschung. Wiesbaden 2005, S. 141 f.
9Vgl. ebd., S. 137 f.
10Vgl. Paul F. Lazarsfeld/Bernard Berelson/Hazel Gaudet (1969), S. 105–107.
11Vgl. ebd., S. 110–123.
12Vgl. ebd., S. 124–130.
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Gleichgültigen, stärkte die Parteigänger und bekehrte die Zweifler.”13 Sie beschei-
nigen der interpersonalen Kommunikation einen weit größeren Einfluss auf das
Stimmverhalten als den Massenmedien. Informationen aus den Medien erreichen
die Wähler in einem zweistufigen Kommunikationsfluss: auf direktem Wege sowie
durch Gespräche mit so genannten Meinungsführern. Diese, in sozialen Gruppen
angesehenen und gut informierten Personen beteiligen sich weit häufiger an po-
litischen Diskussionen und tragen durch ihre persönliche Deutung massenmedial
vermittelter Informationen dazu bei, sie in den Zusammenhang des jeweiligen so-
zialen Umfelds einzubetten und deren Bedeutung für potentielle Wähler zu stei-
gern.14 Ferner spielt das vorherrschende Meinungsklima eine Rolle. Wähler, deren
soziales Umfeld politische Inhomogenitäten aufweist, sind anfälliger für Mitläufer-
effekte: „The context – the climate of opinion, the atmosphere, so to speak – breaks
through whenever the primary environment gives it an opening.”15 In der Folge
erhält die vermeintliche oder tatsächliche Mehrheitspartei überproportional vie-
le Wählerstimmen.16 Die Stärke des mikrosoziologischen Ansatzes liegt in seiner
Prognosefähigkeit des Wahlverhaltens. Allerdings mangelt es ihm an kausaler Er-
klärungskraft: Warum sozialstrukturelle Normen zu einer Wahlentscheidung für
eine Partei führen, vermag der Ansatz nicht zu erklären. Diese Lücke schlossen
Seymour M. Lipset und Stein Rokkan in ihrem makrosoziologischen Erklärungs-
modell.
Lipset und Rokkan plädieren aus Sicht der Vergleichenden Politikwissenschaft
für eine verstärkte Berücksichtigung der historischen Dimension bei der Untersu-
chung von Parteisystemen und den Bindungen zwischen Wählern und Parteien.17
„In our Western democracies the voters are only rarely called upon to express
their stands on single issues. They are typically faced with choices among his-
torically given ’packages’ of programs, commitments, outlooks, and, sometimes,
Weltanschauungen, and their current behavior cannot be understood without
some knowledge of the sequences of events and the combinations of forces that
produced these ’packages.”’18
Nur in einem historischen Kontext wird ersichtlich, wie es vielen Parteien (z.B.
die deutschen Sozialdemokraten) möglich war, nicht nur zwei Weltkriege, Faschis-
mus und Nationalsozialismus zu überdauern, sondern auch tiefgreifenden sozialen
und kulturellen Wandel. Die Autoren schlagen vor, die Entwicklung der Partei-
en als institutionalisierte Manifestion politischer Konflikte zu betrachten und he-
13Ebd., S. 139.
14Vgl. ebd., S. 84 f., 191 f., 199.
15Bernard Berelson/Paul F. Lazarsfeld/WilliamN. McPhee (1954), S. 301.
16Vgl. ebd., S. 100 f.
17Vgl. Seymour M. Lipset/Stein Rokkan (1967), S. 2.
18Ebd., S. 2 f., Hervorhebung im Original.
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ben auf die integrative Rolle parteipolitischer Organisationen ab.19 Weitreichende
historische Wandlungsprozesse wie Nationenbildung, Reformation oder Industria-
lisierung führten zu Spannungslinien innerhalb der Gesellschaft, entlang derer
sich verschiedene, lang andauernde Koalitionen zwischen politischen Eliten und
sozialen Gruppen mit jeweils unterschiedlichen Interessenslagen bildeten. Infol-
ge dieser Koalitionen etablierten sich Parteien mit fest gebundener Wählerschaft,
die die jeweiligen Gruppeninteressen im politischen Raum vertreten. Vier so ge-
nannte „Cleavages” sind laut Lipset und Rokkan für die demokratischen Staaten
des Westens maßgeblich: Der Zentrum-Peripherie-Konflikt entzweite aufgrund der
Nationenbildung ethnische, sprachliche oder religiöse Minderheiten von der herr-
schenden Staatselite. In der Auseinandersetzung zwischen Kirche und Staat stie-
ßen die historisch gewachsenen Vorrechte der Kirche mit dem Machtanspruch des
Staates zusammen. Während der Industriellen Revolution gerieten Interessen und
Lebensweise der neuen Schicht städtischer Bürger in Konflikt mit denen des in der
Tradition verwurzelten Landadels. Und schließlich stehen sich seit der Industria-
lisierung Kapitaleigner und Arbeitnehmer gegenüber.20
Nicht aus jeder gesellschaftlichen Konfliktlage entsteht eine Partei. Für eine
erfolgversprechende Parteigründung müssen die politischen Eliten organisatori-
sche und elektorale Rahmenbedingungen berücksichtigen: In welchen Verhältnis
stehen Vor- und Nachteile parteipolitischer Zusammenarbeit im Gegensatz zu Ei-
genständigkeit? Wie stehen die Erfolgsaussichten für die Mobilisierung einer aus-
reichenden Gefolgschaft? Vier Hürden des politischen Systems muss eine Grup-
pe überwinden, möchte sie ihre politischen Forderungen durchsetzen, so Lipset
und Rokkan: Erstens, ihr Begehren muss als legitim anerkannt sein und nicht als
unrechtmäßig zurückgewiesen werden (Legitimation). Zweitens müssen die Teil-
nehmer einer Oppositionsbewegung die bürgerlichen Rechte zugestanden bekom-
men (z.B. Wahlrecht), die es ermöglichen ihre Forderungen im Rahmen des poli-
tischen Systems zu artikulieren (Inkorporation). Drittens ist es entscheidend, ob
sich die soziale Bewegung anderen Gruppen anschließen muss, um in den politi-
schen Organe des Staates repräsentiert zu sein oder ob sie diese Hürde eigenstän-
dig bewältigen kann (Repräsentation). Und viertens dürfen Machtverschränkun-
gen und Gewaltenteilung des Staates, die Übertragung politischer Forderungen
einer Mehrheitspartei in nationales Recht nicht behindern („majority power”). Die
politischen Führungen sehen sich angesichts dieser Hürden mit einem schwierigen
Abwägungsprozess konfrontiert, der ihnen einen großen Entscheidungsspielraum
offenbart. Sie nutzten diesen Freiraum, so dass sich trotz ähnlicher Konfliktlage
unterschiedliche Parteisystemen in den westlichen Industrienationen herausbilde-
19Vgl. ebd., S. 4 f.
20Vgl. ebd., S. 9–26, 47.
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ten.21 Lipset und Rokkan argumentieren zwar aus einer historisch-soziologischen
Perspektive, räumen jedoch rationalen Nutzenerwägungen bei der Transformation
gesellschaftlicher Auseinandersetzungen einen gewichtigen Einfluss für das Par-
teiensystem ein.22 Parteibindungen besitzen entweder einen kulturell-regionalen
oder einen interessen- und klassengestützten Hintergrund. Im ersten Fall wählen
die Parteigänger im Einklang mit ihrer sozialen Umgebung, unabhängig von der
materiellen Situation. Im zweiten Fall stimmen die Wähler aufgrund ihrer kol-
lektiven Interessen für die von ihnen unterstützte Partei, notfalls auch gegen den
Gruppendruck ihres unmittelbaren Umfelds.23 Um Wahlverhalten aufgrund einer
politisierten Sozialstruktur identifizieren zu können, reicht es demnach nicht aus,
lediglich eine überproportionale Wahlentscheidung für eine Partei durch eine be-
liebige Gruppe zu konstatieren. Vielmehr müssen ideelle oder materielle Interesse
einer sozialstrukturell verankerten Gruppe von einer mit ihr verbündeten Partei
vertreten werden.24
Das Cleavage-Modell – bereits in Lipsets Buch „Political Man” konzeptionell vor-
bereitet25 – vermag die historische Entwicklung westlicher Parteisysteme schlüs-
sig darzulegen und erklärt, warum Mitglieder sozialer Gruppen bestimmte Par-
teien unterstützen. Die Spannungslinien vergangener Tage wirken bis heute fort:
„The party systems of the 1960’s reflect, with few but significant exceptions, the
cleavage structure of the 1920’s.”26 Zwar erkennen Lipset und Rokkan gesellschaft-
liche Wandlungsprozesse, räumen aber Parteineugründungen nur geringe Erfolgs-
aussichten ein: „Decades of structural change and economic growth have made the
old, established alternatives increasingly irrelevant, but the high level of organiza-
tional mobilization of most sectors of the community has left very little leeway for
a decisive breakthrough of new party alternatives.”27 Daher sprechen die Autoren
von eingefrorenen Alternativen im Parteisystem seit der Ausweitung des Stimm-
rechts auf alle Erwachsenen und der Mobilisierung weiter Teile potentieller Ge-
folgschaft unter den Wählern.28
21Vgl. ebd., S. 26 f.
22Vgl. ebd., S. 32.
23Vgl. ebd., S. 13.
24Vgl. Franz Urban Pappi: Die politisierte Sozialstruktur heute: Historische Reminiszenz oder ak-
tuelles Erklärungspotential? In: Frank Brettschneider/Jan W. van Deth/Edeltraud Roller (Hrsg.):
Das Ende der politisierten Sozialstruktur? Opladen 2002, S. 32.
25Vgl. Seymour M. Lipset: Political Man. The Social Bases of Politics. New York 1963, S. 230–300.
26Seymour M. Lipset/Stein Rokkan (1967), S. 50.
27Ebd., S. 54.
28Vgl. ebd., S. 3, 50, 54.
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2.1.2 Rezeption
Im Anschluss an die Arbeiten von Lipset und Rokkan und der Columbia-Schule
entwickelte sich eine wissenschaftliche Diskussion um die Frage, welche Merk-
male und Eigenschaften von Wählern geeignet sind, gruppenkonformes Wahlver-
halten zu induzieren. Im wesentlichen bestätigten sich die Annahmen der mikro-
und makrosoziologischen Erklärungsmodelle. Sowohl soziale Interaktionsmecha-
nismen als auch Interessens- und Wertorientierung sozialstrukturell verankerter
Gruppen dienen als Vermittlungsinstanzen zwischen soziodemografischen Merk-
malen undWahlverhalten. Im ersten Fall ist das gemeinsame Stimmverhalten eine
Gruppenerfahrung, basierend auf Sozialisationsprozesse in überwiegend homoge-
nen Gemeinschaften. Im zweiten Fall führen gemeinsame Interessen oder Werte
der Wähler zu konformen „issue voting” einer Gruppe.29 Franz Urban Pappi un-
terscheidet ferner zwischen Wertorientierungen, sozialisierten Gruppen- und Par-
teibindungen, die stabil sind und langfristig auf das Wahlverhalten einwirken,
und eher unbeständigen Einflüssen durch Interessen und Eindrücken aktueller
Interaktionserfahrungen. Unterstrichen bereits Lazarsfeld et al. die Wichtigkeit
der Mobilisierung im Wahlkampf, so gilt dies in besonderem Maße für gruppen-
konformes „issue voting”. Die Parteien versuchen Konfliktlagen zu politisieren,
um beim Wähler Interessens- und Wertunterschiede zwischen den verschiedenen
gesellschaftlichen Gruppen wachzuhalten oder in Erinnerung zu rufen.30 Das be-
deutet umgekehrt, dass Wahlverhalten infolge sozialstruktureller Merkmale ver-
schieden stark ausgeprägt sein kann. Abhängig davon, in welchem Maße die Wahl
hinsichtlich bestimmter soziodemografischer Eigenschaften polarisiert ist, besit-
zen diese unterschiedlichen Einfluss auf das Stimmverhalten. Der Grad der Po-
larisierung ist jedoch nicht ausschließlich durch Kommunikations- und Interakti-
onsprozesse des Wahlkampfs determiniert.31 Vielmehr gilt es auch die Ausprägung
der Cleavages zu beachten. Stehen sich Gruppen unversöhnlich gegenüber, weil
sich die von ihnen verfolgten Werte bzw. Interessen gegenseitig ausschließen (sym-
metrische Konfliktlage) oder ist die gleichzeitige Verwirklichung der politischen
Ziele möglich (asymmetrische Konfliktsituation)?32 Existieren so genannte Vorfeld-
organisationen, z.B. Interessensverbände, die „gewissermaßen als politische Akti-
onsausschüsse ihrer sozialen Basisgruppen handeln, deren Interessen vertreten,
deren Weltsicht propagieren und an deren (Gruppen- oder Partei-)Bindungen ap-
29Vgl. Harald Schoen (2005), S. 151–153.
30Vgl. Franz Urban Pappi: Sozialstruktur, gesellschaftliche Wertorientierung und Wahlabsicht. In:
Politische Vierteljahresschrift, 18. Jg. (1977), S. 207 f.
31Vgl. Angus Campbell et al. (1960), S. 346–350.




Führt man sich diese idealtypischen Bedingungen für Cleavage-Gruppen vor Au-
gen, liegt die Frage nahe, inwiefern die Prämissen der sozialstrukturellen Erklä-
rungsmodelle unter der Voraussetzung gesellschaftlicher Modernisierung ihre Gül-
tigkeit behaupten können. Soziale Mobilität und Individualisierungstendenzen re-
duzieren die Verweildauer des Einzelnen in stabilen sozialen Lagen und schwächen
die Vermittlung gemeinsamer sozialstruktureller Orientierung und Wahlnormen.
Auch eine signifikante Steigerung des Wohlstandes großer Teile der Bevölkerung,
wie z.B. in den westlichen Industrienationen nach dem Zweiten Weltkrieg, führt
einigen Autoren zufolge zu einer Verbürgerlichung der Gesellschaft und verringert
die ökonomischen Interessensgegensätze der unterschiedlichen Klassen. Daneben
offenbaren sich Freiräume für politische Betätigung, die über materielle Befriedi-
gung hinausführt und traditionelle Spannungslinien verblassen lässt. In diesem
Zusammenhang verweisen einige Arbeiten34 auf die Herausbildung neuer sozialer
Milieus, die sich aufgrund gemeinsamer Lebensstile verfestigten und den verän-
derten Lebensbedingungen Rechnung tragen. Allerdings herrscht keine Einigkeit
darüber, wie Lebensstile genau zu verstehen und zu erfassen sind und ob mit ge-
teilten Lebensstilen eine Institutionalisierung zur Verfestigung in sozialen Milieus
einhergehen muss.35 Nicht zuletzt deshalb sind derlei Ansätze ähnlich umstritten
wie Ronald Ingleharts These eines neuen Cleavage zwischen materialistischer und
postmaterialistischer Wertorientierung.36
Wissenschaftliche Diskussionen haben auch die veränderten Gestaltungsspiel-
räume nationaler Politik im allgemeinen und der politischen Eliten im besonderen
zum Thema. Wie glaubwürdig kann die Sozialdemokratie noch für die Interessen
der Arbeiterschaft eintreten, wenn sie beispielsweise in der Regierung gesamt-
gesellschaftliche Verantwortung tragen und dem internationalen Standortwett-
bewerb und der hohen Arbeitslosigkeit Tribut zollen muss? Wie lange kann eine
christliche Volkspartei ein traditionelles Familienbild propagieren, das für weite
Teile der Bevölkerung im Widerspruch zu den Anforderungen des Arbeitsmark-
tes steht? Bei allem Handlungsspielraum, den politische Eliten besitzen, gilt es
stets abzuwägen zwischen kurzfristigen Wahlkampfmanövern und einer langfris-
tig angelegten Parteistrategie, die in einemMehrparteiensystem auch Parteibünd-
nisse umfassen kann.37 Politisch-institutionelle Rahmenbedingungen sind ebenso
33Harald Schoen (2005), S. 155.
34Vgl. etwa Ingvill Constanze Mochmann: Lifestyles, social milieus and voting behaviour in Germa-
ny. Dissertation Giessen 2002.
35Vgl. Harald Schoen (2005), S. 148.
36Vgl. Ronald Inglehart: The Silent Revolution. ChangingValues and Political Styles AmongWestern
Publics. Princeton 1977. Eine eingehende Rezeption findet sich in Kapitel 2.4.
37Vgl. Harald Schoen (2005), S. 156 f.
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maßgeblich. Wie sehr verlangt die föderale Strukturen eines Landes nach Koope-
ration auf den unterschiedlichen politischen Ebenen? Wie stark ist der Staat in
supra- und transnationale Organisationen eingebunden und verpflichtet, die Ge-
meinschaftspolitik der zusammengeschlossenen Länder umzusetzen? Dies alles
wirkt sich unweigerlich auf den Parteienwettbewerb und die „gefrorenen” Partei-
systeme und gesellschaftlichen Spannungslinien aus.
Gleichwohl stellen empirische Analysen das von von den sozialstrukturellen Mo-
dellen postulierte Wahlverhalten immer wieder unter Beweis. In Deutschland un-
terstützen etwa Arbeitnehmer und Gewerkschaftler überproportional die SPD,
häufigeKirchgänger dagegen in weit größerem Umfang die Unionsparteien.38 Den-
noch zeigt die neuere Forschung eine veränderte Sichtweise: „Während die Litera-
tur früher gruppenkonformes Wahlverhalten in erster Linie dadurch verursacht
sah, daß die Bürger bewußt als Mitglieder eines Kollektivs stimmen, favorisiert
sie heute stärker individualistische Erklärungen, in denen sich gruppenkonformes
Wahlverhalten gleichsam als unbeabsichtigtes Resultat individuellen Handelns er-
gibt.”39
Siegwart Lindenberg, Professor für theoretische Soziologie, unterstützt diese
Sichtweise und geht mit seiner Zunft hart ins Gericht. Er bescheinigt weiten Teilen
der Soziologie, einem großen Missverständnis zu unterliegen.40 Die Prämissen so-
ziologischer Modelle könnten menschliches Verhalten unmöglich adäquat erfassen.
Weil sich etwa die Soziologie nicht von ihrem sozialen Rollenverständnis lösen kön-
ne, müsse kultureller und sozialer Wandel als autonomer Prozess konzipiert wer-
den. Die Variablen Meinung, Einstellung und Orientierung messen lediglich Rol-
lenerwartungen, aber sicherlich kein Rollenverhalten. Dafür fehle der Soziologie
schlicht ein Erklärungsmodell.41 Das Defizit läge vor allem darin, dass Einflüsse
der Mikro- auf die Makroebene nicht zugelassen würden. Dies aber könnten ökono-
mische Theorien leisten, denn sie erklärten nicht nur menschliches Verhalten mit
Hilfe sozialer Phänomene, sondern erlaubten es ebenso, soziale Phänomene als
Resultat menschlichen Verhaltens zu begreifen.42 „Because utility theory makes
it particularly easy to take the collective level into account on the individual level
(for instance through system-specific utility arguments) it is much easier to connect
the explained behavior back to the collective level.”43 Allerdings räumt Lindenberg
ein, dass für die vollständige Erfassung sozialer Phänomene, beispielsweise hin-
sichtlich vorherrschenden moralischen Verpflichtungen, Anpassungen des ökono-
38Vgl. hierzu ausführlicher ebd. S. 158–181.
39Harald Schoen (2005), S. 182.
40Vgl. Siegwart Lindenberg (1985), S. 102–104.
41Vgl. ebd., S. 103 f.




mischen Erklärungsrahmens von Nöten seien.44
2.1.3 Kritik
Die Stärke sozialstruktureller Ansätze, die Determinanten sozioökonomischer
Merkmale für das individuelle Wahlverhalten darzulegen und schlüssig Motive des
Stimmverhaltens herauszuarbeiten, ist zugleich ihre Schwäche. Während stabiles
Wahlverhalten gut erklärbar ist, lässt sich politischer Wechsel im Rahmen der Mo-
delle nur ungenügend ableiten. „Instabiles Wahlverhalten wird [...] nur ex negati-
vo, nämlich aus dem Fehlen der Voraussetzungen für stabiles Stimmverhalten er-
klärt, weshalb es eher als zielloses Fluktuieren denn als gezielte Wechselentschei-
dung erscheint.”45 Verändertes Wahlverhalten wäre lediglich aufgrund einesWech-
sel der Gruppenmitgliedschaft erklärbar. Die soziologischen Modelle sehen jedoch
weitgehende Stabilität der Gruppenzugehörigkeit vor. Interaktions- und Kommu-
nikationsprozesse in sozialen Gruppen, deren Interessen überwiegend homogen
und Wertvorstellungen kulturell überhöht sind, außerdem organisatorisch eng mit
Vorfeldorganisationen und politischen Parteien verwoben sind, lassen wenig Spiel-
raum für einen Wechsel von Klasse und Milieu.46 Damit ist bereits eine weitere
Schwierigkeit in Verbindung mit soziologischen Ansätzen angesprochen.
Modernisierungsprozesse in Gesellschaft, Wirtschaft und Politik verlangen nicht
nur den Bürger zunehmend soziale und geographische Mobilität ab, sondern en-
gen auch den Handlungsraum politischer Eliten ein. In der Folge steigt die Wahr-
scheinlichkeit, Cross-Pressure-Einflüssen ausgesetzt zu sein. Parteiführungen bü-
ßen Möglichkeiten ein, Werte- und Interessensgegensätze entsprechend den tradi-
tionellen Cleavages zu politisieren. Das Potential nimmt ab, feste sozialstrukturel-
le Parteibindungen auszubilden, historisch gewachsene Spannungslinien einer Ge-
sellschaft verblassen. Angesichts zunehmender Individualisierungstendenzen ist
es fraglich, ob soziale Gruppen überhaupt noch genug Einfluss auf den Einzelnen
ausüben, um individuelles Verhalten zu begründen und zu stabilisieren. Wie man
es auch dreht und wendet, die sozialstrukturellen Erklärungsmodelle verlieren an
Aussagekraft: „In the end, however, what particularely needs to be underlined is
that it is precisely these changes [...] in the pattern of competition for government,
as well as changes in the broader institutional setting, that are most likely to dis-
courage us from taking continued freezing for granted.”47
Treten an die Stelle von Cleavages neue soziale Milieus und Lebensstile? Besit-
44Vgl. ebd., S. 111.
45Harald Schoen (2005), S. 144, Hervorhebung im Original.
46Vgl. ebd., S. 150.
47Peter Mair: The Freezing Hypothesis: An Evaluation. In: Lauri Karvonen/Stein Kuhnle (Hrsg.):
Party Systems and Voter Alignments Revisited. London/New York 2002, S. 44.
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zen soziale Gruppen, die durch gemeinsame Wertvorstellungen, Freizeitaktivitä-
ten und ästhetischen Vorlieben charakterisiert sind,48 das Potential dauerhaft po-
litisierte Konfliktlinien im Sinne sozialstruktureller Theorien auszubilden? Selbst
wenn man Lebensstil-Gruppen einen organisatorischen Zusammenhalt etwa in
Form von Sportvereinen bescheinigt,49 fehlen dennoch sozialstrukturelle Veran-
kerung, kulturelle Überhöhung und eine durchgängige organisatorische Struktur,
die den Einzelnen langfristig an eine Partei binden könnte. Wenn also der Poli-
tologe Hanspeter Kriesi konstatiert: „The decline of traditional cleavages does not
necessarily signify the end of structuration of politics by social divisions. The crux is
to identify theoretically and empirically the relevant social devisions in a world in
flux, and to study their political formation”50; bleibt es fraglich, ob die Suche nach
neuen sozialen Milieus nicht vor allem von Momentaufnahmen des Wahlverhal-
tens hervorgerufen ist, die eher mit im Wahlkampf aktiviertem „issue voting” zu
charakterisieren sind als durch vermeintliche Lifestyle-Cleavages. Noch wäre es
aber verfrüht den Abgesang auf sozialstrukturelle Erklärungsmodelle anzustim-
men. Vielmehr gilt es, sie im Lichte der beschriebenen Entwicklungen zu flexibi-
lisieren, ohne sie bis zur Beliebigkeit und Unkenntlichkeit zu verstümmeln. Der
von Lindenberg skizzierte Weg, die Ergänzung um Einflüsse der Individual- auf
die Sozialebene mit Hilfe ökonomischer Theorien, könnte sich dabei als fruchtbar
erweisen.
2.2 Partei-, Kandidaten- und Themenorientierung: das Ann
Arbor Modell
2.2.1 Ursprünge
Im Jahr 1954 veröffentlichen Angus Campbell, Gerald Gurin und Warren E. Mil-
ler die Wahlstudie „The Voter Decides”, die nicht zuletzt aufgrund ihres innovati-
ven Ansatzes, eine langjährige Forschungstradition begründen sollte. Sie plädie-
ren u.a. dafür, die herkömmliche Analyse von Aggregatdaten durch Individualda-
ten zu ersetzen, um so viele bislang nicht untersuchte, interessante Fragestel-
lungen in den Blick zu bekommen. Ihren Schwerpunkt setzen die Autoren auf
die Erforschung der individuellen Motive des Wählers. Als Datenbasis dient ei-
ne repräsentative Panelbefragung des „Survey Research Center’s” im Vorfeld der
48Vgl. Ingvill Constanze Mochmann (2002), S. 34.
49Vgl. ebd., S. 30–35.
50Hanspeter Kriesi: The transformation of cleavage politics. In: European Journal of Political Rese-
arch. 33. Jg. (1998), S. 181.
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US-Präsidentschaftswahlen von 1952.51 Ihrer Untersuchung liegt die Annahme
zugrunde, dass Wahlverhalten durch Perzeption vermittelt und von politischen
Einstellungen geprägt ist.52 Sozioökonomische Faktoren alleine hätten nicht die
Erklärungskraft, wie es ursprünglich schien: „It has been demonstrated that the
application of the Lazarsfeld index to the national electorate in 1948 resulted in
a prediction of the vote not remarkably better than chance.”53 Stattdessen legen
Campbell et al. den Fokus auf psychologische Einflussfaktoren, die zwischen ob-
jektiven Umweltfaktoren des Wählers und seinem tatsächlichen Verhalten „inter-
venieren”. Die Autoren identifizieren für das individuelle Wahlverhalten zunächst
sechs Variablen: die Bindung an eine Partei („personal identification with one of
the political parties”), die Relevanz politischer Themen („concern of issues of natio-
nal governmental policy”), die persönliche Ausstrahlung der Kandidaten („personal
attraction to the presidental candidates”), die Stärke des Pflichtgefühls gegenüber
den Normen sozialer Gruppen („conformity to the group standards of one’s asso-
ciates”), der persönliche Eindruck, Einfluss auf das politische Geschehen nehmen
zu können („sense of personal efficacy in the area of politics”) und das individuell
empfundene Pflichtbewusstsein wählen zu gehen („sense of civic obligation to vo-
te”). Das Hauptaugenmerk der Untersuchung liegt auf den ersten drei Einflussfak-
toren. Die Autoren nehmen an, dass die Wahlentscheidung für eine Person umso
wahrscheinlicher ist, je besser sich die verschiedenen Variablen zugunsten eines
Kandidaten ergänzen.54
„The sense of personal attachment which the individual feels toward the group
of his choice is referred to in this chapter as identification and, with respect to
parties as groups, as party identification.”55 Gruppeneinflüsse als rein informel-
le, jederzeit kündbare Parteianhängerschaft zu konzipieren, ist nicht unproblema-
tisch. Campbell et al. verweisen daher auf bezugsgruppentheoretische Überlegun-
gen: Der Loyalität gegenüber einer sozialen Gruppe folgt der Druck zur Gruppen-
konformität. Je stärker diese ist, desto ausgeprägter identifiziert sich der Einzelne
mit der Gruppe.56 Die Messung der Parteiidentifikation erfolgt durch Selbsteinstu-
fung.57 Gibt sich der Wähler mittels der Frage, „Generally speaking, do you usually
think of yourself as a Republican, a Democrat, an independent, or what?”, als An-
hänger einer Partei zu erkennen, wird er in einer zweiten Frage, „Would you call
yourself a strong Republican/Democrat or a not very strong Republican/Democrat?”
51Vgl. Angus Campbell/Gerald Gurin/Warren E. Miller: The Voter Decides. Evanston/Illinois 1954,
S. 1–3.
52Vgl. ebd., S. 80.
53Ebd., S. 85.
54Vgl. ebd., S. 85 f.
55Ebd. 88 f., Hervorhebung im Original.
56Vgl. ebd., S. 89 f.
57Vgl. ebd., S. 90–97.
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als fest oder schwach gebundener Parteianhänger identifiziert. Interviewte, die
sich bei der ersten Frage als „independent” bezeichneten, versucht man durch die
Frage „Do you think of yourself as closer to the Republican or Democratic party?”
eine Parteineigung zu zuordnen. So ergibt sich eine siebenstufige Skala, die von
„strong Republican” über „Independent” bis zu „strong Democrat” reicht.58
Campbell et al. konzipieren die Orientierung an Issues idealtypisch als unabhän-
gig von den beiden anderen Einflussfaktoren Partei- und Kandidatenorientierung
und operationalisieren sie mittels der folgenden drei Elemente: Das vom Wäh-
ler wahrgenommene Ausmaß der Unterschiede der Parteien bei wichtigen Issues
(„sensitivity to partisan differences on issues”).59 Die Bedeutung von Sachfragen
für den Wähler („extent of involvement in issues”) sowie die politische Richtung
der Issueorientierung („direction of issue involvement”). Dabei ist es unerheblich,
ob die Bürger aufgrund persönlicher Belange, gruppenspezifischer Bedeutsamkeit
oder allgemeiner Relevanz – etwa bei Issues nationaler Tragweite – von den jewei-
ligen Themen betroffen sind.60 Ob sich dasWahlverhalten überhaupt auf Issues zu-
rückführen lässt, erschließen die Autoren aus den drei oben genannten Variablen:
Die Präferenzen der Befragten zu vier Sachfragen aus der Innen- und Außenpolitik
geben darüber Auskunft, wie stark sie mit der Politik einer Partei übereinstimmen
und ob sie eine starke, durchschnittliche oder schwache Themen-Involviertheit be-
sitzen („extent of issue orientation”). Schließlich wurde die Richtung des Einflusses
auf die Wahlentscheidung mittels des Saldos der geäußerten Parteipräferenzen ge-
bildet und die einzelnen Wahlberechtigten anhand einer fünfstufigen Skala klassi-
fiziert („issue partisanship”).61
Die Orientierung an Kandidaten umfasst in „The Voter Decides” ausschließlich
deren persönlichen Merkmale wie Ausstrahlung, Ehrlichkeit oder Führungsqua-
litäten. Konzeptionell ausdrücklich ausgespart bleibt die Verwobenheit der Kan-
didaten mit Issues und Parteien. Die Kandidatenorientierung gliedert sich wie
der Issue-Bereich in zwei Teile: die generelle Bedeutung der Kandidaten für die
Stimmabgabe („extent of candidate orientation”) und die mögliche Unterstützung
eines Kandidaten („candidate partisanship”). Campbell et al. ermitteln die Bedeu-
tung der Kandidaten für den Wähler mittels offener Fragen zu deren charakter-
lichen Eigenschaften. Je mehr Nennungen hierzu erfolgen, desto stärker ist die
allgemeine Orientierung an Kandidaten. Um die Richtung der Unterstützung zu
58Vgl. ebd., S. 90–94.
59Dass die Autoren darauf verzichten, die Issueorientierung hinsichtlich der Kandidaten in ihre
Überlegungen mit einzubeziehen, mag daran liegen, dass die statistischen Daten keine Rück-
schlüsse auf die wahrgenommenen Unterschiede der Kandidaten erlaubt, wie die Verfasser selbst
einräumen. Vgl. ebd., S. 124.
60Vgl. ebd., S. 112–115.
61Vgl. ebd., S. 115–135.
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bestimmen, sind den Aussagen pro Stevenson und kontra Eisenhower – die bei-
den Präsidentschaftskandidaten im US-amerikanischen Wahlkampf von 1952 –
der Wert „+1” und kontra Stevenson und pro Eisenhower der Wert „-1” zugeordnet.
Die Summe aller Aussagen einer Person bilden Campbell et al. auf einer fünfstufi-
gen Skala ab, die Auskunft über das Ausmaß der Kandidatenorientierung gibt.62
„The Voter Decides” zeigt, dass Parteiidentifikation, Themen- und Kandidaten-
orientierung als Wahlmotive für eine Partei miteinander korrelieren. Eine ausge-
prägte Parteiidentifikation deutet etwa auf eine Unterstützung des entsprechen-
den Kandidaten und die gleichlautende Bewertung von Issues hin. Daneben legen
die Daten einen eigenständigen Einfluss der drei Beweggründe auf politisches In-
teresse und der Teilnahme an Wahlen nahe.63 Die Autoren bescheinigen der Par-
teiidentifikation eine im Vergleich zu den anderen beiden Variablen größere Bedeu-
tung,64 verzichten jedoch darauf, sie konzeptionell hervorzuheben. Sie vermuten,
dass die Bedeutung der drei Motive von Wahl zu Wahl unterschiedlich ausfällt und
entwerfen Parteiidentifikation, Themen- und Kandidatenorientierung als gleichbe-
rechtigt für die Wahlentscheidung. Je besser die einzelnen Beweggründe zuguns-
ten einer Partei übereinstimmen, desto wahrscheinlicher ist die Stimmabgabe für
diese Partei. Bei widersprüchlichen Wahlmotiven ergäben sich Situationen, die in
ihren Auswirkungen Lazarsfelds Cross-Pressure Situationen ähnelten.65
Die Studie erfuhr einige Aufmerksamkeit, sah sich jedoch auch starker Kritik
ausgesetzt. Besonders der Vorwurf des psychologischen Reduktionismus wurde ge-
gen „The Voter Decides” ins Feld geführt. Da Campbell et al. die Wahlentscheidung
ausschließlich mit politischen Einstellungen erklärten, zeigten sie lediglich, dass
die Wahlentscheidung selbst eine naheliegende Ausdrucksform jener Einstellun-
gen sei. Letztlich handele es sich um eine Trivialität, dass Menschen die Partei
wählen, deren Kandidaten sie unterstützen oder deren Issueposition sie sich zu Ei-
gen machen. Dagegen blieben die eigentlich interessanten Fragen, wie und warum
Menschen bestimmte Einstellungen entwickelten und wie diese auf die Wahlent-
scheidung Einfluss nähmen, im Dunkeln.66
Dieser Kritik begegnen Angus Campbell, Philip E. Converse, Warren E. Miller
und Donald E. Stokes in ihrem vielbeachteten Werk „The American Voter”. Vor
allem die seitdem häufig zitierte Metapher des „funnel of causality” erhöht die
Erklärungsleistung des als „Ann Arbor Modell”67 in die Literatur eingegangenen
62Vgl. ebd., S. 136–138.
63Vgl. ebd., S. 144–156, 182 f.
64Vgl. ebd., S. 149.
65Vgl. ebd., S. 183 f.
66Vgl. Peter H. Rossi: Four Landmarks in Voting Research. In: Eugene Burdick/Arthur J. Brodbeck
(Hrsg.): American Voting Behavior. Glencoe/Illinois 1959, S. 40 f.
67Die Forschergruppe war an der University of Michigan in Ann Arbor tätig.
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Ansatzes. Die Autoren vergleichen den Entscheidungsprozess bei einer Wahl mit
einem Trichter, dessen Längsachse die Zeit symbolisiert. Am Ausgang des Trich-
ters ist der Entschluss für die Wahl einer Partei bzw. eines Kandidaten getroffen.
Diese Entscheidung basiert auf Gründen, die entlang einer Kette von Kausalitä-
ten immer weiter in die Vergangenheit zurückreichen. Die Kegelform des Trichters
verdeutlicht, dass viele Gründe einen Effekt auf die Stimmabgabe entfalten kön-
nen, jedoch immer weniger Ursachen einen tatsächlichen Einfluss auf die Wahl-
entscheidung haben, je näher der Termin für die Stimmabgabe rückt. Der „funnel
of causality” symbolisiert die Wahlentscheidung als Kette von Ursachen – seien
es sozialstrukturellen Eigenschaften, sozial- und individualpsychologische Quali-
täten oder politischen Einstellungen zu Issues und Kandidaten –, die in einem
Punkt konvergieren – der Stimmabgabe.68
„The American Voter” ist eine konsequente Weiterentwicklung von „The Voter
Decides”. Das zeigt sich auch an dem verbesserten theoretischen Verständnis so-
zialer Gruppen. Räumen die Autoren sozialstrukturellen Eigenschaften in ihrem
1954 erschienen Werk lediglich eine zufällige Erklärungsleistung ein, so suchen sie
in „The American Voter” den Anschluss an soziologische Ansätze und heben den in-
tervenierenden Charakter politischer Einstellungen als Verknüpfung sozioökono-
mischer Faktoren mit der Wahlentscheidung hervor.69 Campbell et al. unterschei-
den zwischen primären und sekundären soziale Gruppen. Primäre Gruppen (Fa-
milie, enge Freunde) können einen Initiativcharakter hinsichtlich der Ausbildung
von Parteibindungen besitzen: „When primary groups engage in political discussi-
ons and are homogeneous in basic member viewpoints, the attitudes of the indivi-
dual must be continually reinforced as he sees similar opinions echoed in the social
group.”70 Deren tatsächlicher Beitrag für die Herausbildung einer Parteiidentifi-
kation ist jedoch nicht eindeutig zu bestimmen. Zu unterschiedlich können die in-
dividuellen Reaktionen auf von Primärgruppen diffus kommunizierten politischen
Stimmungslagen ausfallen, aber: „Such primary-group mechanisms are of obvious
import in maintaining the patterns of distinctive political behavior long associated
with many sociologically defined groupings in the electorate.”71 Soziale Gruppen
dienen dem Einzelnen – ob deren Mitglied oder nicht – als Referenzpunkte inner-
halb des politischen Systems und als Träger sowie Artikulationsinstanz von Grup-
peninteressen. Campbell et al. konzipieren alle sozialen Gruppen als grundsätz-
lich gleichwertig und subsumieren sie unter einem Modell. Deren Einfluss auf die
Wahlentscheidung ist in dem Dreieck Individuum, soziale Gruppe und politischer
68Vgl. Angus Campbell et al. (1960), S. 24.
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Raum angesiedelt.72 Demnach unterscheiden die Autoren erstens das Ausmaß der
Identifikation mit einer Gruppe, also die Intensität der psychologischen Mitglied-
schaft („relationship of the individual to the group”)73 und zweitens die Distanz der
sozialen Gruppe zum politischen Raum („relationship of the group to the world of
politics”),74 die sich durch kurzfristige Einflüsse wie Kandidaten- und Issueorien-
tierung verändern kann („political salience of the group”)75. Die Identifikation mit
einer sozialen Gruppen geht einher mit der Anerkennung der Gruppenstandards.
Diese Standards sind es, die etwa als Konformitätsdruck auf die Wahlentscheidung
Einfluss nehmen.
„Whatever the process of communication that alerts the member to a partisan
group standard, we can think of group norms as forces, having a given direc-
tion and varying degrees of strength. The standard prescribes support of one
party, candidate, or issue position, and forbids support of the other. And these
perscriptions are propagated with varying amount of urgency or intensity.”76
Politische Parteien, zunächst als gleichwertig zu anderen sekundären Gruppen auf
einer Stufe angesiedelt, erhalten durch die besondere Konzeption des Modells so-
zialer Gruppen einen herausragenden Stellenwert: „The political party may be
treated [...] as a special case of a more general group-influence phenomenon. [...]
The nature of the group [...] ensures the power of its influence within the world of
politics. But of great significance also is the role of the party as a bridge between
other social groupings and that political world.”77 Im Einklang mit ihrem Grup-
penmodell konzipieren sie Parteiidentifikation als psychologische Parteimitglied-
schaft,78 die gegenüber „The Voter Decides” eine Aufwertung erfährt: „In the com-
petition of voices reaching the individual the political party is an opinion-forming
agency of great importance”79. Unter Rückgriff auf Kurt Lewins Feldtheorie prä-
zisieren sie: „The fieldtheoretical alternative is to measure the individual’s party
identification at the current time, on the assumption that this is a perfect destil-
lation of all events in the individual’s life history that have borne upon the way in
which he relates himself to a political party.”80 Diese Einschätzungen sind durch
die empirischen Daten der Untersuchung gedeckt. So konstatieren Campbell et
al. einen starken Zusammenhang zwischen der Identifikation mit einer Partei und
72Vgl. ebd., S. 296, 298.
73Vgl. ebd., S. 297, 306–310.
74Vgl. ebd., S. 311–313.
75Vgl. ebd., S. 317 f.
76Ebd., S. 313 f.
77Ebd., S. 331.
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der Übernahme der entsprechenden Parteimeinung. Ferner erweist sich die Partei-
identifikation als außerordentlich stabil. Die herausragende Stellung der Bindung
an eine Partei innerhalb des Ann Arbor Modells wird auch von ihrer doppelten Wir-
kung auf die Wahlentscheidung unterstrichen. Sie besitzt sowohl einen indirekten
Einfluss, der als Wahrnehmungsfilter die politischen Einstellungen färbt, als auch,
bei sehr ausgeprägter Parteiidentifikation, einen direkten Einfluss auf die Wahl-
entscheidung.81 Campbell et al. betonen jedoch, dass eine von der Parteiidentifi-
kation abweichende Wahlentscheidung möglich ist82 und beurteilen die Analyse
solchen Wahlverhaltens als äußerst aufschlussreich für das Verständnis der in-
dividuellen Entscheidungsprozesse vor einer Stimmabgabe.83 Umgekehrt räumen
sie auch politischen Einstellungen zu Issues und Kandidaten eine Wirkung auf
die Parteiidentifikation ein. Neben dem Einfluss veränderter sozialer Kräften, et-
wa nach einen Arbeitsplatz-/Wohnortwechsel oder im Rahmen nationaler Krisen,84
können Meinungen zum aktuellen politischen Geschehen, die im Konflikt zur Par-
teibindung stehen, jene verändern85. So heben die Autoren die Wichtigkeit des Zu-
sammenspiels der einzelnen Faktoren hervor. Sie können sich im Sinn politischer
Homogenität decken oder aber zu Cross-Pressure Situationen führen.86
Ganz der individual- und sozialpsychologischen Sichtweise verhaftet, betonen
die Verfasser von „The American Voter” den besonderen Charakter der Wahrneh-
mung im Gegensatz zu objektiven Gegebenheit, wie etwa sozialstrukturellen Ei-
genschaften. Nur so könne letztlich auch politischer Wechsel erklärt werden.87 In
weitem Sinne sei Wählen ein Akt menschlichen Verhaltens.88 Interpersonale oder
massenmediale Kommunikation nähme daher über die Steuerung der Aufmerk-
samkeit Einfluss auf die Wahlentscheidung.89 Aufschlussreich ist auch die Passage
über den Stellenwert der Ideologie innerhalb des Ann Arbor Modells. Die Verfasser
konzipieren Ideologie als Set konsistenter politischer Einstellungen,90 die zur Po-
litisierung von unpolitischen Ereignissen dienen kann91 und eine langfristige Be-
wertung politischer Ereignisse erlaubt92. Ferner untersuchen sie die Rolle von un-
81Vgl. ebd., S. 127–136.
82Vgl. ebd., S. 135.
83Vgl. ebd., S. 529.
84Vgl. ebd., S. 149–153.
85Vgl. ebd., S. 530.
86Vgl. ebd., S. 77 f.
87Vgl. ebd., S. 43.
88Vgl. ebd., S. 92.
89Vgl. ebd., S. 31.
90Vgl. ebd., S. 192.
91„The ideology is a medium of political translation par excellence; the possessor of ideology can
readily ascribe political meaning to events and states within the social, economic, or even religious
orders of expierence.” Ebd., S. 202, Hervorhebung im Original.
92Vgl. ebd., S. 204.
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terschiedlich stark ideologisierten Wählern für Regierungswechsel.93 Jedoch ver-
zichten Campbell et al. darauf, Ideologie in ihr Erklärungsmodell aufzunehmen.
Im Vergleich zu „The Voter Decides” präzisieren die Autoren das Issue-Konzept.
Sie argumentieren, Issues entfalten nur einen Einfluss auf das Wahlverhalten,
wenn folgende drei Bedingungen erfüllt sind: Erstens müssen die Themen wahr-
genommen werden („issue familarity”). Zweitens muss ihnen der Wähler eine ge-
wisse Bedeutung zuschreiben („intensity of issue opinion”). Drittens muss ein Un-
terschied der Parteien in den Issuepositionen erkennbar sein („the perception of
party differences on issues”).94 Außerdem treten neben die Themen- und Kandi-
datenorientierung zwei weitere Einstellungskomponenten, die Haltung gegenüber
Parteien und anderen sozialen Gruppen. Gruppen- und parteibezogene Einstel-
lungen dienen dem Wähler als Referenzpunkte zur Orientierung im politischen
Raum.95 Neben der Möglichkeit, dass die Parteiidentifikation auf die politischen
Einstellungen des Wählers abfärbt, betrachten Campbell et al. auch den umge-
kehrten Fall. Können die Einstellungen des Wählers, insbesondere zu politischen
Themen, eine signifikante Parteiidentifikation hervorrufen? Die Autoren vernei-
nen das weitgehend. Die Korrelation zwischen parteipolitischer Programmatik, al-
so der Issue-Position der Parteien und individueller politischer Entscheidung ist
lediglich schwach ausgeprägt. Nur ein kleiner Teil des Elektorats kann überhaupt
mit einer begründeten Meinung zu politischen Themen beitragen und sie den Par-
teipositionen zuordnen. Ferner erschwert mitunter eine unklare oder schwankende
Parteimeinung zu politischen Sachfragen die Herausbildung einer auf Issues ba-
sierenden Parteibindung.96 Die Kandidatenorientierung erfährt im Vergleich zu
„The Voter Decides” kaum konzeptionelle Änderungen, wird jedoch weiter gefasst.
Neben persönlichen Merkmalen umfasst die Einstellung zu Kandidaten nun auch
politische Eigenschaften, wie Führungsstärke.97
Insgesamt besitzt die Analyse in „The American Voter” eine gute empirische Er-
klärungsleistung.98 Das theoretische Modell zur Analyse des Wahlverhaltens wur-
de erweitert, vertieft und präzisiert. Die Parteiidentifikation erhält einen zentralen
Stellenwert. Sie erklärt stabilesWahlverhalten und färbt die Einstellung zu Kandi-
daten, Parteien und Issues. Diese kurzfristigen Einflussfaktoren ermöglichen ein
von der Parteiidentifikation abweichendes Votum oder, bei entsprechend ausge-
prägter Konfliktlage, eine Veränderung der Parteibindung. Die Verdeutlichung der
93Besonders wenig interessierte und kompetente Wähler würden demnach den Ausschlag für Regie-
rungswechsel geben. Campbell 1960:Vgl. ebd., S. 216–265.
94Vgl. ebd., S. 170.
95Vgl. ebd., S. 44–52.
96Vgl. ebd., S. 183–187.
97Vgl. ebd., S. 53 f.
98Vgl. ebd., S. 74.
27
2 Bestimmungsgründe des Wahlverhaltens
verschiedenen Beweggründe für das konkrete Wahlverhalten anhand des „funnel
of causality” erhöht die Aussagekraft des Ann Arbor Modells und entgegnet den
Vorwurf des psychologischen Reduktionismus. Obendrein suchen Campbell et al.
den Anschluss an andere Erklärungsmodelle des Wahlverhaltens, wie etwa sozio-
logischen Theorien oder auch ansatzweise zu dem Rational-Choice-Modell von An-
thony Downs.99 Alle diese Modifikationen tragen entschieden dazu bei, dass „The
American Voter” noch heute zu einen der wichtigsten Werke in der Wahlforschung
zählt und das darin entwickelte Ann Arbor Modell als der bedeutendste Ansatz zur
Erklärung des Wahlverhaltens gilt.
2.2.2 Rezeption
Der sozialpsychologische Ansatz der Michigan-Schule erfuhr auch außerhalb der
Vereinigten Staaten erhebliche Resonanz. Mit Hilfe des Ann Arbor Modells ver-
suchte man das Wahlverhalten in anderen politischen Systeme zu erklären. Zu-
nächst kam es vor allem in Westeuropa zur Anwendung, nach dem Fall des Eiser-
nen Vorhangs auch in den osteuropäischen Ländern. Allerdings ging damit meist
eine Verkürzung der theoretischen Grundlagen einher. Anders als Campbell et al.
schenkte man der Einstellung zu Parteien keine gesonderte Beachtung. Parteiiden-
tifikation, Themen- und Kandidatenorientierung galten weithin als ausreichend,
um Wahlverhalten zu erklären.100 In der Folge gewannen gesellschaftliche, politi-
sche und institutionelle Rahmenbedingungen eine größeren Stellenwert innerhalb
des sozialpsychologischen Ansatzes. Die Charakteristiken des politischen Systems,
die politische Kultur eines Landes sowie die Mechanismen und Eigenschaften poli-
tischer Kommunikation rückten vermehrt ins Blickfeld der Wahlforschung.101 Da-
neben geriet jedoch die Bedeutung sozialer Bezugsgruppen für die Wahlentschei-
dung genauso in Vergessenheit wie Campbell et al.’s Ausführungen zum Stellen-
wert von Ideologie und politischer Kommunikation.
Zudem entzündete sich Kritik an der strikten Kausalität des Modells, wie sie im
„funnel of causality” angelegt ist.102 Die Parteiidentifikation geht den kurzfristig
wirkenden Einstellungen logisch voran. Obwohl Campbell et al. immer wieder dar-
auf hinweisen, dass durchaus rückwirkende Einflüsse von den Einstellungen auf
die Parteiidentifikation ausgehen können,103 untersucht die empirische Analyse
99Auch im Zusammenhang von Wahlverhalten und Parteistrategien verweisen die Autoren auf „An
Economic Theory of Democracy”. Vgl. ebd., S. 549.
100Vgl. Harald Schoen/Cornelia Weins: Der sozialpsychologische Ansatz zur Erklärung von Wahlver-
halten. In: Jürgen W. Falter/Harald Schoen (Hrsg.): Handbuch Wahlforschung. Wiesbaden 2005,
S. 199 f.
101Vgl. ebd., S. 204.
102Vgl. ebd., S. 201.
103Angus Campbell et al. (1960), S. 169, 530.
28
2.2 Partei-, Kandidaten- und Themenorientierung: das Ann Arbor Modell
des „American Voter’s” lediglich Wirkungen der Parteibindung auf die Perzeption
von Kandidaten und Parteien. Dass Campbell et al. darauf verzichteten, rezipro-
ke Einflüsse zwischen den einzelnen Erklärungsvariablen des Ann Arbor Modells
vorzusehen, liegt wohl an ihrem Verständnis von Parteiidentifikation, als lang-
fristig, äußerst stabile Bindung eines Wählers an eine Partei, das sich durch die
Ergebnisse ihrer empirischen Analysen bestätigte104. Die Forderung nach einem
nicht-rekursiven Ann Arbor Modell, das die Parteiidentifikation auch in Abhängig-
keit der anderen Variablen setzt, widerspricht also weniger den Intentionen der
Autoren des „American Voter” als es in der Literatur den Anschein haben mag.
Die Kritik erwies sich dennoch als fruchtbar. Die Michigan-Schule erweiterte das
Erklärungsmodell um rückkoppelnde Effekte der Partei-, Kandidaten- und Issue-
orientierung auf die Parteiidentifikation – trotz der methodischen Probleme nicht-
rekursiver Modelle105. Wähler, deren politische Einstellungen hinreichend lange
und stark von der Parteiidentifikation abweichen, verlieren früher oder später ih-
re Bindung zu dieser Partei und suchen sich gegebenenfalls eine neue politische
Heimat. Ferner regten Forschungsarbeiten immer wieder an, dass sich die drei
kurzfristig wirkenden Variablen, Einstellungen zu Parteien, Kandidaten und Is-
sues, gegenseitig beeinflussen könnten.106 Identifiziert sich ein Wähler nicht mit
dem Personalangebot einer Partei, gibt er sich wohl auch der Partei gegenüber
eher zurückhaltend. Auch die Einstellung zu Kandidaten und Parteien beeinflusst
die Sachfragenorientierung des Wählers. Gerade in Hinblick auf zukünftige Regie-
rungspolitik ist ein gewisses Maß an Vertrauen in die Fähigkeiten der Kandidaten
unerlässlich. Allerdings birgt diese Argumentation die Gefahr, die verschiedenen
Variablen in der empirischen Analyse nur schwer voneinander unterscheiden zu
können. Darauf weisen bereits Campbell et al. hin.107 Daneben plädierten eini-
ge Wissenschaftlicher dafür, dem Wahlverhalten einen Rückkopplungseffekt auf
die Parteiidentifikation einzuräumen: Stimmt jemand häufig gegen „seine” Par-
tei, wirke sich das auf die Identifikation mit ihr aus.108 Diese Forderung erscheint
mir zu viel des Guten, denn warum stimmt der Wähler nicht seiner Parteibindung
entsprechend? Da seine politischen Einstellungen im Konflikt mit seiner Parteii-
dentifikation sind und diese übertönen – so die Erklärung innerhalb des Ann Arbor
Modells. Erweitert man den sozialpsychologischen Ansatz der Michigan-Schule um
rückwirkende Effekte sowohl der politischen Einstellungen, als auch der eigentli-
chen Wahlentscheidung auf die Identifikation mit einer Partei, besteht die Gefahr
der doppelten Messung ein und desselben Phänomens: ein von der Parteiidentifi-
104Vgl. ebd., S. 135.
105Vgl. Harald Schoen/Cornelia Weins (2005), S. 202.
106Vgl. ebd., S. 201 f.
107Vgl. Angus Campbell/Gerald Gurin/Warren E. Miller (1954), S. 136 f.
108Vgl. Harald Schoen/Cornelia Weins (2005), S. 201.
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kation abweichendes Votum auf Grund kurzfristiger Einflüsse. Vorsicht ist geboten
bei der Modifizierung theoretischer Modelle.
Dessen bewusst, publizierten Warren E. Miller und J. Merrill Shanks im Jahr
1996 die umfassende Wahlstudie „The New American Voter”, das nicht nur beim
Titel den Anschluss an Campbell et al.’s über 40 Jahre zuvor erschienenen Buch
sucht. Explizit verstehen sie „The American Voter” als ihre primäre Referenz109
und möchten die unterschiedlichen Erklärungsvariablen des Wahlverhaltens, die
in den Jahrzehnten seit Erscheinen des „American Voter’s” die Wahlforschung be-
reichert haben, in einen umfassenden Erklärungsrahmen integrieren, der es er-
laubt, die einzelnen Variablen und Konzepte zu bewerten und zu vergleichen.110
Hierzu greifen Miller und Shanks auf ein rekursives Modell zurück,111 das auf
sechs Stufen acht Variablen des Wahlverhaltens anordnet. Die sechs analytischen
Ebenen sind ähnlich wie im „funnel of causality” zeitlich-kausal aufgebaut. Sie rei-
chen von stabilen bis volatilen Einflussfaktoren. Die erste Stufe benennt soziale
und ökonomische Charakteristiken des Wählers („stable social and economic cha-
racteristics”). Darunter sind Parteiidentifikation und allgemeine politische Orien-
tierung angeordnet („partisan identification and policy-related predispositions”).
Als nächstes folgen die aktuellen politischen Präferenzen des Wählers und seine
Einschätzung der vorherrschenden politischen, wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Lage („current policy preferences and perceptions of current conditions”).
Die vierte Ebene umfasst die retrospektive Beurteilung der Ergebnisse der Regie-
rungspolitik („retrospective evaluations of the president concerning governmental
results”). Es folgen die Eindrücke der persönlichen Fähigkeiten und Eigenschaften
der Kandidaten („impressions of the candidates’ personal qualities”). Zeitlich kurz
vor der Wahlentscheidung angeordnet ist die prospektive Beurteilung der Kandi-
daten und Parteien („prospective evaluations of the candidates and the parties”).112
Die Variablen einer zeitlich-kausal früheren Stufe beeinflussen direkt die Parame-
ter der unmittelbar nachfolgenden Ebene, die wiederum auf die darunter liegen-
den wirken. Fernen können sich die Variablen einer Stufe gegenseitig beeinflussen
sowie alle Faktoren einen unmittelbaren Einfluss auf die Wahlentscheidung ent-
falten.113 Betrachten wir die einzelnen Einflussfaktoren näher.
Miller und Shanks unterscheiden zwischen zwei verschiedenen Typen von Is-
sues: unumstrittene und konfliktträchtige. Bei Ersteren handelt es sich um allge-
mein anerkannte Ziele der nationalen Regierungspolitik, wie etwa die Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit oder eine positive Entwicklung der Wirtschaft. Die Wäh-
109Vgl. Warren E. Miller/J. Merrill Shanks (1996), S. 4.
110Vgl. ebd., S. vii.
111Vgl. ebd., S. xi.
112Vgl. ebd., S. 192.
113Vgl. ebd., S. 191.
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ler unterscheiden sich hier in der Beurteilung der bisherigen Regierungspolitik.
Sie schätzen retrospektiv die Kandidaten und Parteien nach ihren persönlichen
Eindrücken von Erfolg oder Misserfolg ein. Im Gegensatz dazu herrschen in einer
Gesellschaft unterschiedliche Ansichten über Zwecke oder Prioritäten der künfti-
gen Regierungspolitik vor. Hier evaluieren die Wähler Parteien und Kandidaten
prospektiv, wie gut oder schlecht sie mit ihren eigenen Ansichten und Präferenzen
übereinstimmen. Laut Miller und Shanks ist die Beurteilung konsensfähiger The-
men häufig Anlass für Protestwahlverhalten und von den persönlichen Eindrücken
der gesamtgesellschaftlichen Lage sowie der Parteibindung und den aktuellen poli-
tischen Vorlieben beeinflusst. Die Wirkung konfliktgeladener Issues auf das Wahl-
verhalten ist mehrdeutig. In dem von Miller und Shanks untersuchten Wahlkampf
zwischen George Bush und Bill Clinton im Jahr 1992 zeigten sich bei einigen Poli-
cies durchaus eigenständige Auswirkungen auf die Stimmabgabe. Andere Themen
wiederum waren offenbar ungeeignet einen signifikanten Einfluss auf das Wahl-
verhalten zu entwickeln. Daneben besitzen aktuelle Issues das Potential, Konflikte
auf der Ebene allgemeiner politischer Prädispositionen zu aktualisieren.114
Die Autoren von „The New American Voter” messen die persönlichen Eigenschaf-
ten der Kandidaten an Hand der vier Dimensionen Kompetenz, Leistungsfähig-
keit, Integrität und Empathie. Diese Einteilung geht auf Carolyn Funks Zusam-
menfassung von Wahlanalysen zurück, die sich mit dem Einfluss der Kandidaten-
präferenz auf die Stimmabgabe beschäftigen. Funk schlussfolgert aus ihren um-
fassenden Recherchen, dass die Beurteilung von Kandidaten ein Sediment vieler
persönlicher Eindrücke aus vergangenen Jahren sowie des aktuellen Wahlkamp-
fes ist, positive als auch negative Impressionen umfasst und sich letztlich auf eine
dominante Einstellung des Wählers zurückführen lässt.115 Diese Gesamtbewer-
tung wird in der Literatur häufig als Kandidatenimage bezeichnet. In ihr bündeln
sich Wahrnehmungen und Kognitionen der Wähler. Bei der Imagebildung domi-
nieren medienvermittelte visuelle Darstellungen. Mit Blick auf Kandidatenimages
unterscheidet die Forschung zwischen Eindrücken, die von außen auf den Wähler
einwirken (stimulus-determinierte Wahrnehmung) und solchen, die eher auf indi-
viduelle Prädispositionen und Informationsverarbeitungsmechanismen zurückzu-
führen sind (rezipienten-determinierte Wahrnehmnung). Für politiknahe Kandi-
dateneigenschaften ist die rezipienten-determinierte Wahrnehmung maßgeblich,
die auch von der Parteiidentifikation beeinflusst ist und dieser folgt. Unpolitische
Eigenschaften sind dagegen eher vom Medienstimulus determiniert.116 Die meis-
114Vgl. ebd., S. 498–501.
115Vgl. ebd., S. 416 f.
116Vgl. Frank Brettschneider: Spitzenkandidaten und Wahlerfolg. Personalisierung – Kompetenz –
Parteien. Ein internationaler Vergleich. Wiesbaden 2002, S. 134–136.
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ten vonMiller und Shanks angenommenen Einflüsse der Kandidateneigenschaften
auf die Stimmabgabe konnten von der empirischen Analyse nicht bestätigt werden.
Größtenteils sind die Einflüsse ursächlich auf Parteiidentifikation oder andere Prä-
dispositionen und Einstellungen zurückzuführen. Allerdings müsse jede Wahl von
Neuem auf derartige Effekte untersucht werden. Die unterschiedlichen Charak-
tere der Kandidaten und deren Porträtierung während des Wahlkampfes und in
den Medien konstituiere vor jeder Wahl eine in dieser Hinsicht einzigartige Situa-
tion.117
Im Gegensatz zu den bislang vorgestellten Einschätzungen des Wählers von
Parteien und Kandidaten, sind die aktuelle Einstellung zu politischen Sachfragen
(„current policy preferences”) und die allgemeine politische Orientierung („policy-
related predisposition”) ohne expliziten Bezug zu Parteien und Kandidaten konzi-
piert.118 Miller und Shanks analysieren fünf Themenbereiche die im Wahlkampf
1992 eine Rolle spielten, etwa staatliche Unterstützung für Behinderte, nationale
Verteidigung oder die Höhe der Einkommensteuer.119 Die Autoren sind vom Ergeb-
nis ihrer Untersuchung überrascht: „Issues that are largely subsumed under one or
another policy-related predisposition do not appear as indepentent contributors to
the vote decision; issues that are not a particular instance of a predisposition, nor
highly correlated with other issues, survive the competition for inclusion in our fi-
nal equation.”120 In diesem Zusammenhang unterstreichen Miller und Shanks die
Wichtigkeit anhaltender gesellschaftlicher Konflikte: „We are impressed with the
consequences of controversis where individual citizens hold quite different views
concerning the most appropriate goals or priorities for the federal government, and
where the two parties have been associated with opposing positions.”121
Einige Diskussionen in der Wahlforschung legen nahe, so Miller und Shanks, das
Wahlverhalten aufgrund der Einschätzung der aktuellen gesamtgesellschaftlichen
Lage als „einfacheres” Rational-Choice zu konzipieren. Wähler die mit der aktuel-
len Lage der Nation nicht zufrieden sind, machen vermutlich die Regierung dafür
verantwortlich und wählen gegen die Regierungspartei.122 Mit der Frage nach den
drängendsten Problemen des Landes erheben sie diese Variable.123 Die statisti-
schen Daten belegen einen eigenständigen Effekt auf die Stimmabgabe. Es zeigt
sich allerdings auch, dass die Wahrnehmung der aktuellen gesamtgesellschaftli-
chen Situation eng mit der Einschätzung der Regierung verbunden ist und eben-
117Vgl. ebd., S. 501 f.
118Vgl. ebd., S. 326.
119Vgl. ebd., S. 330.
120Ebd., S. 369.
121Ebd., S. 497 f.
122Vgl. ebd., S. 371 f.
123Vgl. ebd., S. 373.
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falls von dem alles durchdringenden Einfluss der Parteiidentifikation und der all-
gemeinen politischen Orientierung des Wählers nicht unberührt bleibt.124
Die Verfasser von „The New American Voter” nehmen auf die Kontroverse um
Charakter und Stellenwert der Parteiidentifikation Bezug. Während frühere eu-
ropäischen Wahlanalysen argumentieren, Parteiidentifikation gäbe es nicht, zu-
mindest nicht in den politischen Kulturen Europas,125 plädieren andere Studien
dafür, Parteibindung lediglich als eine weitere politische Einstellung des Wählers
zu konzipieren. Sie besäße nicht mehr Beständigkeit und Stellenwert als etwa die
Präferenzen hinsichtlich bestimmter Policies.126 Miller und Shanks hingegen tre-
ten dafür ein, die herausragende Stellung der Parteiidentifikation, wie von Camp-
bell et al. vorgeschlagen, beizubehalten: „[P]arty identification is the most endu-
ring of political attitudes, responsible for shaping a wide varietey of values and
perceptions.”127 Wie bei „The American Voter” ist ihr Verständnis von Parteiidenti-
fikation psychologisch geprägt: Ein Zugehörigkeitsgefühl zu einer sozialen Gruppe,
das sich nicht notwendigerweise auf formale Mitgliedschaft, sondern auf Perzep-
tion begründet.128 Sie veranschaulichen ihre Konzeption von Parteiidentifikation
mit einem Vergleich zur Religion:
„One of the role of the church, or the party, is to provide structure to the or-
dinary person’s understanding of the external world, specifying which of the
phenomena of the secular world are relevant to one’s religion, or to one’s po-
litics. The function of ideology, as with theology, is often to provide structure,
organization, and coherence to one’s thinking with regard to matters that the
ideology (or theology) defines as relevant to politics (or religion). We use the
term ’ideology’ as a symbol for the systems of political belief – however enri-
ched or impoverished – that ordinary citizens espouse.”129
Fraglich am Konzept der Parteiidentifikation ist, aus welchen Quellen sie sich kon-
stituiert. Vermutungen, die primäre Sozialisation im Kreise der Familie wäre über-
wiegend für die Herausbildung einer Parteiidentifikation maßgeblich, bestätigten
sich nicht. Stattdessen treten vor allem John E. Jackson und Morris P. Fiorina
dafür ein, den politischen Einstellungen einen Einfluss auf die Parteibindung ein-
zuräumen, die letztlich auch die Identifikation mit einer Partei herausbilden wür-
den.130 Ihrem rekursiven sechsstufigen Erklärungsmodell verhaftet, unterstützen
124Vgl. ebd., S. 388.
125Vgl. Jacques Thomassen: Party Identification as a Cross-National Concept: Its Meaning in Nether-
lands. In: Ian Budge/Ivor Crewe/Dennis Farlie (Hrsg.): Party Identification and Beyond. London
1976, S. 63–80, zitiert nach Warren E. Miller/J. Merrill Shanks (1996), S. 117.
126Vgl. ebd.
127Ebd.
128Vgl. ebd., S. 120.
129Ebd., S. 121.
130Vgl. John E. Jackson: Issues, Party Choices, and Presidential Votes. In: American Journal of Poli-
tical Science. 19. Jg. (1975), S. 161–185, zitiert nach Warren E. Miller/J. Merrill Shanks (1996), S.
129; Morris P. Fiorina (1981).
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die Autoren, die seit den frühen 1970er Jahren immer wieder vorgetragenen The-
se, die Herausbildung einer Parteiidentifikation erfolgt im Rahmen sozialen Ler-
nens von der frühen Kindheit bis ins Erwachsenenleben. Kraft der Erfahrung ver-
schiedener Lebenszyklen, also etwa der Einstieg ins Berufsleben oder das Grün-
den einer eigenen Familie, kann sich die psychologische Distanz bzw. Nähe zu den
Parteien ändern.131 „Party Identification is thus treated as a potential mediating
connection between any established social attribute [. . . ] and the vote.”132 Miller
und Shanks schlussfolgern, dass die bisherige Positionierung der Parteien zu poli-
tischen Konflikten, wie ihre Erfolge bzw. Misserfolge im politischen Bereich, maß-
geblich die Eindrücke des Wählers prägen. Das wiederum beeinflusst die unter-
schiedliche Nähe der Bürger zu den Parteien. Neben den mittelbaren Einflüssen
der Parteiidentifikation auf das Wahlverhalten besitzt sie auch eine direkte Wir-
kung auf die Stimmabgabe.133
Miller und Shanks konstatieren unter Verweis auf Lazarsfeld und Berelson:
„Social and economic attributes remain the most ’intependent’ variables with
regard to voters’ preferences; such attributes are (usually) the cause rather
than the consequence of individuals’ political activities or commitments. In
most relationships, therefore, social and economic attributes are the fixed or
unchanging ’first cause.’ Such characteristics only acquire political ’effects,’ ho-
wever, when specific categories become politically relevant as the result of po-
litical interactions with the external world.”134
Ferner heben die Autoren die Aussagekraft sozialstruktureller Variablen in Zu-
sammenhang mit gesellschaftlichen Konflikten und Wähler-Parteien-Koalitionen
hervor.135 An anderer Stelle verweisen die Autoren auf die Notwendigkeit der Ak-
tivierung der gruppenvermittelten Prädispositionen, Einstellungen und Wahrneh-
mungen.136 Allerdings deuten sie die Wichtigkeit kommunikativer Prozesse, etwa
im Wahlkampf oder in informellen Situationen des Alltags, für eine solche Bele-
bung lediglich an.137 Überhaupt wird die Rolle politischer Kommunikation auf die
Wahlentscheidung kaum in Betracht gezogen.
„The New American Voter” leistet einen wichtigen Beitrag für ein umfassendes
Verständnis des individuellenWahlverhaltens auf Grundlage verschiedener Ansät-
ze aus unterschiedlichen Disziplinen der Wissenschaft. Das sechsstufige Modell,
wenn auch zeitlich-kausal äußerst strikt ausgelegt, erwies sich als aussagekräf-
131Warren E. Miller/J. Merrill Shanks (1996), S. 129–131.
132Ebd., S. 240.
133Vgl. ebd., S. 495.
134Ebd., S. 214.
135Vgl. ebd., S. 497.
136Vgl. ebd., S. 496.
137Vgl. ebd., S. 496 f.
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tig, um die einzelnen Einflussvariablen in ihrer Bedeutung für das Wahlverhal-
ten abzuschätzen. Die Beurteilung der persönlichen Eigenschaften der Kandida-
ten zeigte sich selbst in den personenzentrierten Wahlkämpfen der USA als wenig
ausschlaggebend. Dagegen besitzen die als langfristige Einflüsse konzipierten Va-
riablen Parteiidentifikation und allgemeine politische Orientierung eine kaum zu
überschätzende Wirkung – auch deshalb, weil sie die Wahrnehmung kurzfristiger
Einflussfaktoren prägen. Das bedeutet umgekehrt, dass sich die im Wahlkampf
lancierten Themen und Images von Parteien und Kandidaten an die im Elektorat
vorherrschenden Einstellungen zu orientieren hätten. Die Autoren räumen jedoch
ein, dass die erhobenen Daten keine Aufschlüsse darüber erlauben, wie dauerhaft
die als langfristig konzipierten, aber lediglich im Wahlkampf erhobenen Prädispo-
sitionen und Einschätzungen tatsächlich sind. Von dieser kritischen Einschätzung
explizit ausgenommen sind Parteiidentifikation und ideologische Selbstverortung
des Wählers. Soziale und wirtschaftliche Charakteristiken der Wähler erweisen
sich noch immer als vielsprechender Einstieg in die Analyse von Wahlergebnissen.
Viel häufiger jedoch ist die Parteiidentifikation die Analysevariable zur Erklärung
des Wahlverhaltens.138
Neben der Rezeption des gesamten sozialpsychologischen Ansatzes waren vor
allem seine wichtigsten Komponenten, die Parteiidentifikation sowie die Kandida-
ten- und Issueorientierung Teil aufschlussreicher wissenschaftlicher Diskussio-
nen. Im ursprünglichen Konzept von Campbell et al. besitzt Parteiidentifikation
sowohl eine Richtung als auch eine Intensität. In den Erhebungen der Michigan-
Schule bilden sie diese jedoch auf eine Dimension ab. Daran entzündete sich Kri-
tik: Richtung und Intensität seien eigenständige Dimensionen und erlaubten die
Existenz mehrfacher Parteibindungen. Vor allem in Ländern mit Mehrparteien-
systemen sei das zu registrieren. Außerdem könne auch immer wieder eine ne-
gative Parteiorientierung, eine unterschiedlich ausgeprägte Abneigung gegenüber
Parteien beobachtet werden.139 Eine kontroverse Debatte entfachte auch die Fra-
ge der Übertragbarkeit des Konzepts der Parteiidentifikation auf andere politi-
sche Systeme. Die Gesellschaften Westeuropas wären in weit stärkerem Maße wie
die Vereinigten Staaten von gesellschaftlichen Konflikten geprägt und Cleavages
durchzogen. In Europa dominiere die Identifikation mit Großgruppen, wie etwa
der Arbeiterschaft. Diese seien für bestimmte politische Einstellungen und Ver-
haltensweise maßgeblich. Der vermeintliche Einfluss der Parteiidentifikation wä-
re demnach lediglich der Bindung an soziale Gruppen zu verdanken. Selbst wenn
sich empirisch zeige, dass Cleavages Parteibindungen prägten, würden sie dennoch
138Vgl. ebd., S. 505–507.
139Vgl. Harald Schoen/Cornelia Weins (2005), S. 206.
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nicht vollständig von ihnen determiniert.140 Die deutsche Wahlforschung disku-
tierte die Übertragung des Konzepts im Vergleich zu anderen Ländern sorgfältig.
Sie entwickelte auf Grundlagen von Validierungsanalysen ein eigenständiges Er-
hebungsinstrument.141 Die Ergebnisse verschiedener Studien zeigen über Jahre
hinweg, dass auch in Deutschland eine Parteiidentifikation im Sinne des Konzepts
der Michigan-Schule vorherrscht.142
Hinsichtlich Erwerb und Entwicklung der Parteibindung musste die Rolle des
Elternhauses relativiert werden. Die Jugend bleibt dennoch eine wichtige Phase
für die Herausbildung einer Identifikation mit einer Partei. In ihr können sich
Kristallationskeime von Parteiloyalitäten herausbilden, die abhängig von den Ein-
drücken der weiteren politischen Sozialisation entweder zu einer signifikanten
Parteiidentifikation führen oder aber einer solchen Entwicklung zuwiderlaufen.
Für die Ausformung einer profilierten Parteibindung haben sich unter anderem
zwei Faktoren als förderlich erwiesen: ein politisch homogenes soziales Umfeld
und ein polarisiertes Parteiensystem mit eindeutigem Grenzverlauf zwischen den
politischen Lagern. Besitzen Wähler eine relative Parteiidentifikation, trägt diese
durch den Wahrnehmungsfilter zu einer weiteren Intensivierung und Stabilisie-
rung der einmal aufgebauten Parteiidentifikation bei. Deshalb spielen Phasen be-
sonders dichter politischer Kommunikation, wie etwa Wahlkämpfe, eine wichtige
Rolle für die Etablierung einer Parteibindung.143
Konnte auch der Einfluss der Parteiidentifikation auf die Wahlentscheidung in
verschiedenen Ländern immer wieder bestätigt werden, zeigt sich seit Mitte der
1990er Jahre ein Nachlassen deren Prägekraft. Dennoch bescheinigt Jürgen W.
Falter für die Bundesrepublik, dass auch an der Schwelle zum 21. Jahrhundert
noch 80 Prozent aller Parteianhänger die Stimme „ihrer” Partei geben – sowohl in
West- als auch in Ostdeutschland.144 Dies deutet darauf hin, dass die politischen
Rahmenbedingungen nicht außer Acht gelassen werden dürfen. In präsidialen Sys-
140Vgl. ebd., S. 207 f.
141Der Konstruktvalidierung folgend wurde zunächst ein plausibel erscheinender Indikator zur Mes-
sung eingesetzt, mit dem man die Hypothesen des Ann Arbor Modells empirisch überprüfte. De-
ren Bestätigung wurde als Beleg für die Validität des Konstrukts und des Indikators gewertet.
Vgl. Jürgen W. Falter: Einmal mehr: Lässt sich das Konzept der Parteiidentifikation auf deutsche
Verhältnisse übertragen? In: Politische Vierteljahresschrift. 18 Jg. (1977), S. 483–486; Folgende
Frage ist als weithin akzeptiertes Erhebungsinstrument hervorgegangen: „Viele Leute neigen in
der Bundesrepublik längere Zeit einer bestimmten Partei zu, obwohl sie auch ab und zu eine
andere Partei wählen. Wie ist das bei Ihnen: Neigen Sie – ganz allgemein gesprochen – einer be-
stimmten Partei zu? Wenn ja, welcher?” Vgl. Jürgen W. Falter/Harald Schoen/Claudio Caballero:
Dreißig Jahre danach: Zur Validierung des Konzepts ’Parteiidentifikation’ in der Bundesrepublik.
In: Markus Klein et al. (Hrsg.): 50 Jahre Empirische Wahlforschung in Deutschland. Enwicklung,
Befunde, Perspektiven, Daten. Wiesbaden 2000, S. 241.
142Vgl. Harald Schoen/Cornelia Weins (2005), S. 209 f.; Jürgen W. Falter/Harald Schoen/Claudio Ca-
ballero (2000), S. 246–265.
143Vgl. Harald Schoen/Cornelia Weins (2005), S. 211–213.
144Jürgen W. Falter/Harald Schoen/Claudio Caballero (2000), S. 256, 264.
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temen beeinflusst die Parteiidentifikation das Wahlverhalten weniger stark als in
parlamentarischen Systemen.145 Insgesamt sinkt jedoch die Zahl der Wähler mit
einer signifikanten Parteibindung. Dieses als Dealignment bekannte Phänomen
wird unterschiedlich interpretiert. Für manchen ist es eine vorübergehende Pha-
se, an die sich eine Periode des Realignment anschließt, also der erneuten Bindung
der Wähler an eine Partei.146 Dagegen weisen einige Indizien in verschiedenen
Ländern daraufhin, dass sich Parteibindungen weiter abschwächen, gar auflösen
und das Ausmaß der Parteiidentifikation in modernen Gesellschaften auf einen
insgesamt niedrigen Niveau verharrt. Als möglichen Ursachen dafür gelten: der
gestiegene Bildungsgrad in der Bevölkerung. Er mache die Parteiidentifikation zu-
nehmend überflüssig, weil sich die Wähler nunmehr eine eigene Meinung von Po-
litik, Wirtschaft und Gesellschaft des Landes bilden könnten. Politische Affären
und Skandale, offensichtliche Versäumnisse, Fehlurteile und falsche Entscheidun-
gen der Politik führten außerdem zu zunehmenden Verdruss gegenüber den politi-
schen Repräsentanten. Oberdrein erodierten soziale Klassen und Milieus, die ehe-
dem parteipolitische Präferenzen geprägt und gestützt hätten.147 Daneben lösten
sich die einst starken Verbindungen zwischen so genannten Vorfeldorganisationen
und den Parteien – z.B. zwischen Gewerkschaften und Sozialdemokraten.148 Die
genannte Gründe finden sich mehr oder weniger ausgeprägt in vielen demokrati-
schen Ländern. Daher spricht tatsächlich vieles für ein dauerhaftes Dealignment.
Das bedeutete, kurzfristige Einflussfaktoren gewönnen für die Stimmabgabe an
Bedeutung. Wahlentscheidungen würden später getroffen, wechselhafter sein und
vermehrt von Wahlkämpfen im Besonderen und politischer Kommunikation im
Allgemeinen beeinflusst. Die Aussichten für erfolgversprechende Parteineugrün-
dungen stiegen.149
Neben der Parteiidentifikation nimmt die Issueorientierung einen wichtigen
Platz bei der Erklärung des Wahlverhaltens ein. Das ist kaum umstritten. Nur auf
Grundlage eines an Issues orientierten Wahlverhaltens kann die siegreiche Par-
tei bzw. der siegreiche Kandidat einen Wählerauftrag für sich reklamieren.150 Für
145Das so genannte „candidate voting” wird mit dem unterschiedlichen Stellenwert der Spitzenkan-
didaten in präsidentiellen und parlamentarischen Systemen erklärt. Vgl. Frank Brettschneider
(2002), S. 207.
146Zur Dealignment und Realignment These vgl. auch Kapitel 2.4.1.
147Vgl. Harald Schoen/Cornelia Weins (2005), S. 225.
148Vgl. Theo Schiller: Parteien und Interessenverbände. In: Oscar W. Gabriel/Oskar Nieder-
mayer/Richard Stöss (Hrsg.): Parteiendemokratie in Deutschland. 2., aktualisierte Auflage, Bonn
2001, S. 456 f.
149Vgl. Harald Schoen/Cornelia Weins (2005), S. 224 f. Davon zeugen auch die Wahlerfolge junger
Parteien (Statt-Partei, Schill-Partei) ab Mitte der 1990er Jahr in der Bundesrepublik.
150Gerhard Schröder und Franz Müntefering begründeten im Mai 2005 ihren Schritt vorgezogenen
Neuwahlen anzustrebenmit einem expliziten Verweis auf ein Issue: Sie strebten einen erneuertes
Mandat für ihre unter dem Schlagwort „Agenda 2010” zusammengefasste Reformpolitik an.
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eine repräsentative Demokratie ist das unverzichtbar. Allerdings stellt sich nicht
nur im Wahlkampfgetöse die Frage, wie Issues analytisch sauber voneinander zu
trennen sind und was genau ein Issue beinhaltet? Bezieht sich der Begriff lediglich
auf Themen politischer Auseinandersetzungen, ist er als „Streitfrage” ins Deutsche
zu übersetzen. Umfassen Issues grundsätzlich alle auf staatliche Politik bezoge-
nen Fragen, wäre die Umschreibung mit „politischer Sachfrage” treffender. Wäh-
rend einige Autoren für die erste Lesart eintreten, folgt die Literatur mehrheit-
lich der zweiten, von Campbell et al. begründeten Konzeption. Issues können nach
verschiedenen Politikfeldern getrennt werden – etwa nach Außen-, Innen- oder
Wirtschaftspolitik.151 Campbell et al. schlugen außerdem vor, Sachfragen nach der
Dauer, in der sie in einer Gesellschaft präsent sind, zu differenzieren.152 Fragen
der sozialen Gerechtigkeit sind nahezu ständig in den Köpfen der Menschen ge-
genwärtig, dagegen drängen andere Themen, beispielsweise Umweltkatastrophen,
plötzlich und vorübergehend auf die politische Agenda. Die jüngere Forschung kon-
zentriert sich vornehmlich auf die beiden Issuekomplexe wie sie auch Miller und
Shanks im „New American Voter” umsetzen: eine retrospektive Leistungsbeurtei-
lung des Erreichten hinsichtlich weitgehend unumstrittener Staatsziele und eine
prospektive Einschätzung konfliktgeladener Policy-Positionen. Ersteres induziert
vor allem Protestwahlverhalten, letzteres ist für einen vermeintlichen oder tat-
sächlichen Wählerauftrag an den Wahlsieger maßgeblich. Im Zusammenhang mit
dem so genannten „issue voting” taucht immer wieder die Frage auf, welche Be-
dingungen Sachfragen orientiertes Wahlverhalten begünstigen. Generell geht man
davon aus, dass Wähler sich leichter zu allgemeinen als zu fachspezifischen Detail-
fragen eine eigene Meinung bilden können.153 Eng damit verknüpft ist der Hinweis
auf symbolische Fragen, die für die Bürger leichter zu durchschauen wären. Außer-
dem sollte das Issue dauerhaft auf der politischen Agenda zu finden sein.154 Ferner
spielt die persönliche Relevanz des Themas eine Rolle. Teile der Bevölkerung neh-
men die Wichtigkeit der verschiedenen Issues unterschiedlich wahr und entfalten
deshalb einen mal mehr mal weniger starken Einfluss auf das Wahlverhalten. Die
Forschung spricht daher von unterschiedlichen „issue publics”. Auch kommen den
Parteien im Allgemeinen und den politischen Eliten im Besonderen ein nicht zu
vernachlässigende Rolle zu. Sie sind es, die die unterschiedlichen Standpunkte zu
den verschiedenen Themen besetzen und kommunizieren.155
Obwohl die Kandidatenorientierung im Ann Arbor Modell als wichtige Erklä-
151Vgl. Harald Schoen/Cornelia Weins (2005), S. 226.
152Vgl. Angus Campbell/Gerald Gurin/Warren E. Miller (1954), S. 115.
153Vgl. Campbell et al. (1960), S. 175.
154Vgl. Edward G. Carmines/James A. Stimson: The Two Faces of Issue Voting. In: American Political
Science Review. 74. Jg. (1980), S. 80.
155Vgl. Harald Schoen/Cornelia Weins (2005), S. 230 f.
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rungsvariable gilt, wurde ihr in der Forschung lange Zeit keine große Aufmerk-
samkeit geschenkt. Mit dem Befund nachlassender Parteibindung änderte sich
das. Bei der Übertragung des Konzepts auf andere Länder musste besonders auf
die jeweiligen Eigenheiten des politischen und gesellschaftlichen Systems geach-
tet werden. Einzelne politische Führer, mit denen sich die Bürger leicht identifi-
zieren können, treten im Allgemeinen in einen präsidentiellen System viel stär-
ker in den Vordergrund als Parteifunktionäre in einem parlamentarischen Sys-
tem. Bereits Campbell et al. unterschieden politische und unpolitische Kandida-
tenmerkmale, in den letzten Jahren weitete sich der Fokus: Zusätzlich untersucht
man die Issue-Positionen der Politiker. Die Wählereinschätzung der Kandidaten
ist nach verschiedenen Eigenschaften operationalisiert. Häufig anzutreffen sind:
Kompetenz, Führungsqualitäten, Integrität, Empathie, Verlässlichkeit, Charisma.
Allerdings herrscht in der Forschung noch keine allgemein anerkannte Konzeption
der Kandidatenorientierung vor. Umstritten ist, wie stark die weitläufig angenom-
men Tendenz zu Personalisierung und Entpolitisierung in Politik und Wahlkampf
tatsächlich fortgeschritten ist. Frank Brettschneider kann für die Jahre von 1969
bis 1998 keine derartige Entwicklungen feststellen.156 Dennoch ist zu vermuten,
dass mit nachlassender Prägekraft der Parteiidentifikation der Einfluss der Kan-
didatenorientierung auf die Wahlentscheidung zunimmt, wie ihn etwa Dieter Ohr
für die Zeit von 1972 bis 1998 konstatiert.157 Grundsätzlich konstituiert jedoch je-
der Wahlkampf hinsichtlich der Personalsituation und den Begleitumständen eine
neuartige Situation und sollte daher immer wieder von neuem betrachtet werden.
Eine der zentralen Annahmen des Ann Arbor Modells ist: Individuelle Einstel-
lungen zu Parteien, Kandidaten, Themen oder Bezugsgruppen leiten menschliches
Verhalten an. Diese Prämisse steht jedoch im Widerspruch zu den Ergebnissen
empirischer Untersuchungen: „People were found neither to behave consistently
across situations, nor to act in accordance with their measured attitudes and perso-
nality traits.”158 Auf diesen, für die Sozialpsychologie beunruhigenden Befund, rea-
gierte die Forschung mit der Entwicklung differenzierter Erklärungsmodelle. Ei-
nes der prominentesten Versuche, den Weg aus der Krise des Einstellungsparadig-
mas zu finden, ist die „theory of reasoned action” (TORA) der beiden Psychologen
Icek Ajzen und Martin Fishbein.159 Danach speist sich die Handlungsabsicht einer
Person aus einer Funktion der beiden Determinanten „Einstellung gegenüber der
156Vgl. Frank Brettschneider (2002), S. 176–188.
157Vgl. Dieter Ohr: Wird das Wählerverhalten zunehmend personalisierter, oder: Ist jede Wahl an-
ders? Kandidatenorientierung und Wahlentscheidung in Deutschland von 1961 bis 1998. In: Mar-
kus Klein et al. (Hrsg.): 50 Jahre Empirische Wahlforschung in Deutschland. Enwicklung, Befun-
de, Perspektiven, Daten. Wiesbaden 2000, S. 275, 285–293.
158Icek Ajzen: Attitudes, Personality, and Behavior. Milton Keynes 1988, S. 41.
159Vgl. Harald Schoen/Cornelia Weins (2005), S. 283.
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Handlung” und „subjektive Norm”. Letztere gewinnt der Handelnde aus Verhalten-
serwartungen, die relevante Andere an ihn herantragen. Beide Variablen summie-
ren sich zu einer mehr oder weniger starken Absicht eine Handlung auszuführen.
Besitzt der Mensch eine positive Einstellung zu einer Handlung, weil er sich etwa
mit einer Partei identifiziert oder von ihrer Wahl einen Nutzen erhofft, und ver-
mutet er außerdem wichtige Bezugspersonen bei der Ausübung dieser Handlung
auf seiner Seite, ist es sehr wahrscheinlich, dass daraus eine Absicht entsteht, die
Handlung auszuführen. Erachtet er dagegen die Handlung als sinnlos und lehnt
das soziale Umfeld obendrein ein solches Verhalten ab, ist es unwahrscheinlich,
dass hieraus eine Handlungsabsicht erwächst.160 Eine Fortentwicklung der TORA
stellt die um eine zusätzliche Variable erweiterte „theory of planned behavior” dar.
Neben den beiden genannten Faktoren beeinflusst das wahrgenommene Ausmaß
einer sozialen Verhaltenskontrolle („percieved behavioral control”) die Intention
eine Handlung auszuführen und damit die Wahrscheinlichkeit, die Tätigkeit tat-
sächlich zu vollziehen. Mit dieser Erweiterung stellt Ajzen in Rechnung, dass der
Akteur bei der Ausübung der Handlung Rahmenbedingungen berücksichtigen und
sich bestimmten Zwängen fügen muss.161
2.2.3 Kritik
Die Ann Arbor Modell ist das bis heute aussagekräftigste und daher am häufigs-
ten angewendete Konzept zur Erklärung des Wahlverhaltens. Die damit verbun-
dene Einsicht in individual- und sozialpsychologische Prozesse der Vermittlung
objektiver Gegebenheiten in persönliche Einstellung waren in einer Zeit, als so-
zialstrukturelle Aggregatdatenanalysen Konjunktur hatten, höchst innovativ. Den
Anschluss an die soziologischen Wahltheorien zu suchen, bedeutete einen wichti-
gen Entwicklungsschritt, der im Laufe der Zeit viel zum Wissen über die Genese
der Parteiidentifikation beitrug. Doch der Erfolg des Konzepts behinderte auch an
mancher Stelle eine intensivere Arbeit an anderen vielversprechenden Anknüp-
fungspunkten zu benachbarten Disziplinen. So weckte etwa der Stellenwert von
Ideologie innerhalb des Ann Arbor Modells kaum das Forschungsinteresse. Viel-
leicht deshalb, weil Campbell et al. aufgrund des sehr engen Ideologieverständnis-
ses im „American Voter” schlussfolgern: „The types of attitude structure presumed
in ideological accounts of political behavior are not very prevalent in the Ameri-
can electorate.”162 Miller und Shanks lenkten den Blick im „New American Vo-
ter” mit dem etwas überspannten Vergleich von Parteiidentifikation und Religion
160Icek Ajzen (1988), S. 117 f.
161Vgl. ebd., S. 132–136.
162Angus Campbell et al. (1960), S. 215.
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auf ein weiter gefasstes Ideologieverständnis, das den Anschluss zum Rational-
Choice-Ansatz suchen und finden kann. Wiewohl die immer wieder aufflammen-
den Kontroversen zwischen Vertretern des Behaviorimus und denen ökonomischer
Ansätze anscheinend etwas anderes nahelegt. Daneben blieben die Verweise auf
den Einfluss politischer Kommunikation in den beiden grundlegenden Werken der
Michigan-Schule von der Forschung weitgehend ungehört. Die empirische Erklä-
rungskraft der Parteiidentifikation für das individuelle Wahlverhalten machte es
nicht notwendig, sich anderen Einflussfaktoren zu zuwenden. Erst der Befund,
dass immer weniger Wähler eine ausgeprägte Parteiidentifikation aufweisen, än-
derte daran etwas.
Der sozialpsychologische Ansatz zur Erklärung von Wahlverhalten verknüpft
schlüssig sozialstrukturelle Merkmale und Orientierungen sowie individualpsy-
chologische Einstellungen mit dem Wahlverhalten. Er besitzt ein großes Potential
für „international und intertemporal vergleichende Untersuchungen”163. Die re-
ge Anwendung in der Forschung trug entschieden zur weiteren Präzisierung der
Komponenten des Ann Arbor Modells bei. Obendrein zeigt es sich im Einklang
mit weiteren Theorien zur Erklärung des Wahlverhaltens. Daher eignet es sich als
Grundlage integrativer Ansätze, wie ihn etwa Miller und Shanks im „New Ame-
rican Voter” verfolgen. Diese Wahlstudie zeigt weiterhin, wie fruchtbar die syste-
matische Verknüpfung sozial- und individualpsychologischer Einflussvariablen des
Ann Arbor Modells mit langfristigen sozialstrukturellen Orientierungen und Ele-
menten des rationalen „issue voting’s” sein kann. Allerdings erachte ich den streng
deterministischen, zeitlich-kausalen Aufbau des sechs-stufigen Modells für nur be-
dingt zielführend, die mannigfaltigen Wählermotive adäquat zu erfassen. Wie die
Autoren selbst einräumen, liegt ihr Fokus auf der Interpretation empirischer Da-
ten. Sie verfolgen nicht das Ziel, Wählerverhalten mittels theoretischer Grundla-
gen umfassend zu beschreiben, um diese Prämissen empirisch zu überprüfen.164
Diesen Weg beschreite ich in der vorliegenden Arbeit – zumindest die halbe Weg-
strecke bis zur vollständigen Formulierung eines Erklärungsmodells individuellen
Wahlverhaltens.
Ajzens „theories of reasoned action or planned behavior” fanden in der Wahlfor-
schung bislang kaum Resonanz.165 Jedoch mehren sich die Stimmen, die sich für
eine verstärkte Berücksichtigung aussprechen.166 Allerdings bleibt dahingestellt,
ob dieser Schritt der Wahlforschung tatsächlich nützt. Die TORAmuss sich ebenso
den Vorwurf des psychologischen Reduktionismus gefallen lassen: Die abhängige
163Harald Schoen/Cornelia Weins (2005), S. 205.
164Vgl. Warren E. Miller/J. Merrill Shanks (1996), S. xi f.
165Vgl. ebd., S. 284.
166Vgl. Tatjana Rudi/Harald Schoen (2005), S. 324 f.; Oscar W. Gabriel/Silke I. Keil (2005), S. 636 f.
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Variable, die Wahlentscheidung, wird mit einer logisch unmittelbar vorgelagerten
Größe erklärt, der Wahlabsicht. Über die zugrunde liegenden Motive und Beweg-
gründe des Wählers sagt das nur wenig aus. Auch der Rekurs auf persönliche Ein-
stellungen und sozialen Verhaltensdruck ändern an diesem Befund kaum etwas.167
2.3 Rational-Choice
2.3.1 Ursprünge
Neben „The People’s Choice” und „The American Voter” kennt die Wahlforschung
einen dritten Klassiker: Anthony Downs’ „An Economic Theory of Democracy”168.
Das Werk entwickelte sich zu einer der bedeutendsten Anwendungen ökonomi-
scher Ansätze in Politikwissenschaft und Wahlforschung. Downs überträgt Me-
thodik und zentrale Annahmen der Ökonomie auf die Politik und legt damit den
Grundstein für ein überaus fruchtbares und vielseitiges Forschungsprogramm. Die
Pionierstudie ist umfangreich angelegt und beinhaltet bereits alle wesentlichen
Grundzüge einer umfassenden ökonomischen Theorie der Demokratie.169
Ausgangspunkt von Downs’ Theoriearbeit ist die Annahme, Politiker, Parteien
und Wähler verhielten sich wie rationale Akteure auf einem Markt, wo Wähler-
stimmen gegen die Umsetzung politischer Ziele getauscht werden. Rational han-
delnde Menschen sind nach Downs keine bloßen Logiker ohne Gefühle oder Vor-
urteile. Vielmehr suchen sie die eigenen Ziele nach besten Wissen und Gewis-
sen unter dem kleinstmöglichen Aufwand knapper Mittel zu verfolgen.170 Nach
Downs handelt ein Mensch aus ökonomischen Gesichtspunkten rational, wenn fol-
gende Bedingungen erfüllt sind: Erstens, wenn ihmmehrere Alternativen zur Aus-
wahl stehen, kann er stets eine Entscheidung treffen. Zweitens sortiert er die sich
ihm bietenden Möglichkeiten nach einer transitiven Rangordnung seiner Präferen-
zen.171 Drittens entscheidet er sich stets für die Variante, die in seiner Präferen-
zordnung an erster Stelle steht, da er sich davon den größten persönlichen Nut-
zen erhofft. Viertens, falls er sich vor identische Alternativen gestellt sieht, trifft
er immer die gleiche Entscheidung.172 Der rationale Wähler ist sich seiner politi-
schen Ziele absolut und dauerhaft sicher. Die Zielsetzungen selbst müssen nicht
zwingend rational sein, aber die Handlungen mit denen die Ziele erreicht werden
167Vgl. Tatjana Rudi/Harald Schoen (2005), S. 319.
168Vgl. Anthony Downs (1975).
169Vgl. Kai Arzheimer/Annette Schmitt (2005), S. 244, 250.
170Vgl. Anthony Downs: Ökonomische Theorie der Demokratie. Tübingen 1968: 5 f. Deutsche Über-
setzung von Anthony Downs (1975).
171Transitiv bedeutet, falls er einer Wahlmöglichkeit B die Option A vorzieht, und die Alternative B
gegenüber C präferiert, bevorzugt er auch A anstatt C.
172Vgl. Anthony Downs (1968), S. 6.
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sollen. Ein rationales Verhalten stellt in Hinblick auf demokratische Wahlen aus-
schließlich das Auswählen einer Regierung dar. Downs bestreitet keineswegs, dass
politisches Handeln auf eine Vielzahl persönlicher, nicht politischer und emotio-
naler Motive zurückzuführen wäre, jedoch spart er diese Aspekte zugunsten einer
unkomplizierten Theorieanlage aus.173 Ferner fußt das Modell auf folgenden An-
nahmen: Die Gesellschaft ist demokratisch organisiert. Das Volk bestimmt in pe-
riodisch wiederkehrenden allgemeinen, gleichen und geheimen Wahlen die Regie-
rung. Das Hauptziel der Regierung ist die Wiederwahl. Zudem sucht sie Ansehen
und Unterstützung in der Bevölkerung zu maximieren. Die Oppositionspartei(en)
streben ebenso den Wahlsieg an. Nach jeder Wahl regiert die Partei (oder Koalition)
mit den meisten Stimmen für die gesamte Legislaturperiode.174 Die Regierungs-
partei verfügt über uneingeschränkte Handlungsfreiheit, allerdings nur im Rah-
men der Gesetze. Insbesondere darf die Exekutive die freie politische Betätigung
der anderen Partei(en) bzw. ihrer Bürger nicht einschränken, solange diese sich
keiner illegalen Mittel bedienen. Grundsätzlich akzeptieren Parteien und Bürger
die demokratischen Spielregeln. Außerdem treten bei jeder Wahl mindestens zwei
oder mehr Parteien an.175 Motivation aller rationalen Akteure ist der Eigennut-
zen,176 der jedoch Altruismus nicht ausschließt. Aufopferungsvolle Hingabe kann
beispielsweise sehr befriedigend sein, für denjenigen, der sie ausübt.177 Unter der
Maßgabe, dass den Bürgern durch staatliche Leistungen ein bestimmter Nutzen
zufließt, streben die Wähler danach, ihr Nutzeneinkommen aus der Regierungstä-
tigkeit zu maximieren. Dieser Grundsatz leitet sie bei der Wahlentscheidung.178
Nach Downs sehen sich die Wahlberechtigten im Vorfeld einer Wahl mit folgen-
den Abwägungs- und Entscheidungsprozessen konfrontiert. Um abzusehen, wel-
che Partei für den Wähler das größte Nutzeneinkommen abwirft, errechnet er das
so genannte Parteiendifferential. Dazu bildet er die Differenz aus dem tatsächli-
chen Nutzen U, den die Regierungspartei A ihm während der gegenwärtigen Le-
gislaturperiode t eingebracht hat und den vermutlich zu erwarteten Nutzen E(U),
wäre die Oppositionspartei B für die Dauer der Wahlperiode t an der Regierung ge-






179 Nur wäre es offenkundig irrational, bei der Wahl einer zukünfti-
173Vgl. ebd., S. 6 f. Da die Motive der Bürger außer der Wahl einer möglichst gewinnbringenden
Regierung in Downs Modell ausgeblendet sind, bleiben die politische Ziele der Wähler dauerhaft
bestehen. Verändern können sich jedoch die Handlungen, mit denen die Ziele erreicht werden
sollen.
174Die Festsetzung der Wahltermine liegt demnach nicht im Einflussbereich des Parlaments bzw. der
Parteien. Vgl. ebd., S. 12.
175Vgl. ebd., S. 11 f., 23.
176Vgl. ebd., S. 26.
177Vgl. ebd., S. 36.
178Vgl. ebd., S. 35–37.
179Vgl. ebd., S. 39; Alternativ könnte der Wähler auch das Parteiendifferential der künftigen Legis-
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gen Regierung ausschließlich auf vergangene Eindrücke und Erfahrungen zu set-
zen. Daher modifiziert der Wähler das Parteiendifferential mit Hilfe eines Trend-
faktors, der dabei hilft, das zu erwartende Nutzeneinkommen in die Zukunft zu
projizieren. In ihn fließen alle für den Wähler wichtigen Ereignisse der aktuellen
Wahlperiode in der Art ein, dass ersichtlich wird, ob die Arbeit der Parteien ei-
ne für den Wähler gute oder schlechte Entwicklung genommen hat. Fing sich etwa
die gegenwärtige Regierungspartei nach anfänglichen Schwierigkeiten undmachte
seither gute Politik, so verbessert die positive Performance das Parteiendifferenti-
al zugunsten der Regierung. Im umgekehrten Fall profitiert davon, relativ gese-
hen, die Oppositionspartei. Ist das errechnete Parteiendifferential gleich Null, also
der Wähler indifferent gegenüber dem Nutzeneinkommen der Parteien, kommen
zwei weitere Überlegungen zum Tragen. Zunächst vergleicht er die gegenwärtige
Staatsführung mit einer für ihn idealen Regierung. Da dem Wähler der so errech-
nete Wert, womöglich 30 Prozent, keinen Vergleichsmaßstab liefert, stellt er den
Nutzenertrag der aktuellen Exekutive früheren Regierungen gegenüber. So kann
er seinen Erlös abschätzen, bliebe die derzeitige Partei an der Macht. Obendrein
muss der Wähler davon ausgehen, dass die Opposition im Falle eines Wahlsiegs,
diesen als Auftrag verstünde, die Politik der zuvor regierenden Partei zu ändern.
Umgekehrt betrachtete die Regierung eine Bestätigung durch den Wähler als ein
Mandat, ihre frühere Politik fortzusetzen. Vor diesem Hintergrund gibt der Ver-
gleich mit den vorhergehenden Regierungen dem Wähler ein Instrument an die
Hand, seine grundsätzliche Einstellung zu politischen Veränderungen zu ermit-
teln. Nach dem Modell von Downs entwickelt jeder Bürger aus seiner Erfahrung
mit anderen Regierungen einen Maßstab, der es ihm erlaubt die Arbeit der gegen-
wärtigen Regierungspartei als gut, schlecht oder neutral zu beurteilen. Entweder
stimmt er für Kontinuität, Wechsel oder er enthält sich der Stimme. Zur Nicht-
wahl kommt es außerdem, wenn die Politik der Parteien zwar unterschiedlich, das
zu erwartende Nutzeneinkommen der verschiedenen Parteien dennoch äquivalent
ist, also das Parteiendifferential Null ergibt.180
Das bisherige Modell eines Zweiparteiensystems lässt sich unter Beachtung ei-
niger Besonderheiten problemlos auf ein Mehrparteiensystem übertragen. Nach-
dem ein rationaler Wähler sich für eine Partei entschieden hat, überprüft er, ob
sie überhaupt Chancen hat, Einfluss auf das Regierungsgeschehen zu nehmen.
Schließlich möchte er der Modellannahme zufolge, seine Stimme im Rahmen eines
Auswahlverfahrens einsetzen und damit nicht seine politische Präferenz äußern.
laturperiode errechnen. Allerdings beinhaltete die Differenz sodann zwei ungewisse Variablen
E(UAt+1) und E(U
B
t+1). Daher so Downs bevorzuge der Wähler oben genannte Berechnung mit nur
einer hypothetischen Variable. Vgl. ebd., S. 38 f.
180Vgl. ebd., S. 39–44.
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Verspricht sich der Wähler von einer Partei den größten Nutzen, die jedoch kei-
ne Aussicht auf einen Wahlerfolg hat, so wird er sich aus rationalen Gründen für
die Partei entscheiden, deren Politik für ihn den größten Ertrag abwirft und sich
berechtigte Hoffnungen machen darf, die Wahl zu gewinnen. Für diesen Abwä-
gungsprozess benötigt der Wähler allerdings zuverlässige Informationen, wie sich
die anderen Wahlberechtigten entscheiden werden, z.B. in Form von Wahlprogno-
sen.181 Bezieht man den in die Zukunft gerichteten Trendfaktor in die Überlegun-
gen ein, wäre auch folgendes Wahlverhalten rational. Ein Wähler stimmt für eine
Partei, die im aktuellen Wahlkampf chancenlos ist, weil er überzeugt ist, die Par-
tei kann mit seiner Hilfe die Gewinnaussichten zukünftig erhöhen, um mittel- bis
langfristig sein Nutzeneinkommen zu steigern. Ebenso wäre es rational, vorüber-
gehend eine Partei ohne Erfolgschancen zu unterstützen, um seiner eigentlichen
Partei zu signalisieren, dass sie ihre Politik ändern muss, damit er sie weiterhin
unterstützt.182
Für den Fall, dass in einem Mehrparteiensystem Koalitionsregierungen an der
Tagesordnung sind, verkompliziert sich das Modell weiter. Der Wähler müsste
obendrein gesicherte Informationen besitzen, welche Partei voraussichtlich mit
wem koaliert. Das kann er jedoch nur zuverlässig annehmen, wenn die Anzahl
der wahrscheinlichen Koalitionen gering und ihre Politik profiliert und bekannt
ist. Andernfalls scheitert der rationale Wähler an der komplexen Kalkulation, die
Präferenzen der anderen Wähler und die verschiedenen Koalitionsmöglichkeiten
sinnvoll abzuschätzen. Ihm bleibt nur, seine Berechnungen an einem Punkt abzu-
brechen, sich der Stimme zu enthalten oder einfach für die Partei zu votieren, die
er ohne Koalitionskalkül bevorzugt. Das käme jedoch einer eigentlich irrationalen
Bekundung seiner politischen Präferenzen gleich.183
Ein Merkmal, das in den bisherigen Überlegungen bereits mitschwingt, aber
noch keine explizite Berücksichtigung fand, ist Ungewissheit. Diese differenziert
Downs hinsichtlich Relevanz, Intensität und Überwindbarkeit. Unsicherheit, die
für die anstehende Entscheidung keine Rolle spielt, ist irrelevant. Die Intensität an
Ungewissheit lässt sich durch Informationen reduzieren, allerdings müssen hierzu
knappe Mittel aufgewendet werden. Grundsätzlich gilt, je mehr Informationen ein
rationaler Akteur erwirbt, desto größer ist seine Zuversicht, die richtige Entschei-
dung zu treffen. Allerdings erreicht der Vertrauensgewinn durch weitere Informa-
tionsbeschaffung schnell einen Grenzwert, ab dem die dafür aufzuwendenden Kos-
ten den erzielten Nutzen übersteigen. Die Situation, in der eine Person seine Ent-
scheidung trifft, lässt sich nach Downs mit dem Terminus „Grad der Zuversicht”
181Vgl. ebd., S. 46 f.
182Vgl. ebd., S. 48.
183Vgl. ebd., S. 143–153, 159 f.
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charakterisieren, der die drei Dimensionen Relevanz, Intensität und Überwindbar-
keit zusammenfasst. Würde ein rationaler Wähler die Ungewissheit vollkommen
überwunden haben, träfe er seine Entscheidung mit absoluter Zuversicht.184 Tat-
sächlich sehen sich die Bürger bei jeder Wahl mit Ungewissheit konfrontiert, de-
ren Formen bereits zum Teil weiter oben angedeutet wurden.185 Auch die Parteien
umgibt ein Schleier der Unsicherheit. Sie sind beispielsweise nicht in der Lage, die
wirtschaftlichen Bedingungen vorherzusehen, unter denen sie regieren müssen.
Außerdem können sie die Konsequenzen ihres Handelns nicht in vollem Umfang
abschätzen und es ist unbekannt, welchen Einfluss die Wähler aufeinander aus-
üben. Obendrein weiß die Regierung nicht, welche Haltung die Opposition in den
unterschiedlichen Sachfragen beabsichtigt einzunehmen. Aus dieser Gemengelage
an Unsicherheiten entwickelt Downs ein ausgefeiltes Kalkül, das fast ein Drittel
seines gesamten Werkes umfasst und hier lediglich im Kern wiedergegeben wird.
Die Parteien greifen auf so genannte Vermittler zurück, die in guten Kontakt
mit bestimmten Wählergruppen stehen und dadurch helfen, den Wählerwillen zu
ermitteln sowie um Unterstützung für die jeweilige Politik der Partei zu werben.
Vermittler können diese Aufgaben übernehmen, weil sie entweder als Repräsen-
tanten einer Gruppe potentieller Wähler auftreten oder geltend machen, dass sie
eine nennenswerte Anzahl von Wählern im Sinne der Partei beeinflussen könnten.
Für ihre Dienste lassen sich die Vermittler entlohnen und sei es, dass bei politi-
schen Entscheidungen die Position der Makler besondere Berücksichtigung findet.
Vermittler sind etwa Interessensgruppen, Lobbyisten oder Vertreter der Parteien.
In allen Fällen greifen sie auf das Prinzip der Führung zurück, das Downs als die
Fähigkeit definiert, Wähler zu beeinflussen, bestimmte kolportierte Ansichten als
ihre Eigenen zu übernehmen.186
Auch die Entstehung politischer Ideologien führt Downs auf die Existenz von
Ungewissheit zurück. Ideologie „als sprachliches Bild der idealen Gesellschaft und
der wichtigsten Mittel, die zum Aufbau einer solchen Gesellschaft nötig sind”187,
verwenden die Parteien, um die Unterstützung sozialer Gruppen im Kampf um
das Regierungsamt zu erlangen. Doch auch für den Wähler besitzen politische
Ideologien einen Wert: Sie senken die Informationskosten. Solange im Verhalten
der Parteien ein Unterschied besteht, das mit den bekannten Ideologien korreliert,
ist es für den Wähler rational, sich von den Ideologien leiten zu lassen, anstatt
über jede einzelne politische Fragen nachzugrübeln. Daher ist es wiederum für die
Parteien vorteilhaft, einer Ideologie anzuhängen, von der sie glaubt, die Mehrheit
184Vgl. ebd., S. 75 f.
185Für eine vollständige Liste von Formen der Ungewissheit in Downs’ Modell vgl. ebd., S. 77 f.




der Wähler anzusprechen. Schließlich profitieren auch die Parteien davon, nicht
bei jeder Sachfrage die politischen Mehrheiten ausloten zu müssen. Sie plädieren
einfach für den Standpunkt, der in Einklang mit ihrer Ideologie steht. Allerdings
sind sie dann der Ideologie verpflichtet und müssen sich zu ihr weitgehend kon-
sistenten verhalten.188 Der demokratische Wettbewerb verlangt von den Parteien
Verlässlichkeit und Verantwortung. Parteien, die bisher zu Beginn einer Legisla-
turperiode verlässliche Aussagen über ihr Handeln abgaben und dieses dann auch
verantwortungsbewusst umsetzten, kann der Wähler leichter und mit größerer Zu-
versicht hinsichtlich ihrer künftigen Regierungstätigkeit einschätzen. Rationale
Wähler bevorzugen demnach ehrliche Parteien gegenüber unehrlichen, worauf die
Parteien Rücksicht nehmen.189
In engem Zusammenhang mit dem Ideologiekonzept steht Downs’ Modell der
räumlichen Parteienkonkurrenz. Zunächst führt er unter Rückgriff auf die Arbei-
ten von Harold Hotteling190 und Arthur Smithies191 eine lineare Skala ein, die
die Werte von Null bis 100 umfasst, und den ideologischen Standpunkt der Par-
teien und Wähler hinsichtlich der Frage verdeutlicht, wie stark die Regierung in
die Wirtschaft eingreifen soll. Der Wert Null entspricht einer vollständigen staat-
lichen Lenkung und der Position der extremen Linken, der Wert 100 einer freien
Marktwirtschaft und dem Standpunkt der (ökonomisch) extremen Rechten. Alle
Wahlberechtigten sind entsprechend ihrer politischen Präferenzen auf der Skala
verortet, wobei es eine Person gibt, die bei der ideologischen Grundposition die
Wählerschaft genau in der Mitte teilt. Sowohl rechts also auch links des so ge-
nannten Medianwählers befindet sich die gleiche Anzahl Wahlberechtigter. Um zu
gewinnen, müssen die Parteien in einem Zweiparteiensystem folglich eine ideolo-
gische Position einnehmen, die den Medianwähler und alle rechts oder links davon
angesiedelten Bürger umfasst. Die unterlegene Partei kann ihren Stimmenanteil
nur vergrößern, wenn sie selbst die Position des Medianwählers besetzt, weshalb
die Parteien, so sie sich rational verhalten, früher oder später in ihrer ideologischen
Haltung konvergieren müssten. Aber die grundsätzlich elastischen Nachfrage der
Bürger verhindert dies. Verändert eine Partei ihren Standpunkt in Richtung des
Medianwählers, muss sie damit rechnen, dass die Distanz zu einigen ihrer Wäh-
ler am politischen Rand so sehr anwächst, dass sie zwischen den Parteien keine
ideologischen Unterschiede mehr wahrnehmen können und sich daher der Stim-
me enthalten. Abhängig von der konkreten Verteilung der Wählerschaft über das
188Vgl. ebd., S. 93–99.
189Vgl. ebd., S. 102–106.
190Vgl. Harold Hotteling: Stability in Competition. In: The Economic Journal. Heft 39 (1929), S. 41–
57.
191Vgl. Arthur Smithies: Optimum Location in Spatial Competition. In: The Journal of Political Eco-
nomy. Heft 49 (1941), S. 423–439.
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politische Spektrum besteht also die Gefahr, dass eine Partei durch ideologische
Umorientierung, mehr Wähler verliert als gewinnt. Das unterbindet eine vollstän-
dige Konvergenz der Parteien.192 Zudem erwarten die Wähler von den Parteien
Verlässlichkeit und Verantwortungsbewusstsein. Das schränkt die ideologische Be-
weglichkeit der Partei erheblich ein. Politische Standortwechsel sind stets mit dem
Risiko verbunden, Reputation einzubüßen. Außerdem müssen die beiden konkur-
rierenden Parteien, dieMöglichkeit berücksichtigen, dass sich eine dritte Partei am
politischen Rand etabliert, erfolgreich um Wählerstimmen kämpft und den Wett-
bewerb verschärft.193
An diesem stark vereinfachten Modell ist auch ersichtlich, wie die ideologische
Positionierung der Bürger maßgeblich beeinflusst, wieviele Parteien sich in einer
Demokratie etablieren können. Weist die Verteilung lediglich ein Maximum auf,
ist ein Zweiparteiensystem wahrscheinlich. Sind dagegen die Bürger auf dem poli-
tischen Spektrum eher gleich verteilt oder häufen sich an mehreren Scheitelpunk-
ten, wird sich vermutlich ein Mehrparteiensystem etablieren,194 dessen Charakte-
ristika des Parteienwettbewerbs weitaus komplizierter wären.
Downs hält die Einschränkung auf eine politische Dimension selbst für unrealis-
tisch195 und erweitert das bisher skizzierte Modell. Jede Partei bezieht zu zahlrei-
chen politischen Sachfragen Stellung, die sich auf einer Skala abbilden lassen. Die
verschiedenen Positionen werden unterschiedlich gewichten und ergeben so eine
Nettoposition der Partei auf der ideologischen Skala. Da der Bürger den einzelnen
Issues verschiedenes Gewicht beimisst, besitzen die Parteien nicht eine Einzige
anerkannte Nettoposition. Vielmehr existiert für jede Partei ein unter den Bür-
gern konsensfähiger ideologischer Bereich, der die tatsächliche Position der Partei
beinhaltet. Somit ist weiterhin eine Unterscheidung in Rechts-, Links- und Zen-
trumsparteien möglich. Die rationale Strategie einer Partei besteht nun darin, ein
möglichst breites politisches Spektrum zu besetzen, ohne die Intensität der Anzie-
hungskraft durch einzelne Sachfragen zu verlieren, weil das politische Profil der
Partei verwäscht.196 „Das Urteil des Wählers über jede Partei wird also zweidi-
mensional sein: er muß ihre Nettoposition (das Mittel aus ihren politischen Kon-
zepten) gegenüber ihrem Spektrum (der Varianz dieser Konzepte) abwägen, wenn
er zu einer Entscheidung darüber gelangen will, ob er sie unterstützen soll oder
nicht.”197
Der dritte Teil der „Ökonomischen Theorie der Demokratie” befasst sich mit den
192Vgl. Anthony Downs (1968), S. 112–115.
193Vgl. ebd., S. 123–128.
194Vgl. ebd., S. 118, 122 f.
195Vgl. ebd., S. 113.




Implikationen, die sich aus der Tatsache ergeben, dass Informationen nicht kos-
tenlos zu haben sind. Selbst wenn man davon ausgeht, dass Nachrichten mit ei-
nem gewissen Wert im Alltag einfach an- und abfallen, kostet doch zumindest die
Evaluierung der Informationen Zeit.198 In der Regel übersteigen daher die Kosten
der Wahlentscheidung deutlich den zu erwartenden Nutzen. Das stellt die Theorie
vor ernsthafte Probleme, die Gegenstand umfangreicher wissenschaftlicher Debat-
ten sind.199 Eine der meist diskutierten Fragen ist, warum die Bürger angesichts
eines großen Elektorats und damit der annähernden Bedeutungslosigkeit der ei-
genen Stimme überhaupt zur Wahl gehen, oder warum kleine Parteien gewählt
werden, die praktisch keine Chance haben, Einfluss auf das Regierungshandeln zu
nehmen. Das so genannte Wahlparadoxon bleibt in den folgenden Ausführungen
ausgespart. Im Laufe der Debatte traten keine weiteren Bestimmungsgründe der
Wahlentscheidung zu Tage, die nicht bereits bei Downs angelegt gewesen wären.
Außerdem finden in dem integrativen Erklärungsmodell andere Wahltheorien Be-
rücksichtigung, die genügend Anreize und Motive liefern, wählen zu gehen. Von
Interesse ist allerdings, auf welche Mittel die Bürger zurückgreifen, um ihre Kos-
ten für Informationsbeschaffung und -verarbeitung zu reduzieren. Dieser und viele
weitere Aspekte der umfangreichen Studie von Anthony Downs wurden bei deren
Rezeption vertieft und präzisiert.
2.3.2 Rezeption
Samuel L. Popkin weist wie Downs darauf hin, dass Informationen Nebenprodukte
des alltäglichen Lebens sind. Er ergänzt: Die Beurteilung der Nachrichten ist eben-
so Teil des Alltags. Man muss kein Wirtschaftswissenschaftler sein, um über Infla-
tionsrate, Hypothekenzinsen, Aktienkurse oder die Arbeitslosenrate Bescheid zu
wissen. Es reicht völlig aus Konsument, Bauherr oder Aktienbesitzer zu sein oder
einfach nur halbwegs aufmerksam dasMediengeschehen zu verfolgen.200 Eine wei-
tere Möglichkeit des so genannten „information shortcut’s” ist die Kommunikation
mit Meinungsführern, angesehenen und vertrauenswürdigen Experten. Sie erfül-
len eine doppelte Funktion: Zum einen sind sie bei Problemen als erstes alamiert
und setzen das Thema auf die politische Tagesordnung. Zum anderen offerieren
sie der Bevölkerung eine glaubwürdige Bewertung der Lage. Popkin argumentiert
für einen zweistufigen Kommunikationsfluss. Medienberichterstattung sorgt für
die nötige öffentliche Aufmerksamkeit der jeweiligen Themen, persönlicher Mei-
198Vgl. ebd., S. 202–271.
199Für einen Überblick vgl. Kai Arzheimer/Annette Schmitt (2005), S. 284–301.
200Vgl. Samuel L. Popkin: Information Shortcuts and the Reasoning Voter. In: Bernard Grofman:
Information, Participation and Choice. An Economic Theory of Democracy in Perspective. Ann
Arbor 1993, S. 17 f.
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nungsaustausch für die Bewertung politischer Sachfragen.201 Daneben besitzen
Personen mit einer ausgeprägten Parteiidentifikation die Möglichkeit, Informati-
onskosten zu senken. Allerdings konzipiert Popkin in Anlehnung an Berelson et
al., Downs und Fiorina Parteibindungen weniger als Zugehörigkeitsgefühl, son-
dern vielmehr als Erfahrungswerte aus vergangenen politischen Kontroversen und
den bisher erhaltenen sowie zukünftig erwarteten Profiten aus der Regierungstä-
tigkeit.202 Für den Fall, Informationen zu Sachfragen stünden nicht zur Verfügung
oder wären nur unter hohem Kostenaufwand zu beschaffen, ließen sich die Wähler
bei der Stimmabgabe von ihrer Parteiidentifikation leiten.
„Because a Downsian perspective emphasizes using party as an informational
shortcut when other information is missing or limited, we need not see party
identification and issue or performance voting as incompatible. The question
ought not to be whether or not issues matter but, rather, to what extend it is
new or old issues or new or old performance that matter.”203
Als weitere Wege Informationskosten einzusparen, nennt Popkin soziodemogra-
fische Eigenschaften der Parteivertreter und ihre im Wahlkampf wahrgenomme-
ne Kompetenz. Im Alltag beobachten die Bürger immer wieder das Verhalten der
Menschen unterschiedlicher Abstammung, sozialer Herkunft, Glaubensrichtung
usw. Diese Erfahrungen erleichterten den Wählern anhand soziodemografischer
Merkmale, die politischen Vorlieben und Interessen der Kandidaten zu erkennen
und zu beurteilen.204 Ferner böte der Wahlkampf mit seiner oftmals aufgeheiz-
ten Stimmung, Angriffen der Konkurrenten und der ständigen Aufmerksamkeit
der Medien eine ausgezeichnete Möglichkeit, die Bewerber um das Regierungsamt
hinsichtlich ihrer Kompetenzen zu bewerten. Anders als Downs räumt Popkin der
Kompetenzbeurteilung der Kandidaten einen größeren Stellenwert ein. Erstens
hingen die Fähigkeiten der Regierung unmittelbar mit dem zu erwarteten Nutzen
aus ihrer Tätigkeit zusammen. Zweitens umfassten die alltäglichen Regierungsge-
schäfte zu einem Großteil reine Verwaltungsangelegenheit, von denen der Wähler
wenig wisse. Daher neige er dazu, für den Kandidaten zu stimmen, der ihm am
Fähigsten erscheint, die Regierung zu führen. Drittens seien die Politiker während
ihrer Amtszeit oftmals mit Problemen konfrontiert, die am Wahltag noch nicht ab-
zusehen sind. Eine gute Portion Vertrauen in die Fähigkeiten des Regierungschefs
könne also nicht schaden.205
Auch andere Wissenschaftler wie Donald Stokes oder John R. Petrocik unter-
streichen den Einfluss der wahrgenommenen Kompetenz von Parteien und Kan-
201Vgl. ebd., S. 19 f.
202Vgl. ebd., S. 23, 26.
203Ebd., 26 f.
204Vgl. ebd., S. 27 f.
205Vgl. ebd., S. 29.
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didaten auf die Wahlentscheidung. Sie argumentieren, viele politische Sachfragen
seien keine „position issues”, wie von Downs unterstellt, sondern „valence issues”.
Diese seien in der Wählerschaft unumstritten und ausschließlich positiv oder ne-
gativ bewertet. Die Parteien bezögen dazu keine unterschiedlichen Standpunkte,
sondern böten für derlei Fragen verschiedene Problemlösungen an. „Valence issu-
es” wären etwa Themen wie die äußere und innere Sicherheit des Staates oder die
wirtschaftliche Prosperität des Landes.206 Bernhard Weßels schränkt jedoch ein,
bei „valence issues” mögen die Ziele unumstritten sein, aber womöglich nicht die
Wege diese zu erreichen. „In diesem Sinne werden saliente Issues mit generali-
sierten politischen Positionen ’aufgeladen’ und entsprechend dieser ’Ladung’ Kom-
petenz zu- oder abgesprochen.”207 Die Präsenz von „valence issues” beeinträchtigt
nicht grundsätzlich Downs’ Modellannahmen des rationalen Wählers. Es handelt
sich lediglich um eine Entscheidungssituation, in der die Parteien den Wählern
identische Angebote unterbreiten. Letztlich bestimmen also die Fähigkeiten der
Parteien und Kandidaten, die gesamtgesellschaftlichen Ziele zu erreichen, über
das Votum der Wähler.208 Dieser Aspekt spielt dem Amtsinhaber in die Hände. Er
ist gegenüber seinem Herausforderer meist die bekanntere Person und hat sich
bereits in irgendeiner Art um das Land verdient gemacht. Seine Erfolge kann er
im Wahlkampf herausstellen und den Konkurrent als nicht regierungsfähig und
risikoreich für das Land stilisieren. Schließlich konnte der politische Gegner sei-
ne Fähigkeiten nur begrenzt unter Beweis stellen.209 Dieser Amtsbonus kann sich
auch ins Gegenteil verkehren.
„But wars, failed international or domestic policies, unemployment and infla-
tion, or official corruption can happen at any time and provide one party with
a ’lease’ – short-term ownership – of a performance issue. The challenger ac-
quires an advantage, a performance-based ownership of the issue, from this
irrefutable demonstration that the incumbent party cannot handle the job.”210
Im Gegensatz zu diesen Performance abhängigen Kompetenz-Issues, die sich vor-
nehmlich auf Personen beziehen, ist das so genannten „issue ownership” von Par-
teien recht stabil. Parteien gelten besonders in den Sachfragen als kompetent, für
die sie sich im Zuge politischer Konflikte eingesetzt haben und deshalb von Grup-
pen mit bestimmten sozialen Merkmalen unterstützt und gewählt werden. Aus
206Vgl. John R. Petrocik: Issue Ownership in Presidential Elections, with a 1980 Case Study. In:
American Journal of Political Science. 40. Jg. (1996), S. 829 f.
207Berhard Weßels: Ideologische Atomisierung oder Wählerwandel? Wahlverhalten in Deutschland
1976–1998. In: Frank Brettschneider/Jan W. van Deth/Edeltraud Roller (Hrsg.): Das Ende der
politisierten Sozialstruktur? Opladen 2002, S. 72.
208Vgl. Kai Arzheimer/Annette Schmitt (2005), S. 264 f.
209Vgl. Samuel L. Popkin (1993), S. 31, 33.
210John R. Petrocik (1996), S. 827.
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dieser Perspektive gewinnt der Wettbewerb zwischen den Parteien aus der unter-
schiedlichen Relevanz der verschiedenen Issues an Profil. Für eine Wahlentschei-
dung relevant können nur Themen sein, die eine gewisse öffentliche Aufmerksam-
keit erfahren und (partei-)politisch verarbeitet werden. Daher sind Wähler anfällig
für Framing- und Priming-Effekte, die Themenagenda und Themenbewertung be-
einflussen.211 Vor diesem Hintergrund suchen Parteien und Kandidaten im Wahl-
kampf nach erfolgversprechenden Marketingstrategien. „A candidate’s campaign
can be understood as as ’marketing’ effort: the goal is to achieve a strategic advan-
tage by making problems which reflect owned issues the programmatic meaning of
the election and the criteria by which voters make their choice.”212
Downs unterstellt den Parteien als einziges Motiv, ihre Wählerstimmen maxi-
mieren („vote maximizers”) zu wollen. Das alleine treibe den Wettbewerb zwischen
ihnen voran. Daran entzündete sich Kritik. Eine Partei handelt beispielsweise ir-
rational, wenn sie in Einerwahlkreisen mit relativer Mehrheitswahl ausschließ-
lich versuchen würde, ihre Stimmen zu maximieren und nicht anstrebe, die Mehr-
heit der Wahlbezirke zu gewinnen. Auf solche wahlrechtlichen Rahmenbedingun-
gen nimmt das Modell der „vote-seeking party” Rücksicht. Dagegen wollen „office-
seeking parties” nicht unbedingt ihren Stimmenanteil maximieren, sondern versu-
chen durch Kontrolle und Verteidigung bestimmter politischer Ämter, ihren Wert
für und Einfluss auf die Regierung zu steigern – etwa bei Koalitionsverhandlun-
gen. Damit verbunden und auch überwiegend im Rahmen der Koalitionsforschung
entwickelt, wurde das Konzept der „policy-seeking party”. Dem liegt die Annahme
zugrunde, dass Parteien primär an der Umsetzung politischer Ziele interessiert
sind. Downs schloss das noch kategorisch aus.213 „However, policy pursuit is typi-
cally presented as a supplement to, rather than a substitute for, office motivation.
Policy-orientated coalition theory typically assumes that parties also pursue office
at least instrumentally, as elective office is taken to be a precondition for policy
influence.”214
Ferner gab es in der Forschung immer wieder Bestrebungen, Downs eindimen-
sionales Modell der Parteienkonkurrenz auf mehreren ideologischen Dimensionen
zu erweitern. Nicht immer lassen sich die verschiedenen Policy-Standpunkte der
Parteien auf einen zusammenhängenden Ideologiebereich reduzieren. In Deutsch-
land wird etwa die FDP in Fragen der Wirtschafts- und Finanzpolitik politisch
rechts von den Unionsparteien verortet, dagegen bezieht sie in der Familien-,
211Vgl. John R. Petrocik (1996), S. 827, 829 f. Für Einflüsse politischer Kommunikation auf das Wahl-
verhalten vgl. Kapitel 2.5.1.
212John R. Petrocik (1996), S. 528, im Original vollständig hervorgehoben.
213Vgl. Kaare Strom: A Behavioral Theory of Competitive Political Parties. In: American Journal of




Rechts- und Ausländerpolitik häufig eine Position links von CDU/CSU. Neben der
empirisch in nahezu allen Demokratien nachweisbaren ökonomischen Rechts-
Links-Achse, strukturiert also häufig eine zweite Konfliktdimension den politi-
schen Wettbewerb. Diese, als libertär-autoritär bezeichnete Achse, beinhaltet Fra-
gen staatlicher Machtbefugnis, etwa wie tief die Institutionen des Landes in das
Leben der Bürger eingreifen dürfen. Außerdem lassen sich weitere, historisch ge-
wachsene Spannungslinien identifizieren, die den Cleavages von Lipset und Rok-
kan entsprechen. Zwei oder drei Konfliktdimensionen sind jedoch meist ausrei-
chend, um den ideologischen Raum und die Grundlagen des Parteienwettbewerbs
zu charakterisieren.215
Neben der eben skizzierten Erweiterung von Downs räumlichen Modell des Par-
teienwettbewerbs, existiert eine wahre Fülle weiterführender Forschungsarbeiten,
die nur noch schwer zu überblicken ist.216 Für die Erklärung individuellen Wahl-
verhaltens tragen diese Studien über das bereits Gesagte hinaus kaum etwas bei,
weshalb ich hier auf eine ausführliche Rezeption verzichte.217
2.3.3 Kritik
Der Rational-Choice Ansatz möchte nicht nur ein Modell zur Erklärung des Wahl-
verhaltens sein, sondern eine allgemeine Theorie sozialen Handelns. Mit weni-
gen Prämissen beschreibt Downs das Verhalten der Wähler, Parteien und Politi-
ker. Das macht das Rational-Choice Modell in hohem Maße an andere Wahltheo-
rien anschlussfähig.218 Unter den Bedingungen der Unsicherheit offenbaren sich
vielversprechende Verbindungen zu sozialstrukturellen, sozialpsychologischen und
kommunikationswissenschaftlichen Ansätzen. Soziodemografische Eigenschaften,
Interessensverbände, Meinungsführer und Parteiidentifikation erfahren in dem
ökonomischen Modell als „information shortcuts” einen beachtlichen Stellenwert
und bereichern ihn. Dennoch gilt der Rational-Choice Ansatz als Ergänzung für
und weniger als Alternative zu den bereits vorgestellten Modellen des Wahlver-
haltens.219 Denn neben den erwähnten Stärken, hat der ökonomische Zweig der
Wahlforschung noch immer mit ernstzunehmenden Schwierigkeiten zu kämpfen.
Insbesondere das Wahlparadoxon stellt Downs’ Theoriearbeit vor eine bislang
ungelöste Aufgabe. Das gilt auch – unabhängig von ihren sonstigen Verdiensten
215Vgl. Kai Arzheimer/Annette Schmitt (2005), S. 266 f.
216Vgl. etwa James M. Enelow/Melvin J. Hinich: The Spatial Theory of Voting. An Introduction. Cam-
bridge/London/Melbourne 1984; und Melvin J. Hinich/Michael C. Munger: Ideology and the Theo-
ry of Political Choice. Ann Arbor 1994.
217Für weitere Informationen zu diesen Arbeiten vgl. Kai Arzheimer/Annette Schmitt (2005), S. 267–
276.
218Vgl. ebd., S. 302.
219Vgl. Jürgen W. Falter/Siegfried Schumann/Jürgen R. Winkler (1990), S. 13.
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für die Wahlforschung220 – uneingeschränkt für so genannte expressive Wahlm-
odelle. Sie unterstellen dem rationalen Wähler nicht nur instrumentelle sondern
auch demonstrative Motive, mit denen er seine parteipolitischen Vorlieben zum
Ausdruck bringt.221 Allerdings darf man bei derart tiefgreifenden Modifikationen
zurecht fragen, was von der ursprünglichen Theorie noch übrig bleibt.
„[D]er Rational Choice-Ansatz [steht] in der Wahlforschung vor einem Dilem-
ma [...]: In seiner ursprünglichen Form geht er von wenigen und einfachen An-
nahmen aus, was zwar theorieästhetisch ansprechend ist, aber zu Ergebnissen
führt, die an zentraler Stelle in offensichtlichem Widerspruch zur politischen
Realität stehen. Führt man als Konsequenz daraus realistischere Annahmen
über das menschliche Handeln und seine Motivationsstruktur ein, erhält man
’bessere’ Vorhersagen, aber nähert sich damit so stark an die klassischen so-
ziologischen und psychologischen Theorien des Wahlverhaltens an, daß man
zu Recht fragen kann, worin denn dann eigentlich der spezifische Nutzen des
ökonomischen Ansatzes für die Wahlforschung liegt.”222
Dennoch vermag die Theorie des rationalen Wählers auf die Fragen der Wahlfor-
schung mit einer Fülle interessanter Aussagen zu antworten. Diese sind idealty-
pisch im Sinne des homo oeconomicus und entsprechen nur bedingt der Realität.
Doch gerade das davon abweichende Verhalten ist aufschlussreich: „Für die For-
schung stellen diese deduktiv gewonnen Hypothesen einen wichtigen Referenz-
punkt dar, weil sich in einem zweiten Schritt aus den Abweichungen zwischen
Modellprognose und beobachtetem Verhalten Rückschlüsse darauf ziehen lassen,
welche anderen Einflüsse die Akteure ausgesetzt gewesen sein müssen.”223
2.4 Wertorientierung
2.4.1 Ansätze und Fragmente
Die in Kapitel 2.1 angesprochene Vermittlungsleistung der Wertorientierung zwi-
schen sozialstrukturellen Eigenschaften undWahlentscheidung gewann in der For-
schung vermehrt an Aufmerksamkeit. Franz Urban Pappi und Edward O. Lau-
mann plädierten im Jahr 1974 schließlich dafür, gesellschaftlicheWertorientierung
als eigenständigen Variablenkomplex in die Wahlforschung aufzunehmen.224 Im
220Vgl. für einen aktuellen Überblick Frank Moshövel: Theorien des Wählerverhaltens Im Vergleich.
Zum Nutzen ökonomischer Ansätze In der Wahlsoziologie. Dissertation Düsseldorf 2004.
221Dieser Ansatz gründet auf Geoffrey Brennan/Loren Lomasky: Democracy and Decision. The Pure
Theory of Electoral Preference. Cambridge/New York 1993. Vgl. für einen Überblick Kai Arzhei-
mer/Annette Schmitt (2005), S. 293–301.
222Kai Arzheimer/Annette Schmitt (2005), S. 301.
223Vgl. Kai Arzheimer/Annette Schmitt (2005), S. 303.
224Vgl. Franz Urban Pappi/Edward O. Laumann: Gesellschaftliche Wertorientierung und politisches
Verhalten. In: Zeitschrift für Soziologie. 3. Jg. (1974), S. 157–188.
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Anschluss daran entwickelte sich eine lebhafte und vielstimmige Diskussion über
den Stellenwert der Wertorientierung in der Wahlforschung.
Nach der am häufigsten zitierten Definition von Clyde Kluckhohn sind Werte
eine für ein Individuum oder eine Gruppe charakteristische Konzeption des Wün-
schenswerten. Sie beeinflusst die Auswahl zwischen verschiedenen Handlungszie-
len und -mitteln.225 Daran anschließend definiert Talcott Parsons gesellschaftliche
Wertorientierung als Entwurf einer wünschenswerten Gesellschaft.226 Es existie-
ren verschiedene Ansätze, Werte zu klassifizieren. Milton Rokeach etwa erarbeite-
te im Rahmen empirischer Untersuchungen in den Vereinigten Staaten eine Rang-
folge von 18 terminalen Werten227 wie Frieden, Freiheit, Gleichheit, und identi-
fizierte weiterhin mehrere instrumentelle Werte228 die auf Persönlichkeitsmerk-
male abzielen, z.B. Ehrgeiz, Höflichkeit, Selbstbeherrschung. Abraham H. Maslow
argumentiert für eine Reihenfolge der Wertorientierung. Er sieht menschliche Be-
dürfnisse als die treibende Kraft hinter einer natürlichen Rangordnung von Wer-
ten. Er entwirft eine Werthierarchie, die er in Form einer Pyramide verdeutlicht.
Das Fundament bilden physiologische Grundbedürfnisse, die das Überleben ge-
währleisten. Darüber verortet er das Verlangen nach Sicherheit. Erst wenn diese
beiden Gruppen von Werten befriedigt sind, würden die darüber liegenden Kate-
gorien, wie das Bedürfnis nach sozialen Beziehungen und Anerkennung oder das
Verlangen nach Selbstverwirklichung ins Zentrum der Aufmerksamkeit rücken.229
Keine zusammenfassende Typologie, sondern eine systematische Bestandsaufnah-
me politischer Wertorientierung für die Bundesrepublik Deutschland nahmen Pap-
pi und Laumann in ihrer empirischen Studie in der Gemeinde Jülich in Angriff.
Sie identifizieren folgende Werte: gewerkschaftliche Wirtschaftsideologie, intrin-
sische nicht-bürokratische Berufsorientierung, religiöser Traditionalismus, Recht-
fertigungsideologie sozialer Ungleichheiten, extrinsische Aufstiegsorientierung,
Lokalismus, traditionelle Wertorientierung im Bereich der Familie.230
Dieser kurze Einblick in die wissenschaftliche Konzeption der Wertorientierung
darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass dazu in der Forschung kein allgemein an-
erkannter Entwurf existiert.231 Dennoch findet sich immer wieder ein Kerngedan-
225Vgl. Clyde Kluckhohn: Values and Value Orientation in the Theory of Action. An Exploration in
Definition and Classification. In: Talcott Parsons/Edward Shils (Hrsg.): Toward a General Theory
of Action. Cambridge 1951, S. 395.
226Vgl. Talcott Parsons: Über den Begriff „Commitments”. In: ders. (Hrsg.): Zur Theorie der sozialen
Interaktionsmedien. Opladen 1980, S. 185.
227Terminale Wertorientierung drückt sich darin aus, einen sozialen Tatbestand zu erreichen.
228Instrumentelle Werte beziehen sich auf Verhaltenserwartungen.
229Vgl. Wilhelm Bürklin: Wählerverhalten und Wertewandel. Opladen 1988, S. 106 f.
230Vgl. Franz Urban Pappi/Edward O. Laumann (1974), S. 169.
231Vgl. Jan W. van Deth/Elinor Scarbrough: The Concept of Values. In: dies. (Hrsg.): The Impact of
Values. Oxford/New York 1995, S. 22–25, 46.
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ke in der sonst heterogenen Werteforschung: „Values are seen [...] as conceptions of
the desirable which are not directly observable but are evident in moral discourse
and relevant to the formulation of attitudes. [...] The claim for the empirical re-
levance of values [...] is demonstrated by evidence of patterning among attitudes.
We call the meaningful patterns value orientations.”232 Die Wertorientierung eines
Großteils der Bevölkerung in den westeuropäischen Ländern lässt sich ferner auf
folgende drei Achsen abbilden: Materialismus – Postmaterialismus, links – rechts
Materialismus und religiöse – säkulare Orientierung.233
Grundsätzlich erfährt der Einfluss der Wertorientierung auf die Wahlentschei-
dung relativ wenig Aufmerksamkeit. Das liegt wohl vor allem daran, dass die Po-
litikwissenschaft die Erklärung mit Hilfe sozialstruktureller Determinanten oder
persönlichen Einstellungen zu Parteien, Kandidaten und Issues als fruchtbarer
erachtet.234 Ursprünglich waren Werte als intervenierender Komplex zwischen so-
ziodemografischen Merkmalen auf der einen und politischen Einstellungen auf der
anderen Seite konzipiert.235 In der bundesdeutschen Wahlforschung machte sich
vor allem Pappi für diese Sichtweise stark.236 Er argumentiert im Einklang mit
der Cleavage-Theorie: Gesellschaftliche Interessensgegensätze würden überwie-
gend unter Berufung auf gesellschaftliche Wertorientierung ausgefochten.237 Erst
dadurch ließen sich Konfliktstrukturen ausreichend identifizieren: „Da politische
Cleavages nur durch konkrete, issuezentrierte politische Auseinandersetzungen
entstehen und erst dann durch sozialstrukturelle Verankerung auf Dauer gestellt
werden können, erhält eine Konfliktstruktur erst über diese Issues und die ihnen
entsprechende ideologischen Grundpositionen eine Sinndimension.”238
Seit den 1970er Jahren mehren sich jedoch Stimmen, die die politische Präge-
kraft der Sozialstruktur infolge von Individualisierungstendenzen in Frage stel-
len.239 An dieser Stellen setzen die Vertreter der so genannten „Neuen Politik” an.
232Ebd., S. 46, Hervorhebung im Original.
233Vgl. ebd., S. 531 f.
234Vgl. Oddbjørn Knutsen: Party Choice. In: Jan W. van Deth/Elinor Scarbrough (Hrsg.): The Impact
of Values. Oxford/New York 1995, S. 461.
235Vgl. Franz Urban Pappi/Edward O. Laumann (1974), S. 158; Markus Klein: Gesellschaftliche Wer-
torientierung, Wertewandel und Wählerverhalten. In: Jürgen W. Falter/Harald Schoen (2005), S.
425.
236Vgl. Franz Urban Pappi/Edward O. Laumann (1974), S. 206.
237Vgl. ebd., S. 160.
238Franz Urban Pappi (1977), S. 196.
239Vgl. etwa Ulrich Beck: Jenseits von Klasse und Stand? Sozial Ungleichheiten, gesellschaftliche In-
dividualisierungsprozesse und die Entstehung neuer sozialer Formen und Identitäten. In: Rein-
hard Kreckel (Hrsg.): Soziale Ungleichheiten. Göttingen 1983, S. 35-74; Ulrich Beck: Risikoge-
sellschaft. Auf dem Weg in eine andere Moderne. Frankfurt a. M. 1986; Rainer Schnell/Ulrich
Kohler: Empirische Untersuchungen einer Individualisierungsthese am Beispiel der Parteipräfe-
renz von 1953–1992. In: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie. 47. Jg. (1995), S.
634–657; Rainer Schnell/Ulrich Kohler: Zur Erklärungskraft sozio-demographischer Variablen im
Zeitablauf. In: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie. 49. Jg. (1997), S. 783–795.
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Sie argumentieren, die traditionellen sozialstrukturellen Cleavages, die die „Alte
Politik” prägten, würden in modernen Industrienationen immer mehr von neuarti-
gen Spannungslinien abgelöst. Die herkömmlichen sozialstrukturellen Parteibin-
dungen verlören an Bedeutung (Dealignment), während sich die Wählerschaft ent-
lang neuer Konfliktstrukturen parteipolitisch umorientierten (Realignment). Vor
allem die Kontroverse zwischen materialistischer und postmaterialistischer Wer-
torientierung trüge entscheidend dazu bei, Parteiprogramme ideologisch neu aus-
zurichten, neue Parteien entstehen zu lassen und politischen Raum freizugeben,
in dem sich Wähler, soziale Gruppen und Parteien betätigen können.240 Diese erst-
mals von Ronald Inglehart im Jahr 1971 vorgetragene These,241 avancierte zu ei-
ner der meist diskutierten Wertewandeltheorien in der Politikwissenschaft. Ingle-
hart erachtet, ganz im Sinne der Generationenthese, vor allem die Prägekräfte
der gemeinsamen Erfahrungen einer Alterskohorte als maßgeblich für die Heraus-
bildung einer individuellen Wertorientierung.242 Dauerhafter Wohlstand und eine
lange Friedenszeit in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts ließen die Bedürf-
nisse nach materieller Versorgung und nationaler Sicherheit für die Nachkriegs-
generation in Vergessenheit geraten. Demgegenüber steigerte sich infolge zuneh-
mender Individualisierung der Wunsch nach Selbstachtung und Selbstverwirkli-
chung – besonders diese Werte wären in den westlichen Industrienationen in den
zwei Jahrzehnten nach Ende des Zweiten Weltkrieges schwach ausgeprägt gewe-
sen. Dieser Wunsch drücke sich in einer postmaterialistischen Wertorientierung
einer ganzen Generation aus, die einmal erworben, im Laufe des Lebens erhalten
bliebe.243 In der Folge dieses Wertewandels sei ein Wechsel „from class-based to
value-based political polarisation” zu beobachten.244
Ingleharts These erfuhr große Aufmerksamkeit und wurde in vielen Ländern
überprüft. Einige seiner Prämissen mussten daraufhin revidiert werden. Zwar ist
der Anteil der Träger „neuer” Werte in den nachwachsenden Generationen aller
westlicher Industrienationen überdurchschnittlich hoch, andererseits wächst ihr
Prozentsatz an der Gesamtbevölkerung nicht. Dieser Befund spricht eindeutig ge-
gen die Sozialisationsthese Ingleharts und legt stattdessen eine lebenszyklische
Erklärung des Wertewandels nahe.245 Außerdem bescheinigen verschiedene Stu-
240Vgl. Ronald Inglehart: The Changing Structure of Political Cleavages in Western Society. In: Rus-
sell J. Dalton/Scott C. Flanagan/Paul Allen Beck (Hrsg.): Electoral Change in Advanced Industrial
Democracies. Realignment of Dealignment? Princeton 1984, S. 28 f.
241Vgl. Ronald Inglehart: The Silent Revolution in Europe: Intergenerational Change in Post-
Industrial Societies. In: American Political Science Review. 68. Jg. (1971), S. 991–1017.
242Vgl. Ronald Inglehart (1977), S. 96 f.
243Vgl. ebd., S. 21–23.
244Vgl. Ronald Inglehart (1984), S. 26–33.
245Vgl. WilhelmBürklin (1988), S. 113; Markus Klein/Dieter Ohr: Ändert der Wertewandel seine Rich-
tung? Die Entwicklung gesellschaftlicherWertorientierungen in der BundesrepublikDeutschland
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dien soziodemografischen Merkmalen einen gleichbleibenden Effekt auf die Wahl-
entscheidung und den unterschiedlichen, in der Gesellschaft vorherrschenden Wer-
torientierungen durchaus eine sozialstrukturelle Basis.246 Gegen die Vertreter der
Individualisierungsthese wird erwidert, sie verwendeten keine adäquaten Opera-
tionalisierungen für Klassenzugehörigkeit, die den sich zweifelsfrei vollziehenden
sozialen und ökonomischen Wandel angemessen berücksichtigten.247
Diese wissenschaftliche Kontroverse ist bis heute noch nicht entschieden. Aber
sie erschöpft sich in einer differenzierteren Sichtweise: Die mit der Modernisie-
rung der Gesellschaft einhergehende Individualisierung löste die sozialen Schich-
ten nicht auf, sondern pluralisierte sie. Sozialstrukturelle Klassen differenzierten
sich immer weiter aus und verästelten wie ein Stammbaum.248
„Heute steht fest, daß sich innerhalb der gleichen Statuslagen durchaus unter-
schiedliche Werthaltungen und Einstellungen finden. In gleichen Berufsgrup-
pen und Einkommensklassen stehen zum Beispiel individualistische Gruppie-
rungen mit offensiven Aufstiegsbemühungen anderen Gruppen gegenüber, die
eher kleinbürgerliche, anpassende Mentalitäten aufweisen.”249
Eine solche Perspektive verdeutlicht: Sowohl Wertorientierung als auch sozial-
strukturelle Eigenschaften nehmen einen eigenständigen und dauerhaften Ein-
fluss auf Wahlentscheidungen. Beide Variablen können sich mit Blick auf die
Stimmabgabe ergänzen oder aufheben. Noch immer besitzen sozialstrukturelle
Bindungen das Potential, Parteiloyalitäten zu vermitteln, die jedoch auch von an-
derer Seite in Frage gestellt werden.
„Die Klassenkulturen des Alltags sind [...] gerade wegen ihrer Umstellungs-
und Differenzierungsfähigkeit, außerordentlich stabil. Was erodiert, sind die
Hegemonien bestimmter Parteien (und Fraktionen der Intellektuellen) in den
gesellschaftspolitischen Lagern. Daher haben wir auch heute keine Krise der
Milieus (als Folge des Wertewandels), sondern eine Krise der politischen Re-
präsentation (als Folge einer zunehmende Distanz zwischen Eliten und Mi-
lieus).”250
Dessen ungeachtet weist die empirische Wahlforschung in verschiedenen Ländern
einen eigenständigen und bleibenden Effekt der Wertorientierung auf die Stimm-
zwischen 1980 und 2000. In: Rüdiger Schmitt-Beck/Martina Wasmer/Achim Koch (Hrsg.): Sozia-
ler und politischer Wandel in Deutschland. Analysen mit ALLBUS-Daten aus zwei Jahrzehnten.
Wiesbaden 2004, S. 174 f.
246Vgl. etwa Walter Müller: Klassenstruktur und Parteiensystem. ZumWanlder der Klassenspaltung
im Wahlverhalten. In: Kölner Zeitschrift für Soziologie. 50. Jg. (1998), S. 3–46.
247Vgl. ebd., S. 6.
248Vgl. Michael Vester et al.: Soziale Milieus im gesellschaftlichen Strukturwandel. Zwischen Inte-
gration und Ausgrenzung, Frankfurt a. M. 2001, S. 13.
249Stefan Hradil: Soziale Ungleichheit in Deutschland. 8. Auflage, Opladen 2001, S. 488.
250Michael Vester et al. (2001), S. 13.
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abgabe nach251. Somit kann es nicht überraschen, dass Studien, die die Aussage-
kraft herkömmlicher Cleavage-Modelle dem Ansatz gesellschaftlicher Wertorien-
tierung gegenüberstellen, zu einem ambivalenten Ergebnis kommen:
„Value voting ist generally more widespread than structural voting or cleavage
voting, and the incidence of value voting has grown in some countries. Yet we
did not find either a general decline in the impact of structural variables or a
general increase in the impact of value orientations. [...] The structural basis
of political conflict, rather than being eroded, appears quite risilient.”252
Dass gesellschaftliche Wertorientierung in der Wahlforschung Berücksichtigung
finden sollte, ist kaum umstritten. Aber wie sich der Wertekomplex in die etablier-
ten Wahltheorien einordnen soll, bleibt kontrovers. Wolfgang Jagodzinski befasst
sich in einer empirischen Analyse ausführlich mit dieser Problematik. Nach einge-
hender Diskussion, an welcher Stelle Wertorientierung in den traditionellen Mo-
dellen einzufügen ist253 und einer gründlichen Rezeption des Sozialisationsmodells
von Pappi und Laumann254, reiht er den Wertekomplex als abhängig von der Sozi-
alstruktur und mit Einfluss auf die Parteiidentifikation ein. Er unterscheidet zwi-
schen politischen Sachfragen mit eindeutigem Wertebezug (Positionsissues) und
ohne (Valenzissues). Erstere sind unmittelbar von der Wertorientierung abhängig,
letztere nur indirekt über die Parteibindung.255 Die Ergebnisse von Jagodzinskis
Analyse bescheinigen der Wertorientierung vornehmlich eine über die Parteiiden-
tifikation mittelbare Wirkung auf die Wahlentscheidung.256 Im Rahmen des Ann
Arbor Modells folgt hieraus eine maßgeblich durch Parteiloyalitäten geprägte, in-
direkte Wirkung des Werte-Bereichs auf Issue- und Kandidatenorientierung. Die
Soziallage erwies sich als wenig ausschlaggebend für die Wertorientierung. Folg-
lich bestätigten die Daten weder die Sozialisationsthese noch die Gruppenthese,
wonach die Identifikation mit sozialen oder politischen Gruppen für die Ausbil-
dung individueller Wertorientierung verantwortlich ist.257 Auf die Positionsissues
besitzt der Werte-Komplex auch einen direkten Einfluss.258 Abschließend kommt
Jagodzinski zum Ergebnis: „Zumindest eines hat die Untersuchung aber gezeigt:
die in Sozialisationstheorien vorausgesetzte Stabilität von Wertorientierung ist
empirisch ungesichert. [...] Wie es scheint, häufen sich die Anomalien in der indi-
vidualistischen Werteforschung, noch ehe ein theoretisch überzeugendes Gebäude
251Vgl. Oddbjørn Knutsen (1995), S. 487–490.
252Oddbjørn Knutsen/Elinor Scarbrough: Cleavage Politics. In: Jan W. van Deth/Elinor Scarbrough
(Hrsg.): The Impact of Values. Oxford/New York 1995, S. 519.
253Vgl. Wolfgang Jagodzinski (1981), S. 171–173.
254Vgl. ebd., S. 173 f.
255Vgl. ebd., S. 175.
256Vgl. ebd., S. 182.
257Vgl. ebd.
258Vgl. ebd., S. 181.
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überhaupt errichtet ist.”259 Trotz dieses eher ernüchternden Fazits bleibt festzu-
halten, dass vor allem Wähler ohne feste Parteibindung ihre Wahlentscheidung
auf Grundlage ihrer Wertorientierung treffen. Keine Partei entspricht langfristig
ihren Wertvorstellungen, sie vergeben ihre Stimme nach der Beurteilung des kon-
kreten personellen und politischen Angebots der Parteien.260
Auch im Rational-Choice Ansatz gibt es Versuche, gesellschaftliche Wertorientie-
rung in das Modell zu integrieren. Unter der Prämisse, dass der Wähler staatliche
Tätigkeit auch als ein Mittel zur Verwirklichung der von ihm gewünschten Gesell-
schaftsordnung betrachtet, erhöht sich sein Nutzeneinkommen, je mehr die Regie-
rung den Umbau der Gesellschaft in die von ihm gewünschte Richtung vorantreibt.
Der Wähler besitzt damit eine weitere Grundlage, ummit Hilfe seiner gesellschaft-
lichenWertorientierung als internalisierte Konzeption einer wünschenswerten Ge-
sellschaft politische Präferenzen auszubilden. Danach kann er Parteien beurteilen
und sein Nutzendifferential berechnen. Der Rational-Choice Ansatz berücksichtigt
jedoch nicht, woraus sich die politischen Präferenzen der Wähler speisen. Er be-
trachtet sie als gegeben und nicht veränderbar, darum besitzt der Wertekomplex
innerhalb dieses Modells nur eine geringe Bedeutung. Gesellschaftliche Wertori-
entierung spielt lediglich in Form der Ideologie als Mittel zur Reduktion von Infor-
mationskosten eine Rolle.261
2.4.2 Kritik
Von Wertewandeltheorie angeregt, bahnte sich die Variable „Wertorientierung” ih-
ren Weg in die Wahlforschung und wurde ausgehend von dem prognostizierten
Wertewandel in ihren Konsequenzen überschätzt. Dennoch bleibt gesellschaftli-
che Wertorientierung Gegenstand zahlreicher Untersuchungen – zu Recht. Nicht
nur wie im Cleavage-Modell angelegt, vermittelt die Identifikation mit bestimm-
ten Werten zwischen Sozialstruktur und politischen Einstellungen, sondern besitzt
auch einen eigenständigen Einfluss auf die Stimmabgabe.
„Angesichts einer rückläufigen Bedeutung der Sozialstruktur bei der Heraus-
bildung gesellschaftlicher Wertorientierung sowie einer rückläufigen Bedeu-
tung der Parteien für die Strukturierung des politischen Wettbewerbs scheint
es ratsam, zukünftig Werte und die auf sie bezogene Wertorientierung direkt
in den Mittelpunkt des analytischen Interesses zu rücken.”262
Es gibt keinen Grund, gesellschaftlicheWertorientierung vorschnell aus den Erklä-
rungsmodellen des Wahlverhaltens auszuschließen. Doch zeigen empirische Studi-
259Ebd., S. 188.
260Vgl. Markus Klein (2005), S. 431.




en auch immer wieder, dass die individuelle Identifikation mit Werten bei weitem
nicht so stabil ist, wie angenommen.263 Offenbar ist die Situation ähnlich gelagert
wie bei den sozialstrukturellen Theorien.264 Es gilt die theoretischen Grundlagen
wertorientierten Wahlverhaltens zu flexibilisieren ohne an Erklärungskraft einzu-
büßen.
2.5 Politische Kommunikation
2.5.1 Ansätze und Fragmente
Es ist verwunderlich, in allen bisher vorgestellten Erklärungsmodellen des Wahl-
verhaltens findet der Einfluss politischer Kommunikation – ob massenmedial oder
interpersonal – zumindest in einen Nebensatz Berücksichtigung: als „information
shortcut” im Rational-Choice Ansatz, zur Steuerung der Aufmerksamkeit im Ann
Arbor Modell oder als Aktivierungs- und Verstärkereffekt im Rahmen der mikro-
soziologischen Theorie. Doch mit Ausnahme von Lazarsfeld et al. verzichten die
Autoren darauf, Kommunikationsprozesse explizit in ihre Modelle zu integrieren.
Und im Fall von „The People’s Choice” verklärte obendrein die Popularität der The-
se vom zweistufigen Kommunikationsfluss lange Zeit den Blick auf eine differen-
ziertere Sichtweise politischer Kommunikation.
Die von der Columbia Schule auch in der 1954 veröffentlichten Studie „Voting”
diagnostizierten Verstärker- und Aktivierungseffekte als maßgebliche Medienwir-
kung265 waren besonderen Umständen geschuldet und prägten die weitere For-
schung lange Zeit über Gebühr. Die Ergebnisse von Lazarsfeld et al. aus den US-
amerikanischen Präsidentschaftswahlkampf von 1940 lassen sich nicht verallge-
meinern und beruhen auf einem mittlerweile stark gewandelten Mediensystem.
Im damaligen Wahlkampf konzentrierten sich sowohl Roosevelt als auch Willkie
darauf, ihre Stärken und Vorzüge hervorzuheben. „Negative campaigning” gegen
den Konkurrenten unterließen sie. Einstellungen können jedoch leichter ins Nega-
tive als ins Positive verändert werden. Die Medienlandschaft in den USA war in
den 1940er Jahren deutlich in die beiden politischen Lagern Demokraten und Re-
publikaner zu unterscheiden. Selektive Wahrnehmung, die die vorhandenen Ein-
stellungen aktivierte und verstärkte, war daher sehr viel wahrscheinlicher, als dis-
sonanten Medieneinflüssen ausgesetzt zu sein. Ferner hat sich in den letzten 60
Jahren das Mediensystem grundlegend gewandelt, vor allem durch die Verbrei-
tung des Fernsehens. Mit der steigenden Bedeutung von Fernsehnachrichten ge-
263Vgl. Wolfgang Jagodzinski (1981), S. 186.
264Vgl. Kapitel 2.1.3.
265Vgl. Bernard Berelson/Paul F. Lazarsfeld/WilliamN. McPhee (1954), S. 248.
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genüber der Presseberichterstattung sinken die Möglichkeiten der Vorauswahl der
Nachrichten.266 Massenmediale Kommunikation hat obendrein gegenüber der in-
terpersonalen enorm an Bedeutung gewonnen. „Das Fernsehen ist – trotz eines
bemerkenswerten Verlustes an Glaubwürdigkeit – im Laufe der Zeit für die Mehr-
zahl der potentiellen Wähler zur wichtigsten Quelle politischer Informationen ge-
worden.”267 In der Folge gelingt es den Rezipienten in der Regel nicht mehr, den
Informationsfluss, der auf sie „hereinprasselt”, im Sinne selektiver Nutzung voll
zu kontrollieren. Aus diesem Grund nimmt die Forschung nun vor allem den Tenor
der Medienberichterstattung in Augenschein. Selektive Wahrnehmung setzt eine
gewisse Vielfalt beim Medienangebot voraus. Die ist aber selbst in pluralistischen
Demokratien nur bedingt gegeben. Der marktwirtschaftliche Wettbewerb beför-
dert Konzentrationsprozesse im Medienbereich und zwingt zu Kostensenkungen.
Die Produzenten von Medieninhalten müssen verstärkt auf das Material weniger
Nachrichtenagenturen zurückgreifen. Außerdem orientieren sich Journalisten an
universellen Nachrichtenfaktoren wie Negativismus, Prominenz und Aktualität.
Eine wichtige Frage in Wahlkampfzeiten lautet daher: Ist der Tenor in den Me-
dien vielstimmig oder einsilbig? Berichten die Medien eher konsonant, reduziert
das die Möglichkeiten selektiver Nutzung und erhöht das einstellungsverändernde
Wirkungspotential der Medienberichterstattung. Daneben steigern Individualisie-
rungstendenzen in der Bevölkerung die Wahrscheinlichkeit politisch heterogener,
persönlicher Kontakte. Das erhöht zusätzlich die Möglichkeit, politisch dissonan-
ter Kommunikation ausgesetzt zu sein.268
Trotz der vorschnellen und irrtümlichen Verallgemeinerung der Forschungser-
gebnisse von „The People’s Choice” sowie den offenkundigen Veränderungen im
Mediensystem, setzte sich die These vom Zwei-Stufen-Fluss der Kommunikation
durch. Bis zu Beginn der 1970er Jahre erachtete die Wissenschaft Medieneinflüsse
als weitgehend irrelevant. Da die Berichterstattung Einstellungen nur in Ausnah-
men verändern könne, sei sie auch nicht wahlentscheidend und grundsätzlich als
wirkungsschwach einzuschätzen. Noch im Jahr 1984 entschied sich ein Gutachter-
ausschuss der US-amerikanischen National Science Foundation (NES) gegen die
Berücksichtigung der Mediennutzung im Erhebungsinstrumentarium bei Präsi-
dentschaftswahlen: „[T]he study of media content lay beyond the purview of NES.
Consequently, the specific analysis of media content has not been provided for, in-
266Vgl. Frank Brettschneider: Massenmedien und Wählerverhalten. In: Jürgen W. Falter/Harald
Schoen (Hrsg.): Handbuch Wahlforschung. Wiesbaden 2005, S. 479.
267Hans Mathias Kepplinger/Marcus Maurer: Der Zwei-Stufen-Fluß der Massenkommunikation: An-
merkungen zu einer nie bewiesenen und längst überholten These der Wahlforschung. In: In:
Markus Klein et al. (Hrsg.): 50 Jahre Empirische Wahlforschung in Deutschland. Enwicklung,
Befunde, Perspektiven, Daten. Wiesbaden 2000, S. 455.
268Vgl. Frank Brettschneider (2005), S. 478 f.
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deed it has been prohibited by our recent National Science Foundation grants.”269
Vor diesem Hintergrund kann es nicht überraschen, dass trotz so mancher Ap-
pelle, die Randständigkeit der Analyse politischer Kommunikation zu überwin-
den,270 gesichertes Wissen über Eigenschaften und Zusammenhänge der Wirkung
von Kommunikation rar ist. Auch wenn man die vermehrte Aufmerksamkeit der
Wahlforschung für die Medienwirkung in Rechnung stellt, ist Otfried Jarren und
Ulrich Sarcinelli noch immer zuzustimmen, dass „[t]rotz der relativ hohen Zahl
an (Einzel-)Fallstudien [...] selbst der Kenntnisstand in der intensiv betriebenen
Wahlkommunikation begrenzt [ist]”, und das wohl auch deshalb, „weil es über
zumeist hoch spezialisierte Wirkungsperspektiven hinaus an komplexen Erklä-
rungsmodellen sowie an übergreifenden theoretischen Konzepten fehlt”271. Unab-
hängig von dieser ernüchternden Bilanz haben sich Agenda-Setting und Framing
als fruchtbar für die Analyse kommunikativer Prozesse erwiesen und in der For-
schung etabliert. Insbesondere der Agenda-Setting Ansatz war und ist Ausgangs-
punkt zahlreicher ergiebiger Forschungsarbeiten. Obendrein zeigt er sich zu vielen
anderen Medienwirkungshypothesen kompatibel.272 Agenda-Setting und Framing
können als theoretische Grundlagen für vielerlei Wirkungsperspektiven der Wahl-
kommunikation dienen. Im Folgenden konzentriere ich mich daher auf die Rezep-
tion dieser beiden Theorien und ihrer Bedeutung für die Wahlforschung.
Die Pionierarbeit zur Agenda-Setting These ist die Untersuchung von Maxwell
E. McCombs und Donald L. Shaw des US-Prädsidentschaftswahlkampfes in Cha-
pel Hill, North Carolina.273 Ausgangspunkt der Studie ist die Vermutung, die The-
men-Agenda der Massenmedien bestimme maßgeblich die Agenda eines Wahl-
kampfes und beeinflusse so die Salienz von Einstellungen zu politischen Sachfra-
gen.274 Die mit einer Fallzahl von 100 Interviews275 im Umfang sehr bescheidene
Untersuchung, zeigte zunächst, dass eine beträchtliche Anzahl der Wahlkampf-
nachrichten in den Medien nicht dafür geeignet war, sich mit politischen Stand-
269Warren E. Miller: An Organizational History of the Intellectual Origins of the American National
Election Studies. In: European Journal of Political Research. 25. Jg. (1994), S. 261 f., zitiert nach:
Frank Brettschneider (2005), S. 482.
270Vgl. Max Kaase/Winfried Schulz: Perspektiven der Kommunikationsforschung. In: dies. (Hrsg.):
Massenkommunikation. Theorien, Methoden, Befunde. Opladen 1989, S. 9.
271Otfried Jarren/Ulrich Sarcinelli: Politische Kommunikation als Forschungs- und als politisches
Handlungsfeld: Einleitende Anmerkungen zum Versuch der systematischen Erschließung. In:
dies. (Hrsg.): Politische Kommunikation in der demokratischen Gesellschaft. Ein Handbuch mit
Lexikonteil. Opladen/Wiesbaden 1998, S. 15.
272Vgl. Maxwell Mc Combs: Agenda-Setting: Zusammenhänge zwischen Massenmedien undWeltbild.
In: Angela Schorr (Hrsg.): Publikums- und Wirkungsforschung. Ein Reader. Wiesbaden 2000, S.
126.
273Vgl. Maxwell McCombs/Donald F. Shaw: The Agenda-Setting Function of Mass Media. In: Public
Opinion Quaterly. 36. Jg. (1972), S. 176–187.
274Vgl. ebd., S. 177.
275Vgl. ebd., S. 178.
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punkten auseinanderzusetzen, vielmehr analysierten sie den Wahlkampf selbst.276
Die Autoren finden ihre Ausgangsthese bestätigt: „[T]he data suggest a very strong
relationship between the emphasis placed on different campaign issues by the me-
dia [...] and the judgement of voters as to the salience and importance of various
campaign topics.”277 Weitere Untersuchungen bestätigen dieses Urteil eindrucks-
voll.278 Um sicherzustellen, dass sich hinter den Aggregatdaten der Studie keine
Effekte verbergen, die auf selektive Mediennutzung zurückzuführen sind, verglei-
chen McCombs und Shaw außerdem die individuelle Themenrezeption sämtlicher
Nachrichten mit der Berichterstattung, die ausschließlich die politischen Vorlie-
ben der Wähler entsprechen. Die Daten sprechen für den Agenda-Setting Ansatz
und gegen überwiegend selektive Mediennutzung.279 Von großer Bedeutung für
die weitere Forschung ist außerdem, dass McCombs und Shaw die Annahmen des
zweistufigen Kommunikationsflusses relativieren.
„[S]ince few directly participate in presidential election campaigns, and fewer
still see presidential candidates in person, the information flowing in inter-
personal communication channels is primarily relayed from, and based upon,
mass media coverage. The media are the major primary source of national po-
litical information; for most, mass media provide the best – and only – easily
available approximation of ever-changing political realities.”280
Spätere Arbeiten bestätigen diesen Befund281 und präzisieren ihn. Lediglich in so
genannten tabula-rasa Situationen, in denen völlig neue Themen auf die Tagesord-
nung drängen und noch nicht von individuellen politischen Vorlieben geprägt sind,
können Medienberichte die Einstellungen unmittelbar prägen. Das sei sowohl bei
Personen mit Parteiidentifikation als auch ohne zu beobachten. Da die anfängliche
Medienberichterstattung eine vorläufigen Bezugsrahmen setze, lege sie die Per-
spektive fest aus der das Thema zu betrachten sei.282 Selektive Wahrnehmung ist
bei tabula-rasa Situationen seltener, denn bei neu eingeführten Themen herrsche
zunächst ein grundsätzliches Orientierungsbedürfnis.283 Im Allgemeinen sind sol-
che Konstellationen jedoch selten.
Daneben zeigt sich, Personen mit ausgeprägter Parteiidentifikation besitzen ein
festes Orientierungssystem, das von Medieneinflüssen nur schwer zu verändern
276Vgl. ebd., S. 179.
277Ebd., S. 181.
278Vgl. etwa Hans Mathias Kepplinger/Marcus Maurer (2000), S. 459; Frank Brettschneider (2005),
S. 489–494
279Vgl. Maxwell McCombs/Donald F. Shaw (1972), S. 182, 184.
280Ebd., S. 185.
281Vgl. Hans Mathias Kepplinger/Marcus Maurer (2000), S. 454 f.
282Vgl. Frank Brettschneider (2005), S. 484.
283Vgl. Elisabeth Noelle-Neumann: Wirkung der Massenmedien auf die Meinungsbildung. In:




ist. Sie neigen stärker zu selektiver Mediennutzung, was ihre vorhandenen Prä-
dispositionen aktiviert und verstärkt. Es wäre jedoch missverständlich, diese Ein-
flüsse als „schwache” Medienwirkung abzutun. Wahlen, zumal bei niedriger Wahl-
beteiligung, werden häufig dadurch entschieden, welcher Partei es besser gelingt,
ihre Wähler zu mobilisieren. Hierfür sind Aktivierungs- und Verstärkereffekt we-
sentlich.284 Grundsätzlich geht die Medienwirkungsforschung davon aus, dass Ein-
stellungen zu Personen leichter zu verändern sind als Beurteilungen von Sachfra-
gen. Die Bewertung von Politikern ist weit weniger mit dem persönlichen Orien-
tierungs- und Überzeugungssystem der Wähler verknüpft, als bei möglicherweise
ideologisch aufgeladenen Issues. Eine veränderte Meinung über die Kandidaten
stellt eher selten die eigenen politische Grundüberzeugung in Frage.285
Nach einer 25-jährigen Erfolgsgeschichte des Agenda-Setting Ansatzes mehren
sich kritische Stimmen, die seine Wirkungshypothesen relativieren und differen-
zieren. Patrick Rössler kommt in seiner umfangreichen empirischen Themenstudie
zu dem Schluss: Es ist unvermeidlich, „Thematisierungs- und Themenstrukturie-
rungseffekte der Medien auf das einzelne Individuum in theoretischer und em-
pirischer Hinsicht von Effekten auf das Publikum als aggregierte Einheit zu un-
terscheiden”286. Er plädiert dafür, die Beschaffenheit sozialer Netzwerke und die
persönliche Themenbetroffenheit der Rezipienten im Rahmen des Agenda-Settings
stärker zu berücksichtigen, sie besäßen eine beträchtliche Relevanz für individuel-
le Themenpräferenzen.287
„Medienberichte stellen zwar die Themen der öffentlichen Diskussion bereit,
deren Bedeutung in den Massenmedien überträgt sich allerdings nicht unmit-
telbar auf die persönliche Themenrelevanz des Einzelnen. Agenda-Setting als
latente Folge der Medienberichterstattung besitzt im Sinne von Themenindivi-
dualeffekten ein geringes Wirkungspotential. Statt dessen erfolgt eine komple-
xe individualpsychologische und gruppendynamische Weiterverarbeitung der
Basisinformationen, die in den individuellen Lebenszusammenhang des Re-
spondenten eingegliedert werden, woraus dieser dann die persönliche Beurtei-
lung dieses Themas ableitet.”288
Rössler regt an, die Agenda-Setting Hypothese in zwei Bereiche aufzuteilen, die
klar voneinander zu unterscheiden sind. Agenda-Setting soll als Überbegriff für
alle Aggredatdatenanalysen und den daraus folgenden Aussagen dienen, wohin-
gegen der Begriff Agenda-Designing auf die individuelle Ebene der Medienrezep-
tion verweisen möchte.289 An dieser Stelle böten sich Anknüpfungspunkte zum
284Vgl. Frank Brettschneider (2005), S. 482 f.
285Vgl. ebd., S. 491.
286Patrick Rössler: Agenda-Setting. Theoretische Annahmen und empirische Evidenzen einer Me-
dienwirkungshypothese. Opladen 1997, S. 379.
287Vgl. ebd., S. 382.
288Ebd., S. 385.
289Vgl. ebd., S. 389.
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Schema-Konzept, das „als zentrales Organisationsprinzip von Wirklichkeit ein re-
zipientenorientiertes Pendant zum medienseitigen ’framing’ von Themen”290 dar-
stellt. Doch bevor ich näher auf Framing-Prozesse eingehe, vervollständige ich die
Wirkungshypothesen, die im Zusammenhang mit Agenda-Setting stehen.
Neben dem Festlegen der politischen Tagesordnung kennt die Wahlforschung
noch die Begriffe Agenda-Cutting und Agenda-Surfing. Ersteres benennt den Ver-
such, die Themen aus der Berichterstattung fernzuhalten, bei denen die eigene
Partei oder der eigenen Kandidat als inkompetent eingeschätzt wird bzw. bei de-
nen die in der Bevölkerung wahrgenommenen Problemlösungsfähigkeiten des poli-
tischen Gegners die eigenen übertreffen. Agenda-Surfing meint das Bemühen, die
Themen der Medienagenda, wenn man sie schon nicht beeinflussen kann, zumin-
dest zum eigenen Vorteil zu nutzen291 – beispielsweise indem sich der amtierende
Regierungschef infolge einer Umweltkatastrophe als besonders tatkräftig präsen-
tiert.
Das Priming-Konzept schließt unmittelbar an die Agenda-Setting These an.
Durch die unterschiedliche Gewichtung politischer Sachfragen in der Berichter-
stattung beeinflussen die Medien nicht nur die Publikumsagenda, sondern stellen
obendrein den Maßstab für die Bewertung von Parteien und Kandidaten. Beob-
achtung zeigen, die Kompetenzzuweisung der Wähler folgt nicht einer Beurteilung
aller wahrgenommenen Issues, sondern richtet sich maßgeblich nach den Themen,
die zum Zeitpunkt der Bewertung als besonders wichtig erachtet werden, ganz
oben auf der Themenagenda stehen.292 „Priming refers to changes in the standards
that people use to make political evaluations.”293 Eine veränderte Themenrelevanz
in der Bevölkerung schlägt sich nach dem Priming-Effekt auf eine möglicherweise
veränderte Kompetenzzuschreibung an Parteien und Kandidaten und damit auf
die Wahlentscheidung nieder.
Eine gleichfalls populäre These der Medienwirkung ist die Schweigespirale von
Elisabeth Noelle-Neumann. Die in Folge der Wahlniederlage der Unionsparteien
bei der Bundestagswahl von 1972 ausgearbeitete Theorie, beruht auf der Unter-
scheidung von öffentlicher und veröffentlichter Meinung. Wenn der veröffentlich-
te Medientenor und die Bevölkerungsmeinung auseinanderfallen, ergäbe sich eine
schweigende Mehrheit, denn ohne die Stimmführerschaft der Medien ist die Bevöl-
kerung ihrer Artikulationsmöglichkeiten beraubt.294 Noelle-Neumann argumen-
290Ebd., S. 395.
291Vgl. Frank Brettschneider: Die Medienwahl 2002: Themenmanagement und Berichterstattung. In:
Aus Politik und Zeitgeschichte. 52. Jg. (2002), B 49–50, S. 38.
292Vgl. Frank Brettschneider (2005), S. 488 f.
293Shanto Iyengar/Donald R. Kinder: News that Matters. Television and American Opinion. Chica-
go/London 1987, S. 63.
294Vgl. Elisabeth Noelle-Neumann: Öffentliche Meinung. In: Otfried Jarren/Ulrich Sarcinelli (Hrsg.):
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tiert, nimmt die Mehrheit der tonangebenden Medien eine bestimmte Position ein,
können sich die Verfechter dieser Position im Schutz der veröffentlichten Meinung
bedenkenlos äußern. Sie bekunden laut und selbstbewusst ihre Ansicht, womit sie
andere dazu ermutigen, sich ebenfalls in der Öffentlichkeit zu artikulieren. Die
Gegner der so propagierten Meinung sehen sich medialem Gegenwind ausgesetzt,
treten daher zunehmend vorsichtig und unsicher auf, ehe sie ganz in Schweigen
verfallen. Auch sie stecken mit ihrem Verhalten Gleichgesinnte an. Im Laufe die-
ser Prozesse der Schweigespirale erscheinen die Unterstützer der Medienmeinung
viel stärker und die Gegner viel schwächer, als sie tatsächlich sind. Der Kampf um
die öffentliche Meinung ist damit entschieden.295
Daneben existiert noch die „looking-glass” Hypothese, ein Gegenentwurf zur
Theorie der Schweigespirale. Die Metapher vom „looking-glass” soll verdeutlichen,
dass die Bürger als Ausdruck ihrer Ignoranz gegenüber anderen Ansichten („plu-
ralistic ignorance”) die eigene Einstellung auf ihre Einschätzung der Mehrheits-
meinung projizieren.296
„Political conflict is not like an intercollegiate debate in which the opponents
agree in advance on a definition of the issues. As a matter of fact, the definition
of the alternatives is the supreme instrument of power.”297 Damit verweist Elmer
E. Schattschneider auf einen wichtigen Gesichtspunkt, der bisher noch nicht zur
Sprache kam. Tatsächlich sind Issues, die bislang stillschweigend als klar umris-
sene Sachfragen konzipiert waren, alles andere als deutlich von anderen Themen
abgegrenzt. Ein Issue wie beispielsweise die Einführung einer gemeinsamen euro-
päischen Währung hat viele Facetten: Befürchtung über steigende Inflation, Ver-
lust nationaler Souveränität oder etwa die Zins- und Personalpolitik der Europäi-
schen Zentralbank. Nicht selten verschiebt sich der Schwerpunkt eines Themen-
komplexes im Laufe der Zeit. Diese Befunde bilden für Susumu Shikano den Aus-
gangspunkt, neben der Thematisierungsfunktion der Massenmedien die Struktu-
rierungsfunktionen zu berücksichtigen.298
Mit Hilfe des Framing-Konzept untersucht der Autor die kollektive Deutung po-
litischer Ereignisse durch Bürger und Medien bei der Bundestagswahl 1998. Nach
einer ausführlichen Diskussion des Forschungsstandes zum Frame-Paradigma299
Politische Kommunikation in der demokratischen Gesellschaft. Ein Handbuch mit Lexikonteil.
Opladen/Wiesbaden 1998, S. 83.
295Vgl. ebd., S. 86.
296Patrick Rössler (1997), S. 383 f.
297Elmer E. Schattschneider: The Semisovereign People: A Realist’s View of Democracy in America.
New York 1964, S. 68, Hervorhebung im Original, zitiert nach: Susumu Shikano: Die soziale
Konstruktion politischer Wirklichkeit. Zur kollektiven Deutung der Bundestagswahl 1998 durch
Medien und Bürger. Frankfurt a. M. 2002, S. 23.
298Vgl. ebd., S. 22 f.
299Vgl. ebd., S. 25–52.
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überträgt Shikano Marvin Minskys Framework-Konzeption auf das Verständnis
von Politik. Kognitive Schemata sind für das menschliche Verstehen substantiell.
Sie stellen ein semantisches Netzwerk dar, dessen spezifische Knoten oder Ele-
mente und deren charakteristische Verknüpfungen Bedeutung konstituieren. Die
Knoten dieses Schemas sind hierarchisch angeordnet. Je größer die für einen Men-
schen subjektiv verbürgte Gültigkeit der einzelnen Elemente, desto stabiler und
als Informationselement höherwertiger sind sie. Die europäische Gemeinschafts-
währung Euro besitzt als Zahlungsmittel eine hohe subjektive Gültigkeit. Aus-
gehend von diesem Knoten verlaufen zahlreiche Assoziationsketten, die weitere
Elemente (z.B. Inflationsangst, Europäische Zentralbank, . . . ) miteinander verbin-
den und so ein spezifisches semantisches Netzwerk bilden. Ein solches kognitives
Schema lässt sich als Prädisposition auffassen, die sich in politischen Sozialisati-
onsprozessen verfestigen können.
Zum besseren Verständnis ist es hilfreich, zwischen Frames auf sozial-kommuni-
kativer Ebene und Schemata im kognitiv-individuellen Bereich zu unterscheiden.
Wobei jeder Frame mindestens ein Element besitzt, das als Vermittlungspunkt
zwischen Individual- und Sozialebene dient. Diesen Punkt bezeichnet Shikano als
Bezugssymbol.300 Im praktischen Lebensvollzug bilden die Menschen eine Vielzahl
von Deutungsrahmen aus, die zusammen eine latente Gesamtstruktur verschiede-
ner bedeutungsvoller Elemente und deren Verknüpfungen bereitstellen. Daraus
kann sich Sinn konstituieren, sobald Kommunikation einzelne Knoten aktiviert
und betont, die dann als spezifisches Netzwerk Bedeutung herstellen. Das Framing
bezeichnet eine solche Aktivität, die auf die Erzeugung einer bestimmten konsis-
tenten Logik abzielt.301 Ob im politischen System, im Medienbereich, in der Wis-
senschaft oder in der Alltagswelt der Bürger, dieser Prozess ereignet sich auf allen
Ebenen unter je verschiedenen Bedingungen, die wiederum charakteristisch für
die jeweiligen gesellschaftlichen Teilsysteme sind. Medienberichterstattung ver-
mittelt einen anderen Blickwinkel als ein Gespräch unter Freunden.
Framing-Prozesse grenzen Themen des Lebensvollzugs ein und ab, konstituieren
Bedeutung und ermöglichen gemeinsame Verständigung. Vor allem die Kommuni-
kationsangebote der Massenmedien sind in modernen Demokratien dafür maßgeb-
lich. Das Mediensystem versorgt die Bevölkerung tagtäglich mit Nachrichten aus
allen Teilen der Welt. Dabei erfolgt eine Auswahl und Formgebung der Informatio-
nen. Medienwirkung vollzieht sich durch einen komplexen Meinungsbildungspro-
zess, in dem lebensweltliche Erfahrungen einfließen und der sich unter Rückgriff
auf Medienangebote ereignet. Die Produkte von Zeitung, Radio, Fernsehen stehen
als Medienframes für die Interpretation von Ereignissen zur Verfügung und wer-
den – davon ist angesichts der für Medienkonsum verwendeten Zeit auszugehen –
300Vgl. ebd., S. 54–59.
301Vgl. ebd., S. 69 f.
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in einem Rezeptionsprozess genutzt.302
Was bedeutet das nun für das Verhalten der Wähler? Demokratische Wahlen
können als kollektive Handlung aufgefasst werden, in der sich die politischen Prä-
dispositionen der Bürger zu Issues, Parteien und Kandidaten im Rahmen eines in-
stitutionellen und wahlrechtlichen Gefüges in das politische System abbilden. Die
vom Volk legitimierten politischen Akteure reklamieren für sich einen Wählerauf-
trag, der Ausdruck politischer Einstellungen ist, die sich eben auch durch Framing-
Prozesse konstituieren. Wie stark solche Einflüsse sein können, zeigt sich an Zei-
ten besonders dichter politischer Kommunikation wie etwa Wahlkämpfen. Shikano
weist nach, dass die Bürger vor und nach der Bundestagswahl 1998 unterschied-
liche politische Präferenzen besaßen. Die Motive für ihre Stimmabgabe änderten
sich im Zuge der Nachwahlberichterstattung. Ein Teil der Wähler übernahm die
in den Medien von Politiker, Journalisten und Wissenschaftler propagierten Wahl-
motive, um ihr Votum zu rechtfertigen. In diesem Fall trugen Medienberichte dazu
bei, den Wahlausgang zu rationalisieren. Der von den Parteien reklamierte Wäh-
lerauftrag, wurde dadurch erst im Zuge der Nachwahlberichterstattung – zumin-
dest teilweise – „erfunden”.303
2.5.2 Kritik
Der Bereich politische Kommunikation fristete in der Wahlforschung lange Zeit ein
Schattendasein. Obwohl sich mit Beginn der 1970er Jahr die Forschungslage ver-
besserte, sind abgesehen von einigen Wirkungshypothesen theoretische Grundla-
gen und empirisch gesicherte Ergebnisse rar. Dass kommunikative Prozesse Ein-
fluss auf die Stimmabgabe besitzen, ist weitgehend unumstritten. Freilich bleibt
die Art und das Ausmaß möglicher Wirkungen ebenso fraglich, wie die Berücksich-
tigung in Erklärungsmodellen des Wahlverhaltens. Insofern betritt man ein über-
wiegend unbestelltes Feld in der Wahlforschung. Dennoch erachte ich es als not-
wendig, den Komplex politische Kommunikation zu berücksichtigen. In demMaße,
wie sich sozialstrukturelle Bindungen lösen, immer weniger Wähler sich mit einer
Partei identifizieren und Ideologien verblassen, gewinnen Kommunikationsprozes-
se an Bedeutung. Ein homogenes soziales Umfeld, starke Parteibindungen, ein fes-
tes Überzeugungssystem ermöglichen den Bürgern, den hochkomplexen Bereich
des Politischen zu verstehen und eine begründete Wahlentscheidung zu treffen.
Doch wie überblickt ein Wähler ohne dies das weite Feld der Politik? Woher oder
woraus bezieht er einen Maßstab, mit dem er Parteien, Kandidaten und Issues be-
302Vgl. Siegfried J. Schmidt: Die Wirklichkeit des Beobachters. In: Klaus Merten/Schmidt, Siegfried
J./Weischenberg, Siegfried (Hrsg.): Die Wirklichkeit der Medien. Eine Einführung in die Kommu-
nikationswissenschaft. Opladen 1994, S. 15 f.
303Vgl. Susumu Shikano (2002), S. 254 f.
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wertet? Nun, ihm wird wohl nichts anderes übrig bleiben, als sich zu informieren
bzw. sich informieren zu lassen: aus persönlichen Gesprächen, der Zeitung, dem
Fernsehen, den Medien im Allgemeinen, bei Wahlkampfveranstaltungen vor Ort;
kurz: durch seine Beteiligung an politischer Kommunikation. Mit dem beschriebe-
nen Prozessen geht ein tiefgreifender Wandel der Politikvermittlung einher. Doch
weder möchte ich einen neuen, durch die Informationsangebote aufgeklärten und
hoch rationalen Wählertypus das Wort reden, noch ein durch rasch wechselnde
Stimmungszyklen und universellen Infotainments gestörtes Kommunikationsver-
hältnis konstatierten. Vielmehr plädiere ich dafür, die Einflüsse politischer Kom-
munikation als eigenständigen Komplex bei der Erklärung von Wahlverhalten zu
berücksichtigen. Agenda-Setting und Framing-Prozesse in das zu entwickelnde in-
tegrative Erklärungsmodell einzubinden, erachte ich als einen ersten Schritt.
Medienagenda und die Art der Aufbereitung von Nachrichten können also Ein-
fluss auf unsere Wahlentscheidung nehmen. Die Betonung liegt auf können, der
individuelle Rezeptionsprozess ist nicht zu vernachlässigen. Medienangebote soll-
ten als Kopplungsangebote verstanden werden, die es den Bürgern ermöglichen,
ihre Vorstellung von der Welt mit der medienübermittelten abzugleichen und diese
gegebenenfalls zu übernehmen, teilweise zu übernehmen oder abzulehnen. Alleine
die Tatsache, dass in einer bestimmten Art und Weise berichtet wird – und sei es
noch so häufig und penetrant –, bedeutet noch lange nicht, diese Sichtweise auto-
matisch zu übernehmen. Medienberichterstattung ist ein Faktor unter vielen, der
im individuellen Nachrichtenverarbeitungsprozess genutzt wird; wie und mit wel-
cher Wirkung ist aber von weiteren Einflüssen abhängig, etwa von persönlichem
Wissen und Einstellungen, dem politischem Klima des sozialen Umfelds oder den




3.1 Reformulierung und Aufbereitung der
Bestimmungsgründe
3.1.1 Stabile Determinanten
Gestiegener Wohl- und Bildungsstand, Individualisierung und Pluralisierung von
Soziallagen, zunehmende Anforderungen sozialer Mobilität, verkleinerter Hand-
lungsspielraum politischer Eliten im Zeichen des Primats der Ökonomie und trans-
sowie internationaler Organisationen sind einige Schlagwörter, die das weite Feld
gesellschaftlicher Modernisierung umreißen. Die sozialstrukturelle Wahlforschung
blieb davon nicht unberührt. Als sich immer deutlicher abzeichnete, dass die tra-
ditionellen Cleavages ermatten und deren Vermittlungsleistung zwischen sozial-
strukturellen Eigenschaften und Wahlentscheidung nicht mehr ohne weiteres ge-
geben ist, reagierte die Forschung auf diese Herausforderungen in zweierlei Hin-
sicht. Zum einen argumentierte sie seltener mit gruppenkonformen „class” oder
„group voting” und häufiger mit gruppeninduzierten „issue voting”. Zum anderen
hielt sie nach neuen Konfliktlagen und sozialen Gruppen Ausschau, die das post-
industrielle Zeitalter prägen könnten. Wertorientierung und Lebensstilentwürfe
rückten in das Interesse der Wahlforschung und bereicherten diese. Dennoch ver-
blassen die Konturen der „alten Politik” nicht vollständig, sondern besitzen noch
immer einen Einfluss auf die Stimmabgabe. Als sich bekämpfende politische Lager
bestehen sie heute nicht mehr, allerdings entfalten sie als lebensweltliche Traditi-
onslinien mit unterschiedlichen Vorstellungen der Lebensführung noch immer ihre
Wirkung. Kulturelle Schranken und gegenseitige Vorurteile zwischen den Milieus
existieren fort.1 Die Konfrontation der „neuen” mit der „alten Politik” war und ist
Ausgangspunkt zahlreicher wissenschaftlicher Kontroversen, die sich grob unter
der Auseinandersetzung um Dealignment oder Realignment subsumieren lassen.
Daneben blieben jedoch die Fragen von sozialem Wandel und wechselndem Wahl-
verhalten im Rahmen sozialstruktureller Erklärungsansätze ungelöst. Siegwart
1Vgl. Michael Vester et al. (2001), S. 13.
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Lindenberg kritisierte zu Recht, der Wahlsoziologie fehle es an Möglichkeiten, die
Einflüsse der Mikro- auf die Makroebene zu berücksichtigten. Wie Lindenberg sehe
ich in den Grundlagen ökonomischer Theorien das Potential, die sozialstrukturel-
len, auch wertbasierten Erklärungsansätze zu bereichern und zu flexibilisieren.
Ich plädiere dafür, sozialstrukturelle bzw. wertbasierte Wähler-Parteien-Koali-
tionen nicht mehr ausschließlich als starre, sich kaum veränderbare Cleavages
zu konzipieren, sondern als Bündnisse, die sich aufgrund einer bestimmten sozi-
alstrukturellen oder wertorientierten Politiknachfrage der Wähler bilden, da sie
auf ein passendes, ebenfalls veränderbares Politikangebot der Parteien treffen.
Wähler und Parteien, beide mit Ungewissheiten konfrontiert, sind rationale Ak-
teure auf einem Markt, auf dem die Parteien um politische Unterstützung wer-
ben und die Bürger die Umsetzung bestimmter politischer Ziele fordern. Sozia-
le Gruppen dienen dem Wähler als Referenzpunkte des politischen Raums bzw.
„information shortcuts”, um die Intensität von Unsicherheit zu reduzieren. Es ist
unerheblich, ob es sich dabei um fest verwurzelte sozialstrukturelle, über gesell-
schaftliche Wertorientierung ideologisch aufgeladene, kulturell überhöhte Cleava-
ges oder locker verbundene, durch gemeinsame Lebensstilentwürfe gekennzeich-
nete Gruppen handelt. Die Übergänge in Organisationsgrad, Ausmaß sozialer Kon-
trolle, Gruppen- und Konformitätsdruck sowie möglicher Sozialisationsleistungen
sind ebenso fließend, wie der zwischen „group” und „issue voting”. Meiner Auffas-
sung von Wähler-Parteien-Koalitionen folgt der Ulrich Becks:
„Es werdenKoalitionen punktuell, situations- und themenspezifisch und durch-
aus wechselnd mit unterschiedlichen Gruppen aus unterschiedlichen Lagen
geschlossen und wieder aufgelöst. [...] Koalitionen sind in diesem Sinne situati-
ons- und personenabhängige Zweckbündnisse im individuellen Existenzkampf
auf den verschiedenen gesellschaftlich vorgegebenenKampfschauplätzen. Hier
wird erkennbar, wie im Zuge von Individualisierungsprozessen Konfliktlinien
und -themen eine eigentümliche Pluralisierung erfahren.”2
Anders als Beck im Rahmen seiner Individualisierungsthese schließe ich stabi-
le Cleavages im ursprünglichen Sinne Lipsets und Rokkans nicht aus. Dazu be-
steht keine Notwendigkeit. Wähler können noch immer Teil eines politisch homo-
genen Umfelds mit ausgeprägter sozialer Kontrolle sein, etwa in religiös geprägten
Gemeinschaften. Außerdem besitzen situations- und themenspezifische Wähler-
Parteien-Koalitionen im Rahmen von „issue voting” das Potential sich mittel- und
langfristig zu dauerhaften Cleavages mit Eigenschaften des „group voting’s” zu ver-
festigen. Rationale Wähler folgen ihrer Interessenslage und stimmen für die Par-
tei, von der sie sich den größten Nutzen erwarten. Sind die Erfahrungen, die eine
Gruppe von Wählern über längere Zeit mit der Politik einer Partei macht, relativ
2Vgl. Ulrich Beck (1986), S. 159.
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gesehen positiv, können diese Erfahrungswerte als „information shortcuts” zu sta-
bilen Parteibindungen führen. Im Rahmen dieser Verknüpfung einer Politiknach-
frage der Wähler mit dem Politikangebot einer Partei, besetzt sie dauerhaft eine
dem Eigennutzen der Gruppe entsprechende „issue position” („issue ownership”).
Ohne triftigen Grund hat der Wähler keine Notwendigkeit, ein als Parteibindung
verfestigtes und bewährtes „information shortcut” aufzukündigen. Folgt der Ver-
bindung zwischen Wählern und Parteien eine organisatorische Verfestigung, die
sich ideologisch auflädt und kulturell überhöht, dann konstituiert sich aus dieser
anfänglich situations- und themenspezifischen Wähler-Parteien-Koalition ein sta-
biles Cleavage.
Eine solche Argumentation aus der Perspektive des rationalen Wählers unter-
scheidet sich nicht grundlegend von makrosoziologischen Überlegungen oder den
Wertewandeltheorien. Infolge der Friedens- und Umweltbewegung der 60er und
70er Jahre des vergangenen Jahrhunderts wurden Themen politisiert und neue
Wählergruppen mobilisiert. Zunächst fanden sie bei der SPD eine politische Hei-
mat, die jedoch mit der Übernahme der Regierungsgeschäfte der sozialliberalen
Bundesregierung im Jahr 1969 nach und nach in Frage gestellt wurde. Zu groß
waren auf der einen Seite die Unterschiede zwischen dem traditionellen Arbei-
termilieu der SPD und der so genannten „Neuen Linken”. Zu sehr belasteten auf
der anderen Seite die täglichen Regierungsgeschäfte im Zeichen wirtschaftlicher
Krisen und Stagnation sowie der Ost-West-Konflikt das Verhältnis zu der 68er-
Bewegung, deren Ruf nach Frieden und ökologischer Verantwortung von der SPD
zunehmend ungehört blieb. Das politische Spektrum zwischen alter und neuer Lin-
ken war auch für die sozialdemokratische Volkspartei zu groß.3 Eine beachtliche
Wählergruppe, von ihren alten Parteibindungen freigesetzt oder eben erst politisch
sozialisiert, strebte infolge der Auseinandersetzung unter dem Zeichen „neuer” ver-
sus „alter Politik” nach Repräsentation im politischen System. Im Frühjahr 1980
wurde dieser politischen Bewegung durch die Gründung der Partei der Grünen
entsprochen. Unter dem Banner der anfänglichen „Anti-Parteien Partei” sammel-
te sich eine heterogene Wählerschaft, die entlang der Konfliktlinie Materialismus
versus Postmaterialismus dem bundesdeutschen Parteiensystem eine neue Dimen-
sion politischer Polarisierung hinzufügte und die existierenden Parteibindungen
unter Druck setzte.4 Soziale Gruppen, Ideologien, gesellschaftliche Wertorientie-
rungen, Lebensstile besitzen eine unterschiedliche Distanz zum politischen Raum
und sind Referenzpunkte, „information shortcuts” der Wähler im Dickicht der Po-
3Vgl. Russell J. Dalton: The West German Party System between Two Ages. In: ders./Scott C. Flana-
gan/Paul Allen Beck (Hrsg.): Electoral Change in Advanced Industrial Democracies. Realignment
of Dealignment? Princeton 1984, S. 131.
4Vgl. Ronald Inglehart (1984), S. 68.
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litik. Sie dienen der Bewertung und Unterstützung von Parteien und Kandidaten.
Sie können, wie politische Akteure auch, Themen politisieren und mit (ideologi-
schen) Standpunkten aufladen, um im Wahlkampf für die Unterstützung ihrer
„issue position” zu werben. Hierfür sind die Erfolgsaussichten größer, wenn eine
Polarisierung entlang bereits verfestigter, ausgeprägter Cleavages erfolgt und sich
zwei politische Lager in einer symmetrischen Konfliktlage gegenüberstehen.
In der Wahlsoziologie herrscht eine Fülle unterschiedlicher Begriffe vor, wie et-
wa sozialstrukturelle Klassen, politische Lager, soziale Milieus oder Gesinnungs-
gemeinschaften. Bei deren Benutzung wird nicht immer deutlich, ob sie auch un-
terschiedliches meinen. Ich orientiere mich an folgender Unterscheidung: Auf ge-
sellschaftlicher Ebene existieren zum einen interessensgestützte sozialstrukturel-
le Klassen und zum anderen durch gemeinsame Wertorientierung und Lebensstile
gestützte soziale Milieus. Beide Typen sozialer Gruppen besitzen ein latentes Po-
tential bei entsprechender Mobilisierung nach Repräsentation ihrer spezifischen
Normen im politischen Raum zu streben. Dieser gruppenspezifischen Politiknach-
frage kann durch Parteien entsprochen werden, woraus sich Wähler-Parteien-Koa-
litionen, oder auch politische Lager konstituieren. Die in sozialen Milieus lebendi-
gen unterschiedlichen Lebensstile und Wertorientierungen können bei den Wäh-
lern ebenso den Wunsch nach Umsetzung der entsprechenden Politik hervorru-
fen, wie die in sozialstrukturelle Klassen organisierten Interessen. Auch hier un-
terbreiten die Parteien den Bürgern Politikangebote, bestimmte Werte im politi-
schen Raum zu vertreten. Innerhalb des integrativen Erklärungsmodells führe ich
den Komplex „Wertorientierung/Lebensstile” als notwendige Ergänzung zu sozial-
strukturellen Interessenslagen ein. Abbildung 3.1 veranschaulicht die reformulier-
ten soziologischen Bestimmungsgründe.
Soziale Gruppen als Referenzpunkte und „information shortcuts” werden zu situ-
ations- und themenspezifischen Wähler-Parteien-Koalitionen, die sich sozialstruk-
turell verwurzelt, ideologisch aufgeladen und kulturell überhöht zu Cleavages im
Sinne Lipsets und Rokkans verfestigen können. In den meisten westlich orien-
tierten Gesellschaften lässt sich die politische Orientierung der Bevölkerung auf
folgende Konfliktdimensionen abbilden: Zentrum versus Peripherie, Kirche versus
Staat als Interessensgegensatz bzw. religiöse versus säkulare Wertorientierung,
Stadt versus Land, Kapitaleigner versus Arbeitnehmer als Interessensopposition
bzw. links-rechts Materialismus als Wertorientierung und materialistische versus
postmaterialistische bzw. libertäre versus autoritäre Wertorientierung. Diese ge-
sellschaftlichen Spannungslinien erweisen sich allen Unkenrufen zum Trotz als
äußerst widerstandsfähig gegenüber Modernisierungsprozessen und prägen noch
heute die Parteiensysteme vieler Länder und das Wahlverhalten ihrer Bürger.
74
3.1 Reformulierung und Aufbereitung der Bestimmungsgründe
Abbildung 3.1: Soziologische Bestimmungsgründe
Quelle: eigene Darstellung
Mit der vorgelegten Reformulierung sozialstruktureller und wertbasierter Theo-
rien des Wahlverhaltens werden keine Errungenschaften der soziologischen Erklä-
rungsmodelle aufgegeben. Sie bietet jedoch mehr Spielraum. Die Qualität, Quan-
tität und Stabilität der Wähler-Parteien-Bindungen hängt entscheidend von der
Politiknachfrage des Wählers und von dem Politikangebot der Parteien ab und
kann in der Summe in Cross-Pressure Effekten oder in fester Parteibindung resul-
tieren. Auch die Frage nach Dealignment oder Realignment von Parteiloyalitäten
ist keineswegs vorgezeichnet. Beide Entwicklungen bleiben innerhalb des Modells
erklärbar. Außerdem sprechen für solch eine Umformulierung die mitunter stark
abweichenden sozialstrukturellenWählerschichten der Parteien im deutschen Ost-
West-Vergleich.5 Es zeigt sich, dass das politische System der Bundesrepublik ge-
nug Spielraum bietet, regional unterschiedliche Wähler-Parteien-Koalitionen ent-
stehen zu lassen.6 Parteibindungen werden also nicht einem Automatismus fol-
gend geschlossen, sondern unterliegen subjektiven Verarbeitungsprozessen, in de-
5Vgl. Karl Schmitt: Sozialstruktur und Wählerverhalten. In: Oscar W. Gabriel (Hrsg.): Politische
Orientierung und Verhaltensweisen im vereinigten Deutschland. Opladen 1997, S. 446.
6Vgl. ebd., S. 445.
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nen sich die regional unterschiedlichen, politischen Kulturen entfalten können.
Das Ann Arbor Modell der Michigan-Schule, bereits für sich genommen ein An-
satz der sozialpsychologische Orientierungen und individualpsychologische Ein-
stellungen miteinander verknüpft, ist der Kern des integrativen Erklärungsmo-
dells. Dessen maßgebliche Variable die Parteiidentifikation gilt noch immer als
vielversprechender Ausgangspunkt bei der Analyse des Wählerverhaltens. „Par-
teibindungen [beeinflussen] die Wahlentscheidung nach wie vor in hohem Maße.
Zwei Drittel der Westdeutschen und gut 50 Prozent der Ostdeutschen verfügen
über entsprechende Bindungen, die sich zumindest im Vorfeld von Bundestags-
wahlen durch Wahlkämpfe aktivieren lassen.”7
Die Identifikation mit einer Partei galt in „The Voter Decides” noch etwas vage
als psychologische Mitgliedschaft. Campbell, Gurin undMiller verzichteten darauf,
herauszuarbeiten woraus sie sich speist. Die Autoren verwiesen lediglich auf den
Konformitätsdruck von Gruppen. In „The American Voter” präzisierten Campbell
et al. das Konzept der Parteiidentifikation mit Hilfe des „funnel’s of causality” und
feldtheoretischen Überlegungen als Destillat vergangener politischer Erfahrungen
eines Menschen.8 In „The New American Voter” ordnen Miller und Shanks Par-
teibindungen als Vermittlungsinstanz zwischen sozialstrukturellen Eigenschaften
und der Stimmabgabe ein.9 Uwe W. Gehring und Jürgen R. Winkler konkretisie-
ren weiter: Sozialstrukturelle Determinanten und Wertorientierung bzw. Lebens-
stile verdichten sich im Laufe politischer Sozialisation und führen über die sub-
jektive Wahrnehmung von Wähler-Parteien-Koalitionen zu unterschiedlich stark
ausgeprägter, affektiver Parteiorientierung.10 Von da aus ist es nur noch ein klei-
ner Schritt die Entwicklung des Konzepts der Parteiidentifikation fortzuschreiben
und zu argumentieren, dass die unterschiedlich stark ausgeprägten sozialstruk-
turell vermittelten bzw. wertbasierten Wähler-Parteien-Koalitionen zu mehr oder
weniger profilierten Identifikationen mit Parteien führen, da sich Politiknachfra-
ge der Wähler und Politikangebote der Parteien wenigstens teilweise entsprechen.
Abbildung 3.2 auf der nächsten Seite veranschaulicht diese Konzeption.
7Ulrich Eith: Parteibindungen in Deutschland. Einstellungsprofile, Wahlrelevanz, politische Hand-
lungsmöglichkeiten. Sankt Augustin 2005, S. 23 f.
8Vgl. Angus Campbell et al. (1960), S. 34.
9Vgl. Warren E. Miller/J. Merrill Shanks (1996), S. 240.
10Vgl. Uwe W. Gehring/Jürgen R. Winkler: Parteiidentifikation, Kandidaten- und Issueorientie-
rung als Determinanten des Wahlverhaltens in Ost- und Westdeutschland. In: Oscar W. Gabri-
el (Hrsg.): Politische Orientierung und Verhaltensweisen im vereinigten Deutschland. Opladen
1997, S. 475.
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Abbildung 3.2: Sozialstrukturelle Determinanten verdichten sich zur Parteiidenti-
fikation
Quelle: eigene Darstellung
Eine ausgeprägte Parteiidentifikation ist von kaum zu überschätzender Bedeu-
tung. Wie andere soziale Gruppen auch dienen Parteibindungen als Referenzpunkt
im politischen Orientierungssystem der Bürger. Aufgrund ihrer Nähe zum politi-
schen Raum, ihrer politischen Salienz, die in ihren Möglichkeiten politischer Ge-
staltung zum Ausdruck kommen, besitzen Parteien im Vergleich zu anderen Ver-
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einigungen einen herausragenden Stellenwert. Für die Entwicklung einer signifi-
kanten Parteiidentifikation sind ein politisch homogenes soziales Umfeld und ein
polarisiertes Parteiensystem förderlich. Sozialisationseffekte besitzen hierbei eine
gewisse Bedeutung, allerdings erschöpft sie sich nicht auf die primäre Sozialisati-
on im Elternhaus. Vor allem Auswirkungen des Lebenszyklus sind in Augenschein
zu nehmen. Wobei Einflüsse primärer und sekundärer sozialer Gruppen in ihrer
Wirkung nur schwerlich zu bestimmen sind, zu unterschiedlich können die indivi-
duellen Reaktionen darauf ausfallen. Daneben müssen auch Mehrdimensionalität
und Vielstimmigkeit von Parteiidentifikation(en) Berücksichtigung finden. Die af-
fektiven Bindungen besitzen sowohl eine Richtung, die sich auch als Antipathie
gegenüber Parteien zeigen kann (negative Parteiidentifikation), als auch eine In-
tensität. Sie können gegenüber verschiedenen Parteien unterschiedlich ausgeprägt
sein.
Erfolgt die Stimmabgabe lediglich aufgrund der in diesem Abschnitt vorgestell-
ten, stabilen Determinanten, spricht man von einer Normalwahl oder „normal vo-
te”.11 Dieses ursprünglich von Philip E. Converse im Anschluss an die Parteiiden-
tifikation entwickelte Konzept12 wurde auch auf andere langfristige Einflussfak-
toren übertragen13. Dementsprechend läge ein Normalwahlergebnis vor, wenn bei
einer Wahl keinerlei kurzfristigen Motive das Elektorat beeinflussen würde. Die
Abweichungen des Wählervotums von der Normalwahl sind insbesondere in län-
gerfristiger Perspektive bei Zeitreihen sehr aufschlussreich für die Interpretation
von Wahlergebnissen.14
3.1.2 Kurzfristige Motive
Neben den stabilen Determinanten führen den Wähler kurzfristige Motive zu einer
Wahlentscheidung, die sich auf die Bewertung von Parteien und Kandidaten mit-
tels der in den Köpfen der Bürger vorherrschenden Themenagenda konzentrieren.
Diese entsteht aus einen komplexen individualpsychologischen und gruppendyna-
mischen Weiterverarbeitunsprozess medienvermittelter Informationen, der maß-
geblich aus der individuellen Themenbetroffenheit und der Beschaffenheit sozialer
11Eine Normalwahl kann auch vorliegen, wenn kurzfristigeMotive zwar die Wahl beeinflussen, diese
sich aber in ihrer Wirkung gegenseitig aufheben, so dass ausschließlich stabile Determinanten
des Wahlverhaltens zur Geltung kommen. Vgl. Harald Schoen/Cornelia Weins (2005), S. 218.
12Vgl. Philip E. Converse: The Concept of a Normal Vote. In: Angus Campbell/ders./Warren E. Mil-
ler/Donald E. Stokes (Hrsg.): Elections and the Political Order. New York, S. 9–39.
13Vgl. etwa Franz Urban Pappi/Susumu Shikano: Die politisierte Sozialstruktur als mittelfristig
stabile Basis einer deutschen Normalwahl. In: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsycho-
logie. 54. Jg. (2002), S. 444–475. Die Autoren schlagen vor die Normalwahl auf sozialstrukturelle
Determinanten anzuwenden.
14Vgl. Harald Schoen/Cornelia Weins (2005), S. 219.
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Netzwerke die persönliche Themenrelevanz bestimmt.15 Agenda-Setting determi-
niert vornehmlich die öffentliche Tagesordnung mehr oder weniger relevanter Is-
sues, die als Priming einen Bewertungsmaßstab für Parteien und Kandidaten defi-
nieren. Via Agenda-Cutting oder Agenda-Surfing besitzen die politischen Akteure
Möglichkeiten, Einfluss auf die Themenagenda zu nehmen. Diese ist jedoch nur die
Schablone für das Design16 eines individuellen Bewerbungsmaßstabs, in dem die
persönliche Themenrelevanz und die des sozialen Umfelds („issue publics”) eine
nicht zu unterschätzende Rolle spielen.
Politische Sachfragen sind „valence issues” oder „position issues”. Erstere umfas-
sen gesellschaftlich unumstrittene Themen allgemein anerkannter Ziele nationa-
ler Regierungspolitik (Frieden, Wohlstand, etc.). Hier beurteilen die Wähler Partei-
en und Kandidaten anhand der „valence issues” mittels retrospektiver Leistungs-
beurteilung. Sie erschöpft sich in eine Bewertung der für die Umsetzung der po-
litischen Ziele notwendigen Kompetenzen. Die amtierende Regierung steht in den
Augen der Wähler vornehmlich für die gegenwärtigen Verhältnisse in der Verant-
wortung und kann dabei von einem Amtsbonus profitieren oder für Missstände
in die Pflicht genommen werden.17 Im Rahmen von „valence issues” zeigt sich die
Zufriedenheit der Bevölkerung mit der gesellschaftlichen Situation. Sie ist gege-
benenfalls Impuls für Protestwahlverhalten und dem Wunsch der Wähler nach
politischer Veränderung.
Mögen auch die Ziele der Regierungspolitik unumstritten sein, der Weg, diese zu
erreichen, ist es häufig nicht. Politische Akteure können „valence issues” mit Hilfe
generalisierter politischer Positionen ideologisch aufladen und beziehen hierzu un-
terschiedliche politische Standpunkte. Das verändert den Themencharakter. Bei
„position issues” erfolgt die Evaluierung von Parteien und Kandidaten mittels pro-
spektiver Bewertung, wie gut oder schlecht sie mit dem eigenen politischen Stand-
punkt übereinstimmen. Downsches Parteiendifferential und Trendfaktor vermit-
teln dem Wähler einen Eindruck seines Nutzeneinkommens, wenn diese oder jene
Partei an der Macht wäre. Dabei bedient er sich aus Gründen der Unsicherheit
15Selektive Medienverarbeitung aufgrund sozialstruktureller Eigenschaften oder Parteibindungen
besitzen unter den Bedingungen von Medienkommunikationssystemen moderner Gesellschaften
nur noch eine untergeordnete Rolle. Vgl. ebd., S. 495.
16In Anlehnung an Rösslers Begriff des Agenda-Designing, als Prozess der Medienrezeption auf in-
dividueller Ebene.
17Als im August 2002 die Elbe über die Ufer trat, wurde der Ruf nach schneller Hilfe und die Bereit-
stellung umfangreicher Finanzmittel für den Wiederaufbau laut. Der damalige Bundeskanzler
Gerhard Schröder und die Regierung konnten kraft der Exekutive ein entschlossenes Krisenma-
nagement an den Tag legen, wohingegen die Opposition weitgehend tatenlos zusehenmusste. Das
sorgte für einen Stimmungsumschwung, der sich deutlich auf die Problemlösungskompetenzen
einer Regierungspartei auswirkte. Vgl. Oskar Niedermayer: Wandel durch Flut und Irak-Krieg?
Wahlkampfverlauf und Wahlkampfstrategien der Parteien. In: Bayerische Landeszentrale für po-
litische Bildungsarbeit (Hrsg.): Bilanz der Bundestagswahl 2002. Voraussetzungen, Ergebnisse,
Folgen. München 2003, S. 46–48.
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und der Informationskosten den erwähnten „information shortcuts” und belohnt
verlässliche und verantwortliche, also ehrliche Parteien. In Mehrparteiensystemen
sind außerdem die Koalitionsoptionen zu berücksichtigen. Eine profilierte und be-
kannte Politik der Parteien sowie eine geringe Anzahl möglicher Koalitionen er-
leichtern den Bürgern derartige Überlegungen. Ferner erklärt sich aus der Stimm-
abgabe aufgrund von „position issues” die Unterstützung kleiner Parteien. Die
Wähler können etwa eine langfristige Strategie verfolgen, die das Votum für eine
noch nicht etablierte Partei vorsieht, da sich ihr politischer Standpunkt am besten
mit dem Eigenen deckt, aber auch Protestwahlverhalten ist angesichts konflikt-
trächtiger Sachfragen denkbar. Droht die bislang unterstützte Partei von einem
für den Wähler wichtigen politischen Standpunkt abzurücken, kann eine Stimm-
abgabe gegen diese Partei, ihr den damit einhergehenden drohenden Verlust von
Wählerstimmen ins Bewusstsein rufen und sie letztlich wieder auf die gewünschte
politische Linie zurückbringen. Daneben gilt es, den Charakter der Parteien in Au-
genschein zu nehmen. „Policy-” und „office-seeking” Parteien können und müssen
im Koalitionsverbund mit einer „vote-seeking” Partei effektiv ihre Positionen zur
Geltung bringen. Vor allem deshalb werden sie gewählt.
Ein- und Abgrenzung von Issues erfolgt im Rahmen von Framing-Prozessen.
Darin liegt häufig der Schlüssel für politische Akteure, mehrheitsfähige Stand-
punkte zu besetzen und Kompetenzpunkte zu sammeln. Allerdings sind die Gren-
zen der Themen häufig fließend. Beinahe ständig kommen neue Aspekte hinzu,
während andere in Vergessenheit geraten. Auch hier nehmen die Massenmedien
einen beachtlichen Stellenwert ein. Ihre Kommunikationsangebote sind auf ge-
samtgesellschaftlicher Ebene die primären Stichwortgeber. Medien-Frames rah-
men Issues, messen ihnen unterschiedliche Bedeutung zu, heben Zusammenhän-
ge mit anderen Themen verschieden stark hervor und sind letztlich Schablonen
für individuelle und soziale Weiterverarbeitungsprozesse, auf die sich die kogni-
tiven Schemata der Wähler gründen.18 Der Tenor der Medienberichterstattung
ist nicht zuletzt unter diesem Aspekt aufschlussreich für die Wahlforschung. Das
Mediensystem unterliegt einer einheitlichen Selektions- und Präsentationslogik,
bestimmt maßgeblich die Themenagenda und definiert Grenzen und Bedeutung
von Issues. Ausschließlich auf dieser medienvermittelten Grundlage kann selek-
tive Mediennutzung einsetzen. Drängen neue Fragen auf die politische Tagesord-
nung, herrscht in der Bevölkerung ein allgemeines Orientierungsbedürfnis, das
18In diesem Zusammenhang wird immer wieder der Vorwurf der Selbstmediatisierung der Politik
laut. „Auf Seiten der Politik führt die Schlüsselrolle des Mediensystems zur Vermehrung und zur
Professionalisierung der Anstrengungen, ein Höchstmaß an Kontrolle über die Darstellung der
Politik im Mediensystem zurückzugewinnen. Zu diesem Zweck mediatisiert sie sich mit Energie
und professionellem Rat vehement selbst.” Thomas Meyer: Mediokratie – Auf dem Weg in eine
andere Demokratie? In: Aus Politik und Zeitgeschichte. 52. Jg. (2002), B 15–16, S. 8.
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durch Medienberichterstattung gedeckt wird. In diesen, eher seltenen tabula-rasa
Situationen ist die Medienwirkung besonders hoch.
Der Einfluss der Medien gilt auch bei der Vermittlung von Kandidateneigen-
schaften als stark. „Kandidatenimages beruhen einerseits auf aktuellen Eindrück-
en, andererseits müssen sie vor dem Hintergrund der oft über Jahre hinweg ge-
wonnenen Erfahrungen mit den betreffenden Politikern gesehen werden. Beide
Eindrücke sind in der Regel medienvermittelt.”19 Grundsätzlich besitzt die Kandi-
datenorientierung jedoch nur einen geringen Einfluss auf die Wahlentscheidung.
Allerdings konstituiert jeder Wahlkampf in dieser Hinsicht eine neue Situation.
Bei der Bundestagswahl im Jahr 2002 trat der damals amtierende Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder (SPD) gegen seinen Herausforder Edmund Stoiber (CSU) an.
Die Abstände in den Sympathie- und Kompetenzwerten der beiden Politiker betrug
im Norden Deutschlands 32 Prozentpunkte, in der Mitte 28 und im Süden lediglich
13 Punkte. Dies gilt als wichtiger Grund, warum die Union im Norden und Osten
besonders schlecht und im Süden besonders gut abgeschnitten hat.20
Abbildung 3.3: Kurzfristige Motive des Wahlverhaltens
Quelle: eigene Darstellung
Abbildung 3.3 stellt die kurzfristigen Wahlmotive schematisch dar. Agenda-
Setting und Framing konstituieren die politische Agenda aus „valence” und „po-
sition issues”. Priming, Framing und rationale Überlegungen (Nutzendifferential)
19Frank Brettschneider (2002), S. 135.
20Vgl. Oskar Niedermayer (2003), S. 52.
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wirken auf die Kompetenzzuweisung und der Einschätzung der politischen Stand-
punkte. Auf dieser Grundlage erfolgt die Evaluierung von Parteien und Kandi-
daten. Vor allem aus medienvermittelten Eindrücken kristallisieren sich Kandi-
datenimages heraus. Die Wahrnehmung politiknaher Eigenschaften ist stärker
von den politischen Prädispositionen der Rezipienten stimuliert, als unpolitische
Merkmale. Kandidaten- und Parteiorientierung besitzen für die Wähler einen un-
terschiedlichen Stellenwert und grundsätzlich einen eigenständigen Einfluss auf
die Stimmabgabe. Parteien und Kandidaten stehen ebenso wie die komplette Par-
teiprogrammatik lediglich als komplettes Paket zur Wahl. Der Wähler muss eine
Gesamtbeurteilung des politischen Angebots vornehmen. Zwischen Parteien- und
Kandidatenorientierung ist daher eineWechselwirkung plausibel, die die Wahlprä-
ferenz verstärken oder abschwächen kann.
3.2 Integration der Bestimmungsgründe
Das individuelle Wahlverhalten resultiert aus dem Spannungsverhältnis stabiler
Determinanten und kurzfristiger Motive. Drei Variablen sind es – eine stabile,
zwei kurzfristige –, die direkt auf die Stimmabgabe einwirken: Parteiidentifikati-
on, Kandidaten- und Parteienorientierung. Parteibindungen speisen sich aus sozi-
alstrukturellen bzw. wertbasierten Wähler-Parteien-Koalitionen. Der Orientierung
an Parteien und Kandidaten liegt ein Interesse an politischen Sachfragen zugrun-
de. Im Folgenden füge ich die langfristigen und unbeständigen Einflussfaktoren zu
einemModell des individuellen Wahlverhaltens zusammen und vervollständige es,
indem ich Anknüpfungspunkte und gegenseitige Abhängigkeiten benenne.
Die Zugehörigkeit zu oder Identifikation mit sozialstrukturellen Klassen und so-
zialen Milieus besitzt keinen direkten Einfluss auf das individuelle Wahlverhal-
ten. Zwar sind sie eine erste Ursache politischen Verhaltens, vermögen jedoch eine
Wirkung erst zu entfalten, wenn deren spezifische Eigenschaften oder Kategori-
en politisch relevant werden. Sobald soziale Gruppen politische Interessen formu-
lieren oder als Form von Ideologie bestimmte gesellschaftliche Werte verfolgen,
drängen sie mit einer bestimmten Politiknachfrage in den politischen Raum. Der
Wähler kann sie als „information shortcut” bzw. Referenzpunkte mit dem Politik-
angebot der Parteien vergleichen. Erst jetzt, da Charakteristiken sozialer Gruppen
politisiert sind, können sie individuelles Wahlverhalten anleiten: entweder, indem
Angebot und Nachfrage über die Wahrnehmung von Wähler-Parteien-Koalitionen
zu einer signifikanten Parteiidentifikation führen, oder durch die Beurteilung von
„valence” und „position issues” im Rahmen rationaler Überlegungen und politi-
scher Kommunikation. Es ist weniger der Umstand, dass Klassen und Milieus das
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soziale Umfeld des Wählers konstituieren, als vielmehr die kaum zu überschätzen-
de politische Orientierungsleistung sozialer Gruppen, die es Wählern ermöglicht,
in rationalen Nutzenerwägungen und Rezeptionsprozessen medienvermittelter In-
formationen einen eigenen Standpunkt einzunehmen, der für die Evaluierung von
Parteien und Kandidaten taugt.
Das tragende Gerüst des integrativen Erklärungsmodells ist der sozialpsycholo-
gische Ansatz. Doch tritt neben die Parteiidentifikation nicht unmittelbar Issue-,
Parteien- und Kandidatenorientierung, sondern der Bereich politischer Kommu-
nikation. Durch diesen Schritt verfolge ich zwei Ziele. Einerseits finden die Wir-
kungshypothesen politischer Kommunikation in Erklärungsmodellen des Wahl-
verhaltens explizit Berücksichtigung und bekommen deutlichen einen Platz zu-
gewiesen, innerhalb dessen sie zur Geltung kommen. Andererseits erhöht sich da-
durch das Verständnis für Charakteristiken der Wahlkampfkommunikation und
individuellen Entscheidungsprozessen vor einer Wahl. Grundlage für die Beurtei-
lung von Parteien und Kandidaten sind „valence” und „position issues”, die durch
Agenda-Setting und Framing-Prozesse die politische Agenda konstituieren. Die ei-
gentliche Bewertung politischer Standpunkte und die Kompetenzzuweisung an po-
litische Akteure erfolgt im Rahmen von Priming und Framing. Zur Verarbeitung
dieser medienvermittelten Informationen steht ein Überzeugungssystem in Form
politischer Standpunkte sozialer Gruppen zur Verfügung, das rationale Nutzener-
wägungen anleitet, politische Kommunikation prägt und in eine signifikante Par-
teiidentifikation münden kann, die ebenfalls für die Evaluierung von Parteien und
Kandidaten zur Verfügung steht. Entgegen den Annahmen des Ann Arbor Modells
ist der indirekte Einfluss von Parteibindungen auf die Wahlentscheidung nur zu ei-
nem geringen Umfang selektiver Mediennutzung geschuldet. Egal welcher Partei
sich die Wähler zugehörig fühlen, sie weisen die gleiche Problemwahrnehmung po-
litischer Sachfragen auf. Lediglich geringe quantitative Unterschiede zwischen den
einzelnen Parteianhängern konnten beobachtet werden. Die Aufmerksamkeit ist
vornehmlich durch die Medienberichterstattung gesteuert. Die indirekte Wirkung
der Parteiidentifikation liegt vielmehr in der Evaluierung von Parteien und Kan-
didaten begründet. Diejenigen Wähler, die sich mit einer Partei verbunden fühlen,
schreiben dieser die höchste Lösungskompetenz bei der Bewältigung politischer
Probleme zu.21 Gleiches gilt für die Beurteilung von „position issues”. Parteigän-
ger sehen sich bei politischen Sachfragen vor allem mit „ihrer” Partei im Einklang,
wobei ein von der Parteiidentifikation abweichendes Votum aufgrund kurzfristiger
Motive nicht ausgeschlossen ist. Hierbei kämen rationale Nutzenerwägungen zum
Tragen. Neben der stabilen Einflussvariable „Parteiidentifikation” treten die unbe-
21Vgl. Uwe W. Gehring/Jürgen R. Winkler (1997), S. 495 f.
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ständigen Beweggründe, die ihre Bedeutung für die individuelleWahlentscheidung
durch Prozesse politischer Kommunikation erhalten. Diese sind letztlich auch für
den rationalen Wähler maßgeblich. Nur Themen, die im Rahmen von Kommuni-
kation (partei-)politisch be- und verarbeitet werden, können als Grundlage ökono-
mischer Kalküle dienen.22 Ohne Zweifel, Parteiidentifikation und rationales Wahl-
verhalten sind miteinander kompatibel. Die wirklich interessante Frage ist: In wel-
chen Ausmaß beeinflussen kurzfristige Motive den Wähler im Vergleich zu seiner
Normalwahl?
Drängt ein Issue auf die politische Agenda und erfolgt eine Beurteilung politi-
scher Standpunkte bzw. Kompetenzen politischer Akteure, können sich hierdurch
Konsequenzen für Politiknachfrage der Wähler bzw. Politikangebote der Parteien
ergeben. Zum einen bewirkt das eine Aktualisierung gesellschaftlicher Konfliktla-
gen und eine Mobilisierung entlang der Cleavages. Besonders Zeiten sehr dichter
politischer Kommunikation, wie etwa Wahlkämpfe, sind Phasen, in denen Wähler-
Parteien-Koalitionen anhand akuter Streitfragen aufgefrischt werden.23 Zum an-
deren besitzen Issues das Potential eine Neuausrichtung politischer Ziele sowohl
bei den Parteien, als auch beim Wähler zu bewirken. Zu denken wäre etwa an die
deutsche Beteiligung am NATO-Einsatz im Kosovo. In der Regierungsverantwor-
tung stimmten die Partei „Bündnis 90/Die Grünen” dem militärischen Eingreifen
auf dem Balkan zu und verabschiedeten sich damit vom bedingungslosen Pazifis-
mus. Einige Wähler der Grünen verloren daraufhin ihre Parteibindung und such-
ten sich eine neue politische Heimat. Ein anderes Thema setzten die Anschläge
von New York und Washington am 11. September 2001 auf die Tagesordnung: den
Kampf gegen den internationalen Terrorismus. Der terroristische Gewaltakt ver-
stärkte das Bedürfnis nach Sicherheit, in dessen Folge materialistische Wertorien-
tierung eine Renaissance erfuhr. Diese Beispiele sprechen dafür, neben einer ak-
tualisierenden und mobilisierenden auch eine modifizierende Wirkung politischer
Issues sowie der Evaluierung von Parteien und Kandidaten auf Politikangebot und
-nachfrage sozialer Gruppen zu konzipieren. Aus einer historischen Perspektive
betrachtet, ist dies letztlich auch die Ursache gesellschaftlicher Cleavages. Issu-
ezentrierte politische Auseinandersetzungen prägen den politischen Wettbewerb
langfristig, wenn sie mittels einem generalisierbaren Standpunkt ideologisch auf-
geladen werden, in sozialen Gruppen strukturell verwurzeln und so ein organisa-
22Vgl. John R. Petrocik (1996), S. 825, 827, 829 f.
23Vgl. Franz Urban Pappi: Konstanz und Wandel der Hauptspannungslinien in der Bundesrepublik.
In: Joachim Matthes (Hrsg.): Sozialer Wandel in Westeuropa. Verhandlungen des 19. Deutschen
Soziologentages vom 17.–20. April 1979. Frankfurt a. M. 1979, S. 466 f.; Rainer-Olaf Schultze:
Strukturierte Vielfalt als Wählerentscheidung heute? Eine Analyse der Bundestagswahl vom 22.
September 2002. In: Eckhard Jesse (Hrsg.): Bilanz der Bundestagswahl 2002. Voraussetzungen,
Ergebnisse, Folgen. Wiesbaden 2003, S. 74.
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torisches Korrelat erhalten.24
Mit dieser Ergänzung rückkoppelnder Wirkungen kurzfristiger Beweggründe
auf die stabilen Determinanten ist das integrative Erklärungsmodell beinahe voll-
ständig. Um es zu komplettieren, bleibt lediglich noch der Hinweis, dass neben der
mittelbaren Wirkung eine profilierte Parteiidentifikation auch einen direkten Ein-
fluss auf die Stimmabgabe besitzt. Das gesamte Erklärungsmodell stellt sich wie
in Abbildung 3.4 dar.
Die schematische Darstellung möchte das Modell verdeutlichen und nicht den
Eindruck erwecken, individuelles Wahlverhalten käme einem strikten „Entschei-
dungsplan” gleich. Die einzelnen Komponenten verweisen auf vielfältige Bestim-
mungsgründe: sozialstrukturelle Determinanten, gesellschaftliche Wertorientier-
ung und Lebensstilentwürfe, sozialpsychologische Orientierungen und individual-
psychologische Einstellungen, rationale Nutzenkalküle ebenso wie sozialkonstru-
ierte Bedeutungen im Rahmen politischer Kommunikation. Sie konstituieren kei-
nen technischen Entscheidungsalgorithmus, sondern offenbaren die mannigfalti-
gen Beweggründe des Wählerverhaltens.
Die Beziehungen zwischen den verschiedenen Theorien des Wahlverhaltens tre-
ten in dem integrativen Modell deutlich hervor. Die Zugehörigkeit zu bzw. Iden-
tifikation mit sozialen Gruppen, die Erklärungsvariable des mikro- und makro-
soziologischen Ansatzes sowie der Theorie gesellschaftlicher Wertorientierung und
des Lebensstil-Modells, konstituiert Parteiidentifikation und prägt politische Kom-
munikation. Das Konzept rationaler Akteure auf einem Markt von Politikangebot
und -nachfrage des Rational-Choice Ansatzes flexibilisiert die stabilen Wahldeter-
minanten: Soziale Gruppen bleiben als feste Orientierungspunkte in einer Gesell-
schaft erhalten, ohne jedoch deren Konsequenzen für denWähler vorschnell festzu-
schreiben. Die Wirkungshypothesen politischer Kommunikation und die ökonomi-
sche Theorie der Demokratie ergänzen sich zu mehr als nur die Summe ihrer Kom-
ponenten. Der rationale Wähler mit Ungewissheit konfrontiert, stützt seine Nut-
zenkalküle auf Informationen, die ihm in Form kommunikativer Prozesse errei-
chen. Agenda-Setting, Priming und Framing steuern die Aufmerksamkeit, grenzen
Themen ein und ab, vermitteln Bedeutung und ermöglichen Verständigung. „Infor-
mation shortcuts” wie soziale Gruppen samt Meinungsführer, Werte und Ideologi-
en sowie Parteibindungen, geben dem Wähler einen Bewertungsmaßstab an die
Hand, womit politische Standpunkte eingeschätzt und Kompetenzen zugewiesen
werden. Die Kurzfristfaktoren des Ann Arbor Modells, Themen-, Partei- und Kan-
didatenorientierung, erschließen sich demnach aus Nutzenkalkülen einer rationa-
len Wahl unter Unsicherheit. Die politische Themenagenda und die Evaluierung
24Vgl. Franz Urban Pappi (1977), S. 196.
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von Parteien und Kandidaten beeinflussen wiederum die politischen Ziele sozia-
ler Gruppen. Zwischen sozialstrukturellen Klassen, sozialen Milieus und Partei-
en können sich hieraus situations- und themenbezogenen ad-hoc Bündnisse oder
stabile Wähler-Parteien-Koalitionen im Sinne historischer Cleavages bilden. Ein
Vergleich der Theorien des Wahlverhaltens zeigt: Die einzelnen Komponenten der
Erklärungsmodelle ergänzen sich in ergiebiger und systematischer Weise und ver-
mitteln so ein Gesamtbild der Wählermotive bei demokratischen Wahlen.
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Der Anspruch dieser Arbeit war es, die exklusiven Anwendungsbereiche zu erwei-
tern, die die verschiedenen Theorien des Wahlverhaltens für sich reklamieren, um
die unterschiedlichen Wählermotive zu einem einheitlichen Bild aneinanderzufü-
gen. Auf dem Fundament etablierter Theorien der Wahlforschung wurde ein inte-
gratives Erklärungsmodelle entworfen, das das individuelle Wahlverhalten in sei-
nen vielfältigen Facetten erfasst und eine systematische Gewichtung der einzelnen
determinierenden Faktoren erlaubt.
In der Wahlforschung dominieren drei Theoriestränge: die sozialstrukturellen,
die sozialpsychologischen und die Rational-Choice Ansätze. Daneben bereichern
verschiedene Zugänge und Fragmente der Kommunikationswissenschaft sowie des
disziplinübergreifenden Wissenschaftsbereichs des Wertewandels und der Lebens-
stilgruppen dieWahlforschung. Der mikrosoziologische Ansatz der Columbia-Schu-
le in den 40er Jahren des vergangenen Jahrhunderts bildet den Grundstein der
modernen Wahlsoziologie. Die historische Analyse gesellschaftlichen Wandels im
Cleavage-Modell von Lipset und Rokkan aus den 1960er Jahren ergänzt dessen
prognostische Fähigkeiten mit kausaler Erklärungskraft. Noch heute sind sie viel-
versprechender Ausgangspunkt von Wahlinterpretationen. Allerdings sind es er-
neut gesellschaftliche Modernisierungsprozesse wie gestiegene Anforderungen an
soziale Mobilität oder Individualisierungstendenzen, die die Aussagekraft der sozi-
alstrukturellen Theorien ernsthaft in Frage stellen. Daran konnte auch die Erwei-
terung sozialstruktureller Modelle um gesellschaftliche Wertorientierung nichts
ändern, obwohl dieser Schritt den Determinanten des Wahlverhaltens einen wich-
tigen Bestimmungsgrund hinzufügte. Soziale Gruppen spielen jedoch nicht nur
in der Wahlsoziologie eine Rolle. Als Referenzpunkte des politischen Raums oder
„information shortcuts” bereichern sie ebenso den sozialpsychologischen Ansatz
der Michigan-Schule oder Downs’ rationalen Wähler. Nicht zuletzt aus diesem
Grund plädiere ich dafür, sozialstrukturelle bzw. wertbasierte Wähler-Parteien-
Koalitionen nicht mehr ausschließlich als unflexible Cleavages zu konzipieren, son-
dern als Bündnisse, die sich infolge einer Politiknachfrage der Wähler bilden, da
sie einem Politikangebot von Parteien entsprechen. Dieser Schritt löst auch die
4 Schlussbetrachtung
Forderung Lindenbergs ein, in soziologischen Modellen Einflüsse der Mikro- auf
die Makroebene zuzulassen, um etwa sozialen Wandel nicht länger als autonomen
Prozess konzipieren zu müssen.
Die bis heute erfolgreichste, weil noch immer aussagekräftigste Theorie des
Wahlverhaltens ist der sozialpsychologische Ansatz. Von Wissenschaftlern der
„University of Michigan” in den 1950er und 1960er Jahren entworfen, bahnte er
sich seinen Weg durch die internationale und vergleichende Wahlforschung. Das
Erhebungsinstrumentarium und die Einflussvariablen des Ann Arbor Modells ha-
ben sich in diesem Zuge präzisiert, kamen aber auch verkürzt zur Anwendung. Die
Stärke des Ansatzes liegt in der schlüssigen Verknüpfung sozialstruktureller und
-psychologischer Merkmale und Orientierungen sowie individualpsychologischer
Einstellungen. Die Bemühungen, Anschluss an andere Modelle des Wahlverhal-
tens zu suchen, waren erfolgreich. Der sozialpsychologische Ansatz zeigt sich im
Einklang mit den Komponenten weiterer Theorien und stellt daher den Kern des
integrativen Erklärungsmodells dar.
Unter den Bedingungen der Ungewissheit für Wähler und Parteien offenbart der
Rational-Choice Ansatz vielversprechende Verbindungen zu sozialstrukturellen,
sozialpsychologischen und kommunikationswissenschaftlichen Theorien. Wie kein
anderes Erklärungsmodell beinhaltet die 1957 von Downs veröffentlichte Studie
bereits viele Grundzüge einer umfassenden Theorie der Demokratie, die das Fun-
dament für ein facettenreiches und bedeutsames Forschungsprogramm legen soll-
te. Dennoch ist die Aussagekraft ausschließlich ökonomischer Ansätze begrenzt.
Relativ hohe Kosten für Informationen über die zur Wahl stehenden Akteure über-
steigen angesichts eines großen Elektorats den zu erwartenden Eigennutzen der
Stimmabgabe. Dieses bislang ungelöste Wahlparadoxon fordert die Forschung noch
immer heraus. Doch der rationale Wähler ist als idealtypisches Gerüst insofern
fruchtbar, als dass Abweichungen von der rein rationalen Entscheidung helfen, die
tatsächlichen Wählermotive offenzulegen. Seine aufschlussreichen Prämissen und
Hypothesen durchdringen die anderen Wahltheorien und bereichern deren Ein-
flussvariablen.
Die Wahlentscheidung spielt sich vor dem Hintergrund medienvermittelter In-
formationen ab. In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts unterlag das Me-
diensystem einem grundlegenden Wandel, der bis heute andauert. Massenmediale
Kommunikation gewann gegenüber interpersonaler Kommunikation enorm an Be-
deutung. Lange Zeit schenkte die Wahlforschung den Einflüssen politischer Kom-
munikation auf das Wählervotum keine Beachtung. Der Erfolg des Modells des
zweistufigen Kommunikationsflusses, das nur einen geringen Effekt der Medien
auf politische Einstellungen postuliert, verstellte den Blick für tiefergehende Ana-
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lysen der Medienwirkung. Erst mit Beginn der 1970er Jahre und der Veröffent-
lichung der Chapel Hill Studien von McCombs und Shaw sollte sich daran et-
was ändern. Sie begründete die Agenda-Setting These der Medien und war Aus-
gangspunkt zahlreicher Anschlussuntersuchungen. Allmählich finden weitere Wir-
kungshypothesen politischer Kommunikation ihren Weg in die Wahlforschung, oh-
ne dass sich eine klare Entwicklungstendenz erkennen ließe. Neben der Thema-
tisierungsfunktion der Massenmedien gilt deren Strukturierungsfunktion als aus-
gemacht: Medien-Frames dienen in individualpsychologischen und gruppendyna-
mischen Rezeptionsprozessen als Schablonen kognitiver Schemata. Massenmedien
kommunizieren unüberhörbar strukturierte Themen, mittels derer die Bewertung
von Parteien und Kandidaten sowie deren Politik auf Grundlage rationaler Nut-
zenkalküle erfolgt. Dieser Argumentation folgt das integrative Erklärungsmodell.
Ihr unterschiedliche Beständigkeit unterteilt die reformulierten Einflussvaria-
blen in die Bereiche stabile Determinanten und kurzfristige Motive. Der erste
Komplex fasst die Faktoren der Normalwahl zusammen: Sozialstruktur, Wertori-
entierung, Lebensstilentwurf und Parteiidentifikation. Die unbeständigen Beweg-
gründe induzieren gegebenenfalls ein von der Normalwahl abweichendes Votum.
Sie umfassen durch politische Kommunikation und rationale Nutzenkalküle ver-
mittelte Einflüsse der Themen-, Parteien- und Kandidatenorientierung. Das Zu-
sammenspiel stabiler Determinaten und kurzfristiger Motive begründet individu-
elles Wahlverhalten. Die wissenschaftlich fundierten und verbürgten Ansätze so-
wie deren wissenschaftliche Rezeption dienen so als Grundlage eines einheitlichen
Theoriegebäudes der Wahlforschung. Sollte der Leser mir zustimmen, dass der hier
entworfene Erklärungsrahmen fruchtbare Erkenntnisse theoretischer Grundlagen
zusammenführt und neue Impulse für die Wahlforschung liefert, könnte die in
der Einleitung unbesehen mit „Ja” beantwortete Leitfrage, nun aus gutem Grund
genauso beantwortet werden: Die Ausschließlichkeit der verschiedenen Theorie-
stränge ist zu überwinden und die systematische Verknüpfung stabiler Determi-
nanten mit kurzfristigen Motiven zeigt sich flexibel genug, die wichtigsten Facet-
ten individuellenWahlverhaltens zu erfassen und deren tatsächlichen Einfluss auf
die Stimmabgabe einzuschätzen.
4.2 Offene Fragen
Manch einer mag vielleicht Vorbehalte gegenüber integrativen Ansätzen hegen:
Ermöglicht nicht gerade die Existenz verschiedener leistungsstarker Modelle des
Wahlverhaltens es der Wahlforschung überhaupt erst, den komplexen Prozess der
Wahlentscheidung in seinen unterschiedlichen Facetten differenziert zu analysie-
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ren? Ist ein integrativer Ansatz überhaupt wünschenswert? Werden Feinheiten
der in unterschiedlichen Wissenschaftstraditionen stehenden Theorie eingeebnet?
Die Ausführungen sollten verdeutlicht haben, dass die Aussagekraft der einzelnen
Theorien bei der Integration vollständig erhalten bleibt und der Erkenntnisgewinn
darin liegt, dass die Beweggründe des Wahlverhaltens systematisch miteinander
verknüpft werden. Allein eine Fülle unterschiedlicher Erklärungsansätze ist kein
Qualitätsmerkmal. Sie müssen sinnvoll zueinander in Bezug gesetzt werden, da-
mit aus der bloßen Fülle eine gewinnbringende Vielfalt theoretischer Modelle er-
wächst.
Wer dieser Auffassung folgt, stellt sich als Nächstes die Frage der empirischen
Überprüfung des integrativen Modells. Die Einflussfaktoren sind Teil wissen-
schaftlich verbürgter Ansätze, die bereits häufig im Rahmen empirischer Studi-
en zur Anwendung kamen. Die Operationalisierung der einzelnen Variablen soll-
ten kaum Probleme bereiten. Gleichwohl veränderte sich das Zusammenspiel der
wahldeterminierenten Faktoren erheblich. Sie wurden bisweilen modifiziert und in
einen veränderten Kontext gestellt. Das wirft folgende Fragen auf: Wie lassen sich
doppelte Messung der Wirkungen einzelner Variablen vermeiden bzw. deren Ein-
flussgrenzen klar bestimmen? Beispielsweise sind Politikangebot und -nachfrage
sozialer Gruppen sowohl Triebkraft von Wähler-Parteien-Koalitionen als auch Re-
ferenzpunkte im politischen Raum und „information shortcuts” für Nutzenkalküle.
Weiterhin ist fraglich, wie die vielschichtigen Einflüsse politischer Kommunikati-
on, etwa Medien-Frames oder kognitive Schemata, adäquat zu operationalisieren
sind? Berücksichtigt man ferner verstärkt individuelle Rezeptionsprozesse, ist die-
sen in empirischen Erhebungen Rechnung zu tragen. Unterscheiden sich öffentli-
che und individuelle Themenagenda? Welche Bedeutung besitzen die verschiede-
nen Sachfragen für die Wähler? Welche individuellen Implikationen und Konse-
quenzen ergeben sich für die Bürger aus den verschiedenen Issues? Wie wirken
sich diese auf die Beurteilung von Parteien und Kandidaten aus? Mit diesen und
weiteren Fragen sähe man sich bei einer empirischen Überprüfung des integrati-
ven Erklärungsmodells konfrontiert.
4.3 Ausblick
Zu Beginn des 21. Jahrhunderts steht die Wahlforschung vor neuen Herausforde-
rungen. Ein „weiter so” in den alten Mustern der Konfrontation zwischen theo-
riegeleiteten Überlegungen und empirischen Befunden können diesen nur unge-
nügend begegnen. Ausgehend von den umfangreichen Debatten in den 1950er bis
1970er Jahren hat sich die Wahlforschung etabliert, ausdifferenziert und theore-
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tisch wie methodisch konsolidiert. Freilich unter den Bedingungen eines dominan-
ten Ansatzes, dem sozialpsychologischen Modell der Michigan-Schule. Noch im-
mer sind Parteiidentifikation und Einstellungen zu Issues, Parteien und Kandida-
ten zentrale Komponenten zur Erklärung des Wählervotums. Doch in dem Maße
wie die Volatilität der Wählerschaft steigt und die Wahrscheinlichkeit eines sta-
bilen Normalwahlverhaltens sinkt, mögen individualpsychologische Variablen ge-
eignet sein persönliche Einstellungen zu messen, aber zur Erhellung der dahinter
liegenden Beweggründe – nicht zuletzt unter demokratietheoretischen Gesichts-
punkten von zentraler Bedeutung – können sie nur wenig beitragen. Daher plä-
diere ich dafür, neue Wege in der Wahlforschung zu beschreiten. Die Ausschließ-
lichkeit der verschiedenen Theoriestränge muss ebenso überwunden werden, wie
den Tendenzen eines theoretischen undmethodischen Monismus zu begegnen sind.
Selbstverständlich dürfen die Modelle der Wahlforschung nicht zur Beliebigkeit
verkommen. Dem tritt das entworfene integrative Erklärungsmodell entgegen. Es
skizziert einen theoretischen Rahmen, der den Einflussbereich der verschiedenen
Theorien eingrenzt. Systematische miteinander verknüpft und in ihrer Wirkung
gewichtet, vermitteln die wahldeterminierenden Faktoren ein umfassendes und
aussagekräftiges Bild des Wahlverhaltens.
Diese Theoriearbeit zeichnete die Entwicklung in der Wahlforschung nach und
zeigte Wege auf, die Ausschließlichkeit der verschiedenen Ansätze zu überwinden.
Überdies möchte der integrative Ansatz Impulse für künftige Forschungsarbeiten
liefern. Er steht als Ausgangspunkt zur Verfügung, die wahldeterminierenden Va-
riablen weiter zu differenzieren sowie das Verständnis für deren Wechselwirkun-
gen und Einflussnahmen auf die Stimmabgabe zu vertiefen. Das integrative Er-
klärungsmodells offenbart einen Pluralismus, der die Mannigfaltigkeit politischen
Verhaltens auch unter postmodernen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Be-
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